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Geschaftsordnung fur die Gerichte, Staatsanwaltschaften und die Amtsanwalt-

schaft (GO)'
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Erster Teil
Organisation und Dienstordnung

§1

Anwendungsbereich

(1) Die Geschaftsordnung regelt die Organisation und die Dienstordnung der Gerichte
der ordentlichen Gerichtsbarkeit, der Gerichte der Verwaltungsgerichtsbarkeit, der Ge-
richte der Sozialgerichtsbarkeit, der Gerichte der Arbeitsgerichtsbarkeit, des Hessi-
schen Finanzgerichts, der Staatsanwaltschaften und der Amtsanwaltschaft Frankfurt
am Main, deren Geschaftsgang - soweit dieser nicht in anderen Vorschriften behandelt
wird - und die Stellung und Aufgaben der daftir verantwortlichen Fihrungskrafte. Auf-
gaben und Rechtsstellung der Richterinnen und Richter, Staatsanwaltinnen und
Staatsanwalte, Amtsanwaltinnen und Amtsanwalte sowie Rechtspflegerinnen und
Rechtspfleger als Organe der Rechtspflege bleiben von der Geschaftsordnung unbe-
ruhrt.

(2) Die Regelungen der Gemeinsamen Geschéaftsordnung der Staatskanzlei, der Mini-
sterien des Landes Hessen sowie der Landesvertretung Berlin (GGO) vom 29. De-
zember 2021 (StAnz. 2022, S. 76) in der jeweils geltenden Fassung und der Anord-
nung Uber Organisation und Dienstbetrieb der Staatsanwaltschaft (OrgStA) vom
4. Juni 2009 (JMBI. S. 437) in der jeweils geltenden Fassung bleiben unberunhrt.

§ 2

Zweck

(1) Mit der Gewahrung effektiven Rechtsschutzes leisten die Gerichte, die Staatsan-
waltschaften und die Amtsanwaltschaft einen wesentlichen Beitrag zur Verwirklichung
von Recht und Gesetz. Die Geschaftsordnung soll dazu beitragen, die Organisation,
die Geschaftsverteilung (§ 14) und den Geschaftsgang einheitlich, zweckmafig, wirt-
schaftlich und birgerfreundlich zu gestalten.

(2) Die Geschaftsordnung ist gemeinsam mit der jeweiligen Verteilung der richterlichen
staatsanwaltlichen und amtsanwaltlichen Geschafte organisatorische Grundlage fur
die Erfullung der Rechtspflegeaufgaben bei Gerichten und Staatsanwaltschaften.

(3) Der Geschaftsgang ist im Sinne einer modernen und leistungsfahigen Rechts-
pflege und Verwaltung unter Beachtung technischer Neuerungen standig fortzuentwi-
ckeln.

(4) Die Bediensteten sind gehalten, auf eine nachhaltige, ressourcen- und kostenspa-
rende Arbeitsweise zu achten.

§3

Leitung der Gerichte, Staatsanwaltschaften und Amtsanwaltschaft

(1) Die Leitung des Gerichts und die Behordenleitung zeichnet sich durch fachliche
und soziale Kompetenz, Fuhrungskompetenz sowie durch kooperatives und vorbildli-
ches Verhalten aus. Sie schafft ein vertrauensvolles und leistungsférderndes Umfeld,
ist offen fur Kritik und fordert die berufliche Entwicklung der Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter.
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(2) Die Leitung des Gerichts oder die Behordenleitung bestellt unter anderem
1. die Stellvertretung der Geschéftsleitung (§ 4 Abs. 3),

2. die Stellvertretung der Personalreferentinnen und -referenten (§ 5),

3. erforderlichenfalls die Sachgebietsleitung (§ 7),

4. die Fortbildungsbeauftragte oder den Fortbildungsbeauftragten (§ 15).

(3) Die Leitungen des Gerichts oder die Behdrdenleitung der in Abs. 2 Satz 1 genann-
ten Dienststellen konnen die Bestellung einzelner der in Abs. 2 genannten Positionen
auf die Geschaftsleitung Ubertragen.

(4) Soweit Gerichte, Staatsanwaltschaften und die Amtsanwaltschaft in Verwaltungs-
sachen zur Zusammenarbeit verpflichtet sind oder ein Vorgang auch das Aufgaben-
gebiet eines anderen Gerichts, einer anderen Staatsanwaltschaft oder der Amtsan-
waltschaft berlhrt, sollen die betroffenen Leitungen gegenulber Dritten einen einheitli-
chen Standpunkt vertreten.

§4

Geschaftsleitung

(1) Die Leitung und Uberwachung des Geschéftsbetriebs obliegen der Geschéftslei-
tung. Deren Bestellung erfolgt durch das Hessische Ministerium der Justiz und fur den
Rechtsstaat. Die Geschaftsleitung wird durch eine Beamtin oder einen Beamten des
gehobenen oder des hoheren Dienstes wahrgenommen. Beschaftigte mit gleicher Eig-
nung kénnen ebenfalls zur Geschaftsleitung bestellt werden.

(2) Die Geschaftsleitung ist fur den Ablauf des gesamten Geschéaftsbetriebs des Ge-
richts oder der Behdrde verantwortlich. Uber Einwendungen gegen Anordnungen der
Geschaftsleitung entscheidet die Leitung des Gerichts oder die Behordenleitung; bis
zu deren Entscheidung gilt die Anordnung der Geschéftsleitung weiter.

(3) Fur die Stellvertretung der Geschaftsleitung gilt Abs. 1 Satz 3 und 4 entsprechend.
Beamtinnen und Beamte des mittleren Dienstes oder vergleichbare Beschaftigte kon-
nen ebenfalls, insbesondere um sich fur einen Aufstieg zu bewahren, zur Stellvertre-
tung der Geschaftsleitung bestellt werden.

(4) Die Geschaftsleitung bestellt im Einvernehmen mit der Leitung des Gerichts oder
der Behordenleitung

1. die fur das zentrale E-Mail-Postfach zustandigen Mitarbeiterinnen oder Mitarbei-
ter (§ 23 Abs. 3),

2. die Anwendungsbetreuerinnen oder Anwendungsbetreuer fur das elektronischen
Gerichts- und Verwaltungspostfachs (EGVP), das flr den elektronischen Rechts-
verkehr eingerichtet ist (§ 64 Abs. 3).

3. die zustandigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Scanstelle im Sinne der
Technische Richtlinie 03138 Ersetzendes Scannen® (TR RESISCAN) des Bun-
desamts fur Sicherheit in der Informationstechnik (BSI).



(5) Die Geschaftsleitung soll insbesondere

1.

die Angehdrigen des nichtrichterlichen und nichtstaatsanwaltlichen Dienstes zeit-
gemal und sachgerecht gemal® dem Erlass Uber die Grundsatze Uber Zusam-
menarbeit und Fuhrung in der hessischen Landesverwaltung vom 11. Juni 2018
(StAnz. 28/2018 S. 850) sowie nach dem Personalentwicklungskonzept der hes-
sischen Justiz fihren und sie unter Nutzung ihrer Kreativitat und Erfahrung an
der Weiterentwicklung von Geschéaftsablaufen sowie an strukturellen Verande-
rungen beteiligen,

einen wirtschaftlichkeitsorientierten Einsatz der zur Verfugung stehenden Mittel
veranlassen,

den Einsatz der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter regeln und darauf hinwirken,
dass die Vorschriften fur den Geschaftsbetrieb sowie die haushalts- und dienst-
rechtlichen Vorschriften eingehalten werden,

fur die Einarbeitung des nichtrichterlichen und nichtstaatsanwaltlichen Dienstes
sorgen,

die Aus- und Fortbildungsangelegenheiten des nichtrichterlichen und nichtstaats-
anwaltlichen Dienstes mit der oder dem oOrtlichen Fortbildungsbeauftragten re-
geln und durch praktische Unterweisung wirkungsvoll erganzen,

den Einsatz von Arbeitsmitteln aller Art regeln und Uberwachen sowie die Nut-
zung und die Funktionsfahigkeit der Informations- und Kommunikationstechnik
sicherstellen,

fur einen burgerfreundlichen, reibungslosen Ablauf des Publikumsverkehrs sor-
gen,

neben der Leitung des Gerichts oder der Staatsanwaltschaft und ggf. vorhande-
nen Pressereferentinnen oder Pressereferenten auf ein positives Erscheinungs-
bild des Gerichts oder der Behérde in der Offentlichkeit hinwirken.

(6) Ausgehend von den einschlagigen Bestimmungen zur Innenrevision/Geschaftspru-
fung flhrt die Geschaftsleitung auch die gerichts- oder staats- bzw. amtsanwaltschafts-
interne kleine Innenrevision/Geschaftsprifung durch. Die Geschaftsleitung kann die
kleine Innenrevision/Geschaftsprifung nach den einschlagigen Bestimmungen uber-
tragen.

§5

Personalreferentinnen und -referenten bei den Landgerichten

Bei den Landgerichten kann zusatzlich zur Geschaftsleitung eine Personalreferentin
oder ein Personalreferent bestellt werden. § 4 Abs. 1 gilt entsprechend.



§6

FUhrungskrafte

(1) Die der Leitung des Gerichts oder der Behordenleitung nachgeordneten Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter mit Leitungsaufgaben (FUhrungskrafte, zum Beispiel Ge-
schafts-, Sachgebiets- oder Abteilungsleitung und vergleichbare Personengruppen)
sind innerhalb ihres Aufgabengebiets sachlich und personell weisungsbefugt und ha-
ben dafur zu sorgen, dass die zugewiesenen Aufgaben rechtzeitig, richtig, wirtschaft-
lich und burgerfreundlich erfullt werden. Sie miussen die Erledigung der Aufgaben aus
eigener Initiative fordern, die Entwicklung beobachten, Vorschlage erarbeiten, Ziele
setzen und fortschreiben und die Bearbeitung koordinieren und beaufsichtigen. Sie
haben ferner fur einen reibungslosen Arbeitsablauf und fur die Unterrichtung, Anleitung
und den zweckmafigen Einsatz ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu sorgen.

(2) Die FUhrungskrafte haben die Leitung des Gerichts oder die Behordenleitung sowie
die ihnen Ubergeordnete Flhrungskraft Uber den Geschaftsbetrieb und die Dienstab-
laufe in ihren Aufgabengebieten zu unterrichten.

§7
Sachgebietsleitung

(1) Bei grolRen Gerichten oder Staatsanwaltschaften kénnen flr ein oder mehrere
Sachgebiete geeignete Bedienstete als Sachgebietsleiterinnen oder Sachgebietsleiter
bestellt werden.

(2) Die Sachgebietsleitung sorgt fur die ordnungsgemalie Erledigung der Dienstge-
schafte der Serviceeinheiten oder Sekretariate des Sachgebiets. Ihr obliegt die Leitung
des gesamten Geschéaftsbetriebs innerhalb des Sachgebiets, sofern diese nicht von
der Abteilungsleitung wahrgenommen werden. Uber Einwendungen gegen Anordnun-
gen der Sachgebietsleitung entscheidet die Geschéaftsleitung; bis zu deren Entschei-
dung gilt die Anordnung der Sachgebietsleitung weiter.

(3) Im Ubrigen sind die Bestimmungen fir die Geschéftsleitung auf die Sachgebiets-
leitung entsprechend anzuwenden.

§8

Serviceeinheit, Sekretariat

(1) Bei den Gerichten werden Serviceeinheiten, bei den Staatsanwaltschaften und der
Amtsanwaltschaft Sekretariate eingerichtet. In den grundsatzlich raumlich zusammen-
gefassten und aus mehreren Bediensteten bestehenden Serviceeinheiten und Sekre-
tariaten erfolgt eine Einheitssachbearbeitung zur Unterstlitzung des richterlichen,
staatsanwaltlichen, amtsanwaltlichen und gehobenen Dienstes sowie im Bereich der
Verwaltung der Gerichte, Staatsanwaltschaften und der Amtsanwaltschaft.

(2) In der Serviceeinheit und im Sekretariat werden ganzheitlich alle Aufgaben erledigt,
die der Geschaftsstelle sowie der Urkundsbeamtin oder dem Urkundsbeamten der Ge-
schaftsstelle des Gerichts, der Staatsanwaltschaft oder der Amtsanwaltschaft nach
den Gesetzen oder Verwaltungsvorschriften obliegen, die nach dem Geschaftsvertei-
lungsplan zugewiesen sind oder die im Interesse des Geschaftsbetriebs durch Anord-
nung der Leitung des Gerichts oder der Behoérdenleitung oder der Geschéaftsleitung
ubertragen werden.



(3) Soweit in den nachfolgenden Bestimmungen auf die Serviceeinheit Bezug genom-
men wird, sind hiervon entsprechend die Aufgaben der Sekretariate erfasst.

§9

Zustandigkeit des mittleren Dienstes und der Beschaftigten

(1) Die Aufgaben der Serviceeinheit einschlieRlich der Aufgaben der Urkundsbeamtin-
nen und Urkundsbeamten der Geschéftsstelle werden von Beamtinnen und Beamten
des mittleren Dienstes, die grundsatzlich nicht dem Justizwachtmeisterdienst angeho-
ren, sowie von geeigneten Beschaftigten nach § 1 Abs. 1 TV-H wahrgenommen, so-
weit sie nicht nach dieser Geschaftsordnung oder nach anderen Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften den Beamtinnen und Beamten des gehobenen Dienstes vorbehalten
sind.

(2) Die Entscheidung Uber die Eignung bei Beschaftigten trifft die Leitung des Gerichts
oder die Behodrdenleitung. Insbesondere eine abgeschlossene Justizfachangestellten-
ausbildung gilt als Nachweis der persénlichen Eignung. Fir die Ubertragung von Auf-
gaben der Urkundsbeamtinnen oder des Urkundsbeamten an Beschaftigte mussen
zudem die Voraussetzungen des § 153 Abs. 5 des Gerichtsverfassungsgesetzes erfullt
sein. Die Behdrdenleiter, im Bereich der Arbeitsgerichtbarkeit der Prasident des Lan-
desarbeitsgerichts, konnen fur die Aufgabe des Scannens nach § 298a Abs. 2 S. 4
ZPO, § 32e Abs. 3 S. 2 StPO, § 55b Abs. 6 S. 4 VwWGO, § 65b Abs. 6 S. 4 SGG, § 52b
Abs. 6 S. 4 FGO und § 46e Abs. 2 Satz 4 ArbGG Justizwachtmeister oder andere mit
dem Resi-Scan-Prozess befassten Bedienstete mit der Aufgabe betrauen, wenn sie
fur den Bereich der Scantatigkeit einen den Urkundsbeamten der Geschéaftsstelle
gleichwertigen Wissens- und Leistungsstand feststellen.

(3) Kann die Ubertragung von Aufgaben nach Abs. 1 eine Eingruppierung des oder
der betreffenden Beschaftigten zur Folge haben, die einer hoheren vergleichbaren
Laufbahngruppe zuzuordnen ist, ist die Einwilligung der Prasidentinnen oder der Pra-
sidenten des Oberlandesgerichts, des Hessischen Verwaltungsgerichtshofs, des Hes-
sischen Landessozialgerichts, des Hessischen Landesarbeitsgerichts, des Hessi-
schen Finanzgerichts oder der Generalstaatsanwaltin oder des Generalstaatsanwalts
einzuholen.

(4) Soweit fur den jeweiligen Geschaftsbereich keine konkretisierende Regelung ge-
troffen ist, kbnnen Beschaftigte nach Abs. 1 Schriftstlicke mit der Amtsbezeichnung
,Beschaftigte im Justizdienst®, ,Beschaftigter im Justizdienst® oder entsprechend ihrer
Ausbildung mit ,Justizangestellte”, ,Justizangestellter”, ,Justizfachangestellte” oder
,~Justizfachangestellter” unterzeichnen.

§ 10
(aufgehoben)

§ 11

Kostenberechnung

(1) Die Aufgaben der Kostenbeamtinnen und Kostenbeamten im Sinne der Kostenver-
fugung obliegen den Beamtinnen und Beamten des mittleren Dienstes, soweit diese
nicht dem Justizwachtmeisterdienst angehdéren, oder vergleichbaren Beschaftigten.



Dem gehobenen Justizdienst sind die Kostengeschafte in folgenden Angelegenheiten
vorbehalten:

1.  Grundbuchsachen,

2. Nachlass- und Teilungssachen mit Ausnahme der amtlichen Verwahrung einer
Verfugung von Todes wegen (KV-Nr. 12100 GNotKG),

3. Betreuungssachen,

4. Zwangsversteigerungs- und Zwangsverwaltungssachen mit Ausnahme der Ent-
scheidung Uber den Antrag auf Anordnung der Zwangsversteigerung oder der
Zwangsverwaltung oder uber den Beitritt zum Verfahren (Nr. 2210, 2220 des
Kostenverzeichnisses der Anlage 1 zu § 3 Abs. 2 GKG),

5. Insolvenzsachen mit Ausnahme des Verfahrens Uber den Antrag auf Eroffnung
des Insolvenzverfahrens, der Prifung von Forderungen oder Uber die Entschei-
dung Uber den Antrag auf Versagung oder Widerruf der Restschuldbefreiung (Nr.
2310, 2311, 2340, 2350 des Kostenverzeichnisses der Anlage 1 zu § 3 Abs. 2
GKG),

6. Konkurs- und Vergleichssachen, soweit Kosten nach altem Recht zu erheben
sind,

7. Sachen des Hessischen Finanzgerichts und der Verwaltungs- und Sozialge-
richtsbarkeit, soweit es einer Streitwertberechnung bedarf.

(2) Der Vorbehalt gilt nicht fir den Kostenansatz in Beschwerdeverfahren und fir An-
gelegenheiten, in denen der mittlere Dienst oder vergleichbare Beschaftigte fur die
Sachentscheidung zustandig sind.

(3) Die Bearbeitung der Gbrigen Kostensachen soll vom gehobenen Dienst dann tuber-
nommen werden, wenn dies im Interesse einer ganzheitlichen Fallbearbeitung zweck-
mafig oder wenn dies mit Rucksicht auf rechtliche oder tatsachliche Schwierigkeiten
erforderlich erscheint.

(4) Die Leitung des Gerichts oder die Behordenleitung kann mit Zustimmung der Pra-
sidentin oder des Prasidenten des Oberlandesgerichts oder des Hessischen Verwal-
tungsgerichtshofs, des Hessischen Landessozialgerichts, des Hessischen Landesar-
beitsgerichts, des Hessischen Finanzgerichts oder der Generalstaatsanwaltin oder
dem Generalstaatsanwalt einzelne Kostenangelegenheiten oder die Kostensachbear-
beitung in einem oder mehreren Sachgebieten in Abweichung von Abs. 1 S. 2 zuwei-
sen.

§ 12
Ubertragung von Zustandigkeiten

Ist eine Erledigung von Geschaften durch Beamtinnen oder Beamte des mittleren
Dienstes oder durch Beschaftigte nicht moglich, so kann in begrundeten Einzelfallen
die Leitung des Gerichts oder die Behdrdenleitung diese Geschafte fir einen Zeitraum
von bis zu drei Monaten Beamtinnen oder Beamten des gehobenen Dienstes ubertra-
gen.



§13
Vorlage an den gehobenen Dienst

Die Beamtinnen und Beamten des mittleren Dienstes und die Beschaftigten haben die
von ihnen wahrzunehmenden Geschafte den Beamtinnen und Beamten des gehobe-
nen Dienstes vorzulegen, wenn dies mit Ricksicht auf rechtliche oder tatsachliche
Schwierigkeiten erforderlich erscheint. Die Beamtinnen und Beamten des gehobenen
Dienstes konnen die Bearbeitung selbst ubernehmen oder Weisungen fur die Bearbei-
tung erteilen.

§ 14
Geschaftsverteilungsplan

(1) Die Geschaftsleitung stellt den Geschaftsverteilungsplan fur die Angehdrigen des
nichtrichterlichen und nichtstaatsanwaltlichen Dienstes im Einvernehmen mit der Lei-
tung des Gerichts oder der Behordenleitung und unter Berucksichtigung der Verteilung
der Aufgaben des richterlichen, staatsanwaltlichen, amtsanwaltlichen und des geho-
benen Dienstes auf. Die Leitung des Gerichts oder die Behordenleitung setzt den Ge-
schaftsverteilungsplan in Kraft. Die Geschaftsverteilung wird grundsatzlich fur die
Dauer eines Geschaftsjahres vor dessen Beginn vorgenommen. Vor der Erstellung
des jahrlichen Geschaftsverteilungsplanes ist den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
Gelegenheit zu geben, Wunsche und Anregungen, die ihre Tatigkeit betreffen, vorzu-
bringen.

(2) Der Geschaftsverteilungsplan kann auch wahrend des Geschéaftsjahres geandert
werden, wenn hierfur ein sachlicher Grund besteht.

(3) Im Geschaéftsverteilungsplan werden die Aufgaben auf die Organisationseinheiten
und die Arbeitsgebiete (Stellen) verteilt. Dabei sind die sachlichen Zustandigkeiten ein-
deutig festzulegen.

(4) Jede Mitarbeiterin und jeder Mitarbeiter soll, soweit es die Organisations- und Per-
sonalstruktur zulasst, in der Regel nur einer Organisationseinheit und nur einer oder
einem unmittelbaren Vorgesetzten zugeordnet werden.

(5) Der Geschéftsverteilungsplan muss mindestens enthalten:
1. Die Beschreibung des Aufgabengebiets in Stichworten,

2. den Namen der Stelleninhaberin oder des Stelleninhabers und die Aufgabe der
Organisationseinheit (zum Beispiel Serviceeinheit),

3. die Vertretungsregelung.

(6) Die Geschaftsverteilungsplane sind laufend zu aktualisieren. Verfahrensbeteiligten
ist auf Verlangen Einsicht zu gewahren.

(7) Die Geschaftsverteilungsplane sind elektronisch im Mitarbeiterportal zu veroffentli-
chen.

(8) Die Einteilung flr den Bereitschaftsdienst an Sonnabenden, Sonn- und Feiertagen
und an anderen dienstfreien Tagen kann gesondert geregelt werden. § 21 ist zu be-
achten.
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(9) Die Geschaftsleitung kann vorubergehend vom Geschaftsverteilungsplan abwei-
chende Regelungen treffen, um kurzfristig die organisatorischen und personellen Ver-
haltnisse den zu erfullenden Aufgaben anzupassen.

(10) Alle Aufgaben der Geschaftsleitung sind nach vorheriger Erérterung mit der Lei-
tung des Gerichts oder der Behordenleitung und in Abgrenzung zu den Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern der Ubrigen Leitungsbereiche des Gerichts, der Staatsanwalt-
schaft oder der Amtsanwaltschaft am Anfang eines jeden Geschaftsjahres im Ge-
schaftsverteilungsplan festzulegen. Darin ist auch die Gesamtbelastung der Ge-
schaftsleiterin oder des Geschéftsleiters oder der Abteilungsleiterin oder des Abtei-
lungsleiters so zu regeln, dass die Fuhrungsaufgaben umfassend wahrgenommen
werden konnen. Die Leitung des Gerichts oder die Behordenleitung soll die der Ge-
schéaftsleitung obliegenden Aufgaben nicht ohne wichtigen Grund an sich ziehen.

Zweiter Teil
Personalentwicklung

§ 15
Fortbildungsbeauftragte

(1) In jeder Dienststelle soll eine Fortbildungsbeauftragte oder ein Fortbildungsbeauf-
tragter bestellt werden. Soweit organisatorisch sinnvoll und méglich soll die oder der
Fortbildungsbeauftragte fur die richterlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dem rich-
terlichen Dienst, die oder der Fortbildungsbeauftragte fiur die staatsanwaltlichen Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter dem staatsanwaltlichen Dienst angehoéren. Die oder der
richterliche oder staatsanwaltliche Fortbildungsbeauftragte kann in diesem Fall auch
die Fortbildungsangelegenheiten fur die nichtrichterlichen oder nicht staatsanwalt-
schaftlichen Bediensteten Ubernehmen. Soweit organisatorisch erforderlich, kann die
Bestellung einer oder eines Fortbildungsbeauftragten auch fur mehrere Gerichte und
Staatsanwaltschaften erfolgen.

(2) Die oder der Fortbildungsbeauftragte steht den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
sowie der Justizakademie im Hessischen Ministerium der Justiz und fur den Rechts-
staat als Ansprechpartnerin oder Ansprechpartner in Fortbildungsangelegenheiten zur
Verfigung, nimmt Winsche und Empfehlungen in Fortbildungsfragen entgegen, er-
mittelt den Fortbildungsbedarf der jeweiligen Dienststelle und teilt ihn gegebenenfalls
der Justizakademie im Hessischen Ministerium der Justiz und fir den Rechtsstaat mit.
Die Fortbildungsbeauftragte oder der Fortbildungsbeauftragte berat Fortbildungsinte-
ressierte Uber Fortbildungsangebote.

(3) Bevor Antrage auf Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen der Leitung des Ge-
richts oder der Behdrdenleitung vorgelegt werden, sollen sie der Fortbildungsbeauf-
tragten oder dem Fortbildungsbeauftragten mit der Moglichkeit zur Stellungnahme zu-
geleitet werden.

(4) Abs. 1 bis 3 finden keine Anwendung auf Schulungsangebote der IT-Stelle der
hessischen Justiz (,IT-Fortbildung®“), welche grundsatzliche Kenntnisse und Fertigkei-
ten zur vollumfanglichen Bedienung des IT-Arbeitsplatzes vermitteln.
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§ 16
Jahresgesprache, Vorgesetztenrickmeldung

(1) Zur Schaffung einer Grundlage fur eine effiziente und zufriedenstellende Zusam-
menarbeit werden jahrlich Gesprache zwischen Fuhrungskraften (§ 6) und den Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern durchgefuhrt. Nahere Hinweise gibt der Leitfaden fur Fuh-
rungskrafte, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der hessischen Justiz.

(2) Um die Zusammenarbeit und Kommunikation zwischen Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern und ihren jeweiligen Vorgesetzten zu fordern, ist eine Vorgesetztenrickmel-
dung durchzufuhren. Die Grundsatze der Vorgesetztenrickmeldung in der Hessischen
Landesverwaltung in der jeweils gultigen Fassung sowie der Durchfiihrungserlass zur
Vorgesetztenrickmeldung in der Hessischen Justiz einschlieRlich des Justizvollzuges
vom 27. Marz 2023 (JMBI. S. 442) in der jeweils gultigen Fassung gelten entspre-
chend.

Dritter Teil
Grundsatze der Organisation

§ 17
Dienstgebaude

(1) Dienstgebaude sind im Regelfall am Eingang durch Amtsschilder zu kennzeichnen.

(2) Abteilungen, Serviceeinheiten und andere Einrichtungen des Gerichts, der Staats-
anwaltschaft oder der Amtsanwaltschaft mit Publikumsverkehr sollen - soweit mog-
lich - barrierefrei erreichbar sein. Ist die Barrierefreiheit nicht gegeben, ist fur Unter-
stitzung von Menschen mit Behinderungen Sorge zu tragen.

(3) Im Eingangsraum sind Ubersichten (iber die Lage der einzelnen Abteilungen, Sit-
zungssale und die sonstigen, fur die Blrgerinnen und Blrger wichtigen Einrichtungen
anzubringen. In den Stockwerken sollen Wegweiser auf diese Einrichtungen hinwei-
sen.

(4) An oder neben den Zimmertlren sind einheitliche Schilder anzubringen, auf denen
die Zimmernummer, die Stelle oder das Arbeitsgebiet und der Name der Mitarbeiterin
oder des Mitarbeiters anzugeben sind.

(5) Fur Wartende mussen Sitzgelegenheiten vorhanden sein.

(6) Akten und vertrauliche Dokumente, die nicht fiir die Offentlichkeit bestimmt sind
und grundsatzlich vor dem Zugriff oder der Einsicht Dritter zu schitzen sind, sind so
zu verwahren, dass sie nicht entwendet oder unbefugt eingesehen werden konnen.

§18
Corporate Design

(1) Der Erlass der Hessischen Staatskanzlei Uber das einheitliche Erscheinungsbild
der Landesregierung vom 28. November 2019 (StAnz., S. 1356) ist nach Malgabe
des Abs. 2 und 3 zu beachten.

(2) Soweit nicht nach dem Gesetz Uber Hoheitszeichen des Landes Hessen vom
4. August 1948 (GVBI., 111) das hessische Landeswappen zu benutzen ist, hat die
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Korrespondenz der Justizverwaltungen und der Verwaltungen der Staatsanwaltschaf-
ten und der Amtsanwaltschaft das einheitliche Logo der hessischen Landesverwaltung
im Corporate Design mit folgenden Mal3gaben zu tragen:

1. Der Bereich der Rechtsprechung und Rechtspflege einschliellich der Tatigkeit
der Staatsanwaltschaften und der Amtsanwaltschaft bleibt vom Corporate Design
unberuhrt,

2. fur Zeitungsanzeigen (Stellenanzeigen und ahnliches), Faxvorlagen, Pressein-
formationen, Publikationen, Power-Point-Vortrage, Visitenkarten usw. sind im
Mitarbeiterportal bereitgestellte Vorlagen oder zur Verfigung gestellte Vorlagen-
dateien zu verwenden; soweit keine Vorlagen vorhanden sind, sind bei der eige-
nen Herstellung der bendtigten Schriftstucke die Vorgaben des Corporate De-
signs zu beachten,

3. die Klischees von Frankiermaschinen sollen nur dann geandert werden, wenn
dies aus sachlichen Grunden erforderlich ist.

(3) Die Vorschriften Uber Landeswappen, Flaggen, Amtsschilder und Dienstsiegel blei-
ben unberuhrt. Soweit jedoch andere Schilder (Wegweiser, Hinweisschilder) verwandt
werden, sind diese unter dem Gebot der Wirtschaftlichkeit den geltenden Richtlinien
zur Vereinheitlichung des Erscheinungsbildes der Hessischen Landesregierung anzu-
passen. Der Erlass vom 9. Marz 2018 (1281 — 1/B1 — 2004/4378) zur verbindlichen
Nutzung der serifenfreien Schriftart Arial 11 in der Behdérdenkommunikation bleibt un-
berthrt und ist auch bei der E-Mailkommunikation umzusetzen.

§19
Rauchverbot

(1) Das Rauchen ist nur in besonders ausgewiesenen Raucherrdumen gestattet.
(2) Auf das grundsatzliche Rauchverbot ist deutlich hinzuweisen.

(3) Aschenbecher im AuBenbereich durfen nur unter besonderer Bericksichtigung des
Eindrucks in der Offentlichkeit aufgestellt werden. An Haupteingangen sollen Besu-
cheraschenbecher angeboten werden.

§ 20
Sprechzeiten

(1) Die Serviceeinheiten sowie Rechtsantragstellen sind fur Publikumsverkehr vormit-
tags geodffnet. Die Leitung des Gerichts oder die Behordenleitung kann die Sprechzei-
ten abweichend festsetzen, jedoch nicht unter drei Stunden taglich.

(2) Die Grundbucheinsicht sowie die Einsicht der offentlichen Register, der dazuge-
hérenden Akten und des Schuldnerverzeichnisses sind wahrend der gesamten Dienst-
stunden insoweit zu gestatten, als die Einsicht nach den gesetzlichen Bestimmungen
jedermann freisteht.

(3) Auf die Sprechzeiten istim Eingangsraum des Dienstgebaudes, in Internetauftritten
der Gerichte, Staatsanwaltschaften und der Amtsanwaltschaft sowie an anderen ge-
eigneten Stellen hinzuweisen.
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(4) In dringenden Fallen oder wenn dies aus anderen Grinden angebracht erscheint,
ist Besucherinnen oder Besuchern auch aul3erhalb der Sprechzeiten Gelegenheit zur
Vorsprache zu geben.

(5) Die Sprechzeiten sind fur die Gerichte und Staatsanwaltschaften am selben Ort
grundsatzlich einheitlich festzusetzen.

§ 21
Bereitschaftsdienst

(1) Den Dienst fur Eilfalle an Sonnabenden, Sonn- und Feiertagen, anderen dienst-
freien Tagen sowie an Arbeitstagen nach Ende der regularen Dienstzeit (Bereitschafts-
dienst) regelt fur die Angehdrigen des nichtrichterlichen und nichtstaatsanwaltlichen
Dienstes die Leitung des Gerichts oder der Staatsanwaltschaft in erforderlichem Um-
fang und unter Berucksichtigung der értlichen Bedurfnisse.

(2) Der Bereitschaftsdienst kann statt durch personliche Anwesenheit der jeweiligen
Bediensteten in den Gerichten oder Staatsanwaltschaften auch durch Rufbereitschaft
abgeleistet werden. Hierzu sind den Bediensteten Mobiltelefone zur Verfugung zu stel-
len. Die Zeit, in der die Bediensteten telefonisch erreichbar sein muissen, wird von der
Leitung des Gerichts oder der Staatsanwaltschaft bestimmt.

§ 22
Rechtsantragsstelle

Zur Entgegennahme von Gesuchen, Antragen, Klagen und Erklarungen, die von der
Urkundsbeamtin oder dem Urkundsbeamten der Geschaftsstelle aufzunehmen sind,
kann eine besondere Rechtsantragsstelle eingerichtet werden.

§23
Briefkasten

(1) Am Eingang des Dienstgebaudes ist fur die eingehenden Schriftstucke ein Brief-
kasten anzubringen, der arbeitstaglich mehrmals, einmal davon kurz vor Schluss der
Dienststunden, bei prasentem Bereitschaftsdienst auch sonnabends, sonntags und
feiertags einmal zu leeren ist. Seine Aufschrift hat die Leerungszeiten, die fir sonn-
abends, sonn- und feiertags getroffene Regelung (gegebenenfalls Hinweis auf Rufbe-
reitschaft) und den Hinweis zu enthalten, dass Wertsachen und Fristsachen am Frist-
ablauftage zur Vermeidung von Nachteilen nicht einzuwerfen, sondern in der Ser-
viceeinheit oder in der Posteingangsstelle sowie Schriftstliicke in Grundbuchsachen
bei den Amtsgerichten in der Serviceeinheit abzugeben sind. Die Leitung des Gerichts
oder die Behdrdenleitung kann Anordnungen treffen, durch die auf andere Weise ver-
hindert wird, dass den Rechtsuchenden Nachteile entstehen.
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(2) 1. Briefkasten, die als Tages- und Nachtbriefkasten verwendet werden, sind
mit folgender Aufschrift zu versehen:

"Briefkasten
des
(Bezeichnung der Dienststelle)
Leerungszeiten:
montags bis freitags und 24:00 Uhr. Bei Fristsachen, in denen

die Frist sonnabends, sonn- und feiertags ablauft, gilt die Frist als gewahrt,
wenn der Eingang am darauffolgenden Werktag erfolgt (§ 193 BGB). Fristsa-
chen konnen am Tage des Fristablaufs bis 24:00 Uhr fristwahrend eingewor-
fen werden. Schriftstiicke in Grundbuchsachen zur Vermeidung von Nachtei-
len nicht einwerfen, sondern in der Serviceeinheit, Wertsachen in der Ser-
viceeinheit oder der Posteingangsstelle abgeben". Bereits vorhandene Brief-
kasten konnen beibehalten werden.

2. Briefkasten mit automatischer Sortiereinrichtung, die ausschlieflich als Nacht-
briefkasten verwendet werden, sind mit der Aufschrift ,Nachtbriefkasten® zu
bezeichnen. Im Ubrigen gilt Abs. 2 Nr. 1. Die Aufschrift kann durch einen Hin-
weis auf den an anderer Stelle angebrachten Tagesbriefkasten erganzt wer-
den.

(3) Zur Entgegennahme von E-Mails ist in jedem Gericht, jeder Staatsanwaltschaft
oder der Amtsanwaltschaft ein zentrales E-Mail-Postfach eingerichtet. Fur elektroni-
sche Korrespondenz nach Maldgabe der Vorschriften Gber den elektronischen Rechts-
verkehr (§§ 64 ff.) ist dieses Postfach nicht zugelassen.

§24
Gemeinsame Einrichtungen

(1) Fur Gerichte, Staatsanwaltschaften und der Amtsanwaltschaft, die in demselben
Gebaude oder in benachbarten Gebauden untergebracht sind, sind fur gleichgelagerte
Aufgaben grundsatzlich gemeinsame personelle und technische Einrichtungen zu bil-
den. Dies gilt insbesondere fur Wachtmeistereien, Poststellen, Pfortendienste, Tele-
fonzentralen, Einlasskontrollen, Sicherheitszentralen, Bibliotheken, Serviceeinrichtun-
gen (z.B. Servicetheke, Infoterminals, Sitzungssaalmanagement) und Systemverwal-
tungen fur gemeinsame IT-Anwendungen. Scanstellen fur das rechtssichere Scannen
konnen als gemeinsame Einrichtung im Sinne des Satz 1 betrieben werden. Ein ge-
meinsames EGVP gibt es flr Eingange nicht.

(2) Diese Einrichtungen sollen jeweils verantwortlich einer Dienststelle inklusive des
notwendigen Personals und des Budgets zugeordnet werden. Die konkrete Ausgestal-
tung wird Uber eine Verwaltungsvereinbarung geregelt. Diese bedarf der Genehmi-
gung der Prasidentin oder des Prasidenten des Oberlandesgerichts, des Verwaltungs-
gerichtshofs, des Hessischen Landessozialgerichts, des Hessischen Landesarbeits-
gerichts, des Hessischen Finanzgerichts oder der Generalstaatsanwaltin oder des Ge-
neralstaatsanwalts.
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(3) Von der Einrichtung kann nur im Einvernehmen mit dem Hessischen Ministerium
der Justiz und flr den Rechtsstaat abgesehen werden.

§ 25
Eingang von Schriftsticken und E-Mails

(1) Die Bestimmungen (iber die Entgegennahme und die Offnung der eingehenden
Sendungen trifft die Leitung des Gerichts oder die Behordenleitung, und zwar auch far
die Falle, in denen die Sendungen an einzelne Abteilungen, Kammern oder Senate
gerichtet sind. Per Papierfax/Digitalfax oder E-Mail GUbermittelte Sendungen sind wie
andere eingehende Sendungen zu behandeln. Die Vorschriften Gber den elektroni-
schen Rechtsverkehr (§§ 64 ff.) bleiben unberthrt. Bei Abwesenheit einer oder eines
Bediensteten ist sicherzustellen, dass auf diesem Arbeitsplatz auf elektronischem
Wege eingehende Sendungen entsprechend der nach Satz 1 getroffenen Bestimmun-
gen behandelt werden. Hinsichtlich der Behandlung von E-Mails wird auf die Richtlinie
zur Nutzung von E-Mail und Internetdiensten im Hessischen Ministerium der Justiz und
fur Integration und Europa und seinem Geschaftsbereich vom 21. Juni 2012 (JMBI.
S. 309) in der jeweils gultigen Fassung verwiesen.

(2) Ist eine gemeinsame Poststelle eingerichtet (vgl. § 24 Abs. 1), ist diese dazu be-
stimmt, Schriftstlicke fur samtliche Abteilungen der der Poststelle angeschlossenen
Gerichte und Staatsanwaltschaften entgegenzunehmen. Die Poststelle gilt insoweit als
Geschaftsstelle samtlicher angeschlossener Gerichte und Staatsanwaltschaften. Die
Grundsatze der geschéaftlichen Behandlung der Grundbuchsachen bleiben unberuhrt.

(3) Bei der Entgegennahme eines Schriftstlickes ist auf diesem das Datum des Ein-
gangs unter Beifugung des Namenszeichens anzugeben. Wird der Eingangsstempel
der Poststelle benutzt, so entfallt das Namenszeichen, wenn auf Grund der Geschafts-
verteilung festgestellt werden kann, wer das Schriftstuck prasentiert hat. Telefaxsen-
dungen bedurfen keines zusatzlich aufgedruckten Eingangsstempels, wenn das emp-
fangende Telefaxgerat das Datum und die Uhrzeit des Eingangs selbst vergibt (,Echte
Empfangszeit®) und diese auf jedem Blatt der eingehenden Schriftstlicke vermerkt. Di-
gitalfaxsendungen sind nach § 39 zu behandeln. Ist der Name oder die Wohnungsan-
gabe der Absenderin oder des Absenders oder der Tag des Schreibens nicht deutlich
genug erkennbar oder wird es aus sonstigen Grunden fur zweckmallig gehalten, so ist
der Briefumschlag unversehrt bei dem Schriftstlick zu belassen; dies gilt auch flr ano-
nyme Schreiben. Gelangt in Eilsachen ein Schriftstick nicht an demselben Tage, ein
Protokoll nicht am Tage seiner Aufnahme, in den ubrigen Fallen nicht spatestens am
nachsten Tag in die Serviceeinheit, so hat diese einen besonderen Eingangsvermerk
anzubringen. Fehlt eine bezeichnete Anlage, so ist dies zu vermerken.

(4) Eingangsvermerke auf Rechtsmittelschriften und Rechtsmittelbegrindungsschrif-
ten miUssen auch die Bezeichnung des Gerichts enthalten. Aufder auf der Urschrift sind
Eingangsvermerke auch auf den Abschriften anzubringen; dies gilt auch fur zivilpro-
zessuale Klagen. Zu solchen Vermerken ist der Eingangsstempel - mit Angabe des
Gerichts oder der Staatsanwaltschaft - zu verwenden.

(5) Bei Sendungen, mit denen ein eigenhandiges Testament zur amtlichen Verwah-

rung eingereicht wird, ist auf dem Umschlag des Testaments der Name der Einsende-
rin oder des Einsenders zu vermerken, wenn dieser nicht bereits angegeben ist.
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(6) Zustellungsurkunden und Empfangsbekenntnisse erhalten - vorbehaltlich einer an-
derweitigen Anordnung der Leitung des Gerichts oder der Behoérdenleitung - keinen
Eingangsvermerk.

(7) Der genaue Zeitpunkt des Eingangs nach Tag, Stunde und Minute ist anzugeben:
1. Auf Antragen auf Eroffnung von Insolvenzverfahren,

2. auf Erklarungen der beklagten Personen, dass sie sich gegen die Klage verteidi-
gen wollen (§ 276 Abs. 1 Satz 1 ZPO),

3. auf den von den Richterinnen und Richtern unterschriebenen oder elektronisch
signierten Versaumnisurteilen nach § 331 Abs. 3 Satz 1 ZPO. Bei papiergebun-
dener Ubermittlung des Urteils an die Serviceeinheit ist der Zeitpunkt des Ein-
gangs bei dieser mal3geblich; bei elektronischer Aktenfuhrung der Zeitpunkt, in
dem die Serviceeinheit auf Grund einer die Zustellung veranlassenden richterli-
chen Verfugung Zugriffsmoglichkeit auf das Urteil hat (Zeitpunkt der Aufgaben-
erstellung).

(8) Dem Eingangsvermerk hat die annehmende Mitarbeiterin oder der annehmende
Mitarbeiter die volle Unterschrift beizufligen:

1. Auf den Vollmachten zur Ausschlagung einer Erbschaft oder zur Anfechtung der
Annahme- oder Ausschlagungserklarung, wenn diese Vollmachten erst nach Ab-
gabe der Ausschlagungs- oder Anfechtungserklarung durch eine bevolimachtigte
Person eingereicht werden (§§ 1945, 1955 BGB),

2. auf Sendungen, mit denen ein eigenhandiges Testament zur amtlichen Verwah-
rung eingereicht wird,

3. wenn der Sendung Geld, Briefmarken, sonstige Wertzeichen und Zahlungsmittel
oder Wertgegenstande beiliegen oder Zahlungen auf Schriftstiicken vermerkt
sind,

4. auf Rechtsmittelschriften und Rechtsmittelbegriindungsschriften sowie auf den
beigeflugten beglaubigten Abschriften.

Die gemeinsamen Poststellen sind an die Vorschriften zu Nr. 1 und 2 nicht gebunden.

(9) Bei Entgegennahme von Schriftsticken hat die annehmende Mitarbeiterin oder der
annehmende Mitarbeiter der Uberbringerin oder dem Uberbringer den Empfang auf
Verlangen schriftlich zu bestatigen, wenn zugleich mit dem Schriftstick der Entwurf
einer Empfangsbescheinigung, der nur durch Einfligen des Kalendertages und die Un-
terschrift der annehmenden Person zu erganzen ist, oder ein entsprechend eingerich-
tetes Quittungsbuch vorgelegt wird. Bei Uberreichung von Wertgegenstanden ist un-
aufgefordert eine Empfangsbescheinigung zu erteilen. Bei Personen, die selten und
nicht geschaftsmalfig Schriften einliefern, soll die Erteilung einer Empfangsbescheini-
gung nicht von der Vorlage eines Entwurfs abhangig gemacht werden. Die Poststellen
sollen Vordrucke fur Empfangsbescheinigungen vorratig haben.

(10) Bargeld, auslandische Zahlungsmittel, Schecks, Postwertzeichen, Zahlungsmittel
gemal der Justizzahlungsverkehrsverordnung sowie andere Wertsachen, die
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eingehenden Sendungen beiliegen, sind beim Eingangsvermerk zu bescheinigen. Bar-
geld und auslandische Zahlungsmittel sind unverziglich an die Einsenderin oder den
Einsender zurickzusenden; die Rucksendung ist auf dem Schriftstick zu vermerken.
Ebenso ist mit Postwertzeichen zu verfahren, soweit diese nicht fur die Freimachung
zu verwenden sind.

§ 26
Geld-, Wert- und Einschreibesendungen

(1) Mit dem Zustelldienst ist schriftlich zu vereinbaren, wem die eingehenden Sendun-
gen auszuhandigen sind.

(2) Uber die eingehenden Wert- und Einschreibesendungen ist ein Posteingangsbuch
fur den Postverkehr zu fuhren. Werden die Sendungen bei dem Zustellpostamt abge-
holt, so sind fur Wert- und Einschreibesendungen entweder besondere Abschnitte in
dem Posteingangsbuch einzurichten oder es ist bei groReren Gerichten oder Staats-
anwaltschaften ein besonderes Posteingangsbuch fir bei dem Zustellpostamt abge-
holte Einschreibesendungen zu fuhren.

(3) Das Posteingangsbuch soll elektronisch geflhrt werden.

§ 27
Behandlung der in amtliches Gewahrsam gelangten Gegenstande

(1) Far die Aufbewahrung von Geld, Wertpapieren oder sonstigen Urkunden, Kostbar-
keiten, Beweissticken und sonstigen Gegenstanden, die in Rechtsangelegenheiten
vorubergehend in Verwahrung genommen werden (Verwahrsachen), ist die Ge-
schaftsstelle des Gerichts oder der Staatsanwaltschaft (§ 153 GVG) zustandig; § 14
ist zu beachten. Die Aufbewahrungsgeschafte sind zentral zu bearbeiten. Aus Grun-
den der ZweckmaRigkeit kann jedoch die Leitung des Gerichts oder der Staatsanwalt-
schaft anordnen, dass bestimmte Aufbewahrungsgeschafte bei den mit den Sachvor-
gangen befassten Serviceeinheiten oder Sekretariaten bearbeitet werden.

(2) Die einzelnen Verwahrsachen sind alsbald nach Eingang in eine Aufbewahrungs-
liste nach dem in der Anlage enthaltenen Muster 1 einzutragen. Die Liste ist jahrgangs-
weise und bei jeder mit Verwahrsachen befassten Geschéaftsstelle zu fuhren. Die Fuh-
rung in Loseblattform ist zulassig, ebenso die Flhrung in elektronischer Form; fur die
elektronische Fuhrung kann die Anlage Muster 1 durch das Gericht oder die Staatsan-
waltschaft bei Bedarf geandert werden. Bei der Eintragung sind Geld und Devisen
nach Wahrung und Sorten zu bezeichnen, die sonstigen Sachen nach ihrer Art und
ihren Eigenschaften so genau, dass sie jederzeit leicht identifiziert werden kdnnen.
Urkunden von minderer Bedeutung und Urkunden, die nur zu kurzfristigem Gebrauch
ubergeben werden, sind nicht in die Aufbewahrungsliste einzutragen.

(3) Verwahrsachen sind sorgfaltig zu verwahren und gegen Verwechslung, Beschadi-
gung und Verlust ausreichend zu sichern. An den zu verwahrenden Gegenstanden ist
ein Anhangezettel mit dem Aktenzeichen des Vorgangs und der Nummer der Aufbe-
wahrungsliste zu befestigen. Auf Urkunden ist das Aktenzeichen und die Nummer der
Aufbewahrungsliste mit Bleistift anzugeben und bei der Ruckgabe wieder zu entfernen.

(4) Verwahrgegenstande sind in einem verschlieBbaren Schrankfach, Schrank oder
Stahlschrank aufzubewahren, sofern wegen ihrer Grof3e oder anderer Umstande nicht
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eine sonstige geeignete Art der Aufbewahrung vorzuziehen ist. Urkunden sollen in der
Regel offen in einem Umschlag bei den Akten aufbewahrt werden; sie durfen beim
Einheften in Akten nicht durch Lochung beschadigt werden. Hypotheken-, Grund-
schuld- und Rentenschuldbriefe sowie andere Urkunden von besonderer Bedeutung
sind stets in einem verschlieBbaren Fach aufzubewahren, wenn sie auf der Geschafts-
stelle verwahrt werden.

(5) Bargeld, das nicht in seinen einzelnen Stucken erhalten bleiben muss, ist an die
Gerichtskasse am Ort oder Uber die nachstgelegene Gerichtszahlstelle an die zustan-
dige Gerichtskasse unter Angabe von Gericht, Staatsanwaltschaft oder Amtsanwalt-
schaft und Aktenzeichen als Verwahrgeld abzuliefern. Wertpapiere sind unmittelbar an
die Gerichtskasse Frankfurt am Main abzuliefern. Fur den Erlass von Annahme- und
Auszahlungs-/Herausgabeanordnungen gelten die Justizvollzugsbestimmungen flr
Kassenanordnungen in Rechtssachen (JVBKR). Die Eintragung in die Aufbewah-
rungsliste nach Abs. 2, die Anbringung eines Anhangezettels nach Abs. 3 und eine
Prufung des Bestandes an Verwahrsachen nach Abs. 9 finden nicht statt.

(6) Die Herausgabe von Verwahrsachen darf nur an empfangsberechtigte Personen
gegen Empfangsbekenntnis erfolgen. Die Empfangsberechtigung ist nachgewiesen,
wenn

1. die Beteiligten die Herausgabe an die Antragstellerin oder den Antragssteller
schriftlich oder zur Niederschrift der Verwahrstelle oder eines Gerichts, auch ge-
genuber einer Urkundsbeamtin oder einem Urkundsbeamten der Geschafts-
stelle, bewilligt oder in gleicher Weise anerkannt haben oder

2. die Empfangsberechtigung der Antragstellerin oder des Antragstellers durch
rechtskraftige Entscheidung mit Wirkung gegen die Beteiligten festgestellt ist.

Befindet sich der Nachweis der Empfangsberechtigung bei den Akten des Gerichts, zu
dem die Verwahrstelle gehort, so genlgt die Bezugnahme auf diese Akten.

(7) Verwahrsachen sollen nur so lange in amtlichem Gewahrsam bleiben, wie es fur
die Zwecke der Rechtspflege erforderlich ist. Die einem Rechtsmittelgericht mit den
Sachakten (§ 541 ZPO) zugeleiteten oder bei diesem unmittelbar eingereichten Ver-
wahrsachen sind nach Beendigung der Instanz dem Gericht des vorhergehenden
Rechtszuges mit den Akten zurickzusenden.

Die Verwahrsachen, die entscheidungsrelevant sind, sollen nach Maéglichkeit nicht vor
Rechtskraft der Entscheidung herausgegeben werden.”

Die Herausgabe von Verwahrsachen darf nur an empfangsberechtigte Personen ge-
gen Empfangsbekenntnis erfolgen. Bei einer Versendung durch die Post ist die der
Bedeutung und dem Wert der Sache entsprechende Versendungsart zu wahlen. Bei
einer Weitergabe von Verwahrsachen an andere Gerichte oder Staatsanwaltschaften
ist ein Empfangsbekenntnis der Sendung beizufligen und um dessen Ricksendung
mit Angabe des neuen Aktenzeichens zu ersuchen.

(8) Ist die oder der Empfangsberechtigte bzw. ihr oder sein Aufenthalt nicht zu ermit-
teln, so finden, wenn die Herausgabepflicht nicht auf Vertrag beruht, gemal} § 983
BGB die Vorschriften der §§ 979 bis 982 BGB entsprechende Anwendung. Ist die oder
der Empfangsberechtigte oder ihr oder sein Aufenthalt nicht zu ermitteln und beruht
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die Herausgabepflicht auf Vertrag, ist, wenn die Ruckgabe aus den in § 372 BGB auf-
gefuhrten Grinden nicht mdglich ist, nach §§ 372 ff. BGB zu verfahren.

(9) Die Prufung des Bestandes an Verwahrsachen und der Einhaltung der vorstehen-
den Bestimmungen ist mindestens zweimal jahrlich unangekindigt von der Geschafts-
leitung des Gerichts oder der Staatsanwaltschaft vorzunehmen, bei dem die Verwahr-
sachen bearbeitet werden. Sind Bargeld oder Wertpapiere bei der Gerichtskasse ab-
geliefert worden, ist deren Verwahrung durch die Gerichtskasse nicht Gegenstand der
Prafung.

(10) Fir die Behandlung der Uberfiihrungsstiicke in Straf- oder BuRRgeldsachen gelten
die Nr. 74, 75 und 76 der Richtlinien fur das Strafverfahren und das Bul3geldverfahren
(RiStBV) sowie § 40 der Aktenordnung. Uberfiinrungsstiicke in Straf- oder BuRgeld-
verfahren sind nach Moglichkeit in einer besonderen Asservatenkammer zu verwah-
ren. Sie sind standig unter Verschluss zu halten. Schusswaffen, Munition und andere
gefahrliche Gegenstande sind grundsatzlich bei den Polizeidienststellen zu lagern-
falls erforderlich nach Anhorung eines Sachverstandigen — und mussen zusatzlich so
gesichert werden, dass die mit den Aufbewahrungsgeschaften beauftragten Justizbe-
diensteten nicht gefahrdet werden. Geltende Leitfaden zur Asservatenbehandlung
sind zu berucksichtigen. Wenn es notwendig erscheint, kann in diesem Fall eine an-
dere Art der Aufbewahrung angeordnet werden, die die notwendige Sicherung gewahr-
leistet. Soweit bei den Gerichten keine besondere Asservatenkammer eingerichtet ist,
sollen dort Schusswaffen, Munition, Arzneimittel und Betaubungsmittel nach Moglich-
keit nur wahrend der Hauptverhandlung verwahrt werden. § 36 WaffG ist zu beachten.
Ergéanzend sind auf Uberflihrungsstiicke in Straf- oder BuRgeldverfahren die Abs. 1,
4 und 5 dieser Vorschrift anzuwenden.

(11) Die Verwahrung und Erfassung der Uberfiihrungsstiicke ist im Laufe eines jeden
Geschaftsjahres mindestens zweimal von der Behdrdenleitung oder einem von ihr zu
bestimmenden Bediensteten unangekindigt zu prufen. Dabei ist eine Liste aller er-
fassten Uberfiihrungsstiicke in Papierform zu erstellen und von der priifenden Person
mit einem Sichtvermerk zu versehen. Uber das Ergebnis ist ein Protokoll zu fertigen,
in das aufzunehmen ist, ob die Verwahrung und die Datenerfassung den Vorschriften
entsprechen und ob die Gegenstande vorgefunden worden sind. Erscheint eine Pri-
fung erforderlich, ob die weitere Verwahrung noch notwendig ist, so ist zu den Sach-
akten eine Vorlage zu machen.

§ 28
Fundsachen

(1) Fur die Verwaltung von Sachen, die in den Geschaftsraumen oder im sonstigen
raumlichen Bereich eines Gerichts, einer Staatsanwaltschaft oder der Amtsanwalt-
schaft gefunden werden, ist die bei dem Gericht, der Staatsanwaltschaft oder der
Amtsanwaltschaft eingerichtete Fundsachenstelle zustandig. Gefundene Sachen
(§ 978 BGB) oder Sachen, mit denen nach § 983 BGB zu verfahren ist, sind unverzig-
lich bei der Fundsachenstelle abzugeben.

(2) Uber die Fundsachenangelegenheiten sind Sammelakten und eine Fundliste nach
anliegendem Muster (Anlage Muster 2) zu fuhren. Die Fundliste kann auch in elektro-
nischer Form geflhrt werden, das anliegende Muster kann daflr bei Bedarf durch das
Gericht, die Staatsanwaltschaft oder die Amtsanwaltschaft geandert werden.
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(3) Die gefundenen Sachen sind mit der Nummer ihrer Eintragung in der Fundliste zu
kennzeichnen und sorgfaltig aufzubewahren. Gefundene Waffen und Munition sind an
die nachste Polizeidienststelle zur sicheren Verwahrung abzuliefern bzw. von Polizei-
bediensteten abholen zu lassen. Name und Anschrift der Finderin oder des Finders
sind in die Fundliste - Spalte Vermerke - einzutragen. Bei Fundsachen, deren Wert
mindestens 500 Euro betragt, ist dem ortlichen Fundbiro eine schriftliche Anzeige
uber den Fund zuzuleiten.

(4) Die offentliche Bekanntmachung nach § 980 BGB erfolgt durch Aushang an der
Bekanntmachungstafel des zustandigen Gerichts, der zustandigen Staatsanwaltschaft
oder der zustandigen Amtsanwaltschaft. Zusatzliche Bekanntmachungen in o6ffentli-
chen Blattern sollen in der Regel nur bei Fundsachen von hoherem Wert als 250 Euro
angeordnet werden. Zwischen dem Tag des Aushangs und der Abnahme der Bekannt-
machung soll ein Zeitraum von mindestens sechs Wochen liegen. Wird die Bekannt-
machung von dem Ort des Aushangs friher entfernt, so hat dies auf ihre Gultigkeit
keinen Einfluss.

(5) Die in der Bekanntmachung zu bestimmende Frist zur Anmeldung von Rechten
muss mindestens sechs Wochen betragen. Die Frist beginnt mit dem Aushang. Falls
die Bekanntmachung auch in 6ffentlichen Blattern erfolgt, beginnt die Frist mit der letz-
ten Bekanntmachung.

(6) Kann die Fundsache ohne besondere Ermittlungen einer Person zugeordnet wer-
den, so ist diese schriftlich aufzufordern, die gefundene Sache innerhalb einer ange-
messenen Frist gegen Erstattung der Auslagen abzuholen. Offensichtlich wertlose Sa-
chen sind ohne offentliche Bekanntmachung auf schriftliche Anordnung hin zu vernich-
ten. Sachen, deren Aufbewahrung mit unverhaltnismaRig hohen Kosten verbunden
oder deren Verderb zu beflrchten ist, sind ohne vorherige Bekanntmachung alsbald
zu versteigern. Die offentliche Bekanntmachung nach § 981 Abs. 2 Satz 1 BGB ist in
entsprechender Anwendung der Abs. 4 und 5 unverzuglich zu bewirken.

(7) Fur die Annahme von gefundenem Geld sind die Gerichtskassen zustandig. Die
Fundsachenstelle hat zu veranlassen, dass gefundenes Geld unverzuglich bei diesen
Stellen eingezahlt und die 6ffentliche Bekanntmachung nach § 981 Abs. 2 Satz 1 und
2 BGB in entsprechender Anwendung des Abs. 4 bewirkt wird. Zahlungsmittel in frem-
den Geldsorten sind zum Tageskurs an ein Kreditinstitut zu verkaufen, im Ubrigen ist
nach Satz 1 und 2 zu verfahren.

(8) Die Verwertung von Fundsachen erfolgt durch 6ffentliche Versteigerung oder - so-
weit moglich - durch Online-Versteigerung im Internet; § 77 gilt entsprechend. Gefun-
dene und unanbringbare Datentrager, sonstige Bildtrager und Tontrager sind nicht zu
versteigern, sondern zu vernichten. Mit der Durchfihrung der Versteigerung ist nach
§ 24 der Gerichtsvollzieherordnung (GVO) vom 16. Oktober 2018 (JMBI. S. 671), zu-
letzt geandert am 4. November 2022 (JMBI. 2023, S. 3) eine Gerichtsvollzieherin oder
ein Gerichtsvollzieher des Amtsgerichts, in dessen Bezirk das Gericht, die Staatsan-
waltschaft oder die Amtsanwaltschaft inren Sitz hat, zu beauftragen.

(9) Die Versteigerung einer Fundsache darf erst angeordnet werden, wenn nach ord-
nungsgemaler Bekanntmachung die nach Abs. 5 zur Anmeldung von Rechten ge-
setzte Frist fruchtlos verstrichen ist oder die Voraussetzungen zu einer Anordnung
nach Abs. 6 Satz 3 und 4 vorliegen. Die Anordnung der Versteigerung gilt als Auftrag
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an die Gerichtsvollzieherin oder den Gerichtsvollzieher. Sie ist in Ausfertigung mit zwei
Auszugen aus der Fundliste zu Ubergeben.

(10) Fur das Verfahren der Gerichtsvollzieherin oder des Gerichtsvollziehers ist § 92
Abs. 2, fur die Bekanntmachung des Versteigerungstermins § 93 der Geschaftsanwei-
sung fur Gerichtsvollzieher (GVGA) vom 16. Oktober 2018 (JMBI. S. 670), zuletzt ge-
andert am 4. November 2022 (JMBI. 2023, S. 29), entsprechend anzuwenden. Die
Gerichtsvollzieherin oder der Gerichtsvollzieher vermerkt auf dem Doppel des Aus-
zugs aus der Fundliste die auf die einzelnen Fundsachen abgegebenen Hochstgebote,
auf die der Zuschlag erteilt worden ist, und gibt den Auszug und die unanbringbaren
Fundsachen an die Fundsachenstelle zurtck.

(11) Fundsachen, deren Versteigerung erfolglos versucht worden ist, sind zu vernich-
ten. Uber unanbringbare Waffen und Munition ist der Generalstaatsanwaltschaft zu
berichten, damit von dort aus Uber das weitere Vorgehen entschieden werden kann.

(12) Geldbetrage, die in Fundsachenangelegenheiten bei den Gerichten, Staatsan-
waltschaften oder der Amtsanwaltschaft eingehen, sind unverzuglich bei den nach
Abs. 7 Satz 1 hierflr zustandigen Stellen einzuzahlen. Bei der Herausgabe von gefun-
denem Bargeld oder von Versteigerungserlosen ist § 981 BGB zu beachten.

(13) Die Bestimmungen dieses Paragraphen sind auf die in § 983 BGB genannten
Sachen entsprechend anzuwenden.

(14) Gegenstande, die im Rahmen der Eingangskontrolle vorlaufig in Verwahrung ge-
nommen und nicht abgeholt wurden, sind nach den vorstehenden Bestimmungen zu
behandeln.

§ 29
Telefonverzeichnis

Das Telefonverzeichnis der Gerichte, Staatsanwaltschaften und der Amtsanwaltschaft
ist aktuell zu halten und den Bediensteten elektronisch zur Verfligung zu stellen.

§ 30
Dolmetscher, Ubersetzer und Sachverstandige

(1) Bei jedem Landgericht ist ein Verzeichnis der bei diesem allgemein beeidigten und
verpflichteten Dolmetscherinnen und Dolmetschern sowie der ermachtigten und ver-
pflichteten Ubersetzerinnen und Ubersetzer zu fiihren. Es wird als integraler Bestand-
teil der Dolmetscher- und Ubersetzerdatenbank ausschlieRlich elektronisch gefiihrt.
Die Dolmetscher- und Ubersetzerdatenbank ist im Mitarbeiterportal erreichbar.

(2) In Ausflihrung des § 14 JVEG konnen die Prasidentinnen oder die Prasidenten des
Oberlandesgerichts, der Landgerichte, der Amtsgerichte, des Hessischen Verwal-
tungsgerichtshofs, des Hessischen Landessozialgerichts, des Hessischen Landesar-
beitsgerichts, des Hessischen Finanzgerichts, die Generalstaatsanwaltin oder der Ge-
neralstaatsanwalt sowie die Leiterinnen und Leiter der Staatsanwaltschaften und der
Amtsanwaltschaft fur ihren Bereich oder ihren Bezirk mit Sachverstandigen, Dolmet-
scherinnen und Dolmetschern und Ubersetzerinnen und Ubersetzern, die haufiger her-
angezogen werden, eine Vereinbarung Uber die zu gewahrende Vergutung treffen, de-
ren Hohe die nach dem Gesetz Uber die Verglutung von Sachverstandigen,
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Dolmetscherinnen, Dolmetschern, Ubersetzerinnen und Ubersetzern sowie die Ent-
schadigung von ehrenamtlichen Richterinnen, ehrenamtlichen Richtern, Zeuginnen,
Zeugen und Dritten - Justizvergutungs- und -entschadigungsgesetz - (JVEG) vorgese-
hene Vergltung nicht Uberschreiten darf.

§ 31
Dienstsiegel

(1) Die gesicherte Aufbewahrung von Dienstsiegeln ist entsprechend dem Hoheitszei-
chenerlass vom 25. September 2019 (StAnz. S. 1104) zur Verordnung uber die Ho-
heitszeichen des Landes Hessen vom 11. September 2014 (GVBI. S. 212) vom
23. November 2014 (StAnz. S. 1063) zu gewahrleisten. Sofern eine Aufbewahrung
nach Nr. 6 des Erlasses nach Satz 1 nicht oder nur mit unverhaltnismafiig hohem Auf-
wand moglich ist, genugt die Aufbewahrung in einem verschlossenen Schreibtisch
oder Schrank.

(2) Eine Mitnahme von Dienstsiegeln auRerhalb der Dienststelle im Fall von mobiler
Arbeit oder ahnlichen Arbeitszeitmodellen ist nicht gestattet.

(3) Die Leitung des Gerichts oder die Behordenleitung hat sicherzustellen, dass ma-
schinelle Dienstsiegel ausschlieBlich von den hierzu berechtigten Bediensteten ver-
wendet werden.

Vierter Teil
Besondere Bestimmungen zum Geschaftsgang

§ 32
Vorlage der Eingange

(1) Schriftsticke, die die Serviceeinheit nicht selbststandig zu erledigen hat, sind mit
den Akten oder mit einem Vermerk Uber deren Verbleib vorzulegen. Haft- und Eilsa-
chen sind unverzuglich vorzulegen, und zwar die Haftsachen in der besonderen oran-
genen Laufmappe ,Haftsache® und die sonstigen Eilsachen in einer roten Eilmappe.
Soweit in burgerlichen Rechtsstreitigkeiten und in familienrechtlichen Angelegenheiten
eine Kostenvorschusspflicht besteht (§§ 12 GKG, 14 FamGKG), sind die Akten regel-
mafig erst nach der Zahlung des Vorschusses der Richterin oder dem Richter oder
der Beamtin oder dem Beamten des gehobenen Dienstes vorzulegen.

(2) Eingange, die bis zum Dienstschluss nicht vorgelegt oder nicht zu den Akten oder
in eine Fristen- oder Entnahmetasche genommen werden kdnnen, mussen griffbereit
auf dem Schreibtisch (Postmappe, Ablagekorb) oder in einem unverschlossenen, ge-
kennzeichneten Fach aufbewahrt werden.

(3) Zustellungsurkunden, die die Anordnung des Zwangsversteigerungstermins, die
Glaubigerversammlung in Insolvenzsachen und den Vergleichstermin im Vergleichs-
verfahren betreffen, sind zur Prufung der Zustellung sofort nach Eingang vorzulegen.
Im Ubrigen sind Zustellungsurkunden nur dann vorzulegen, wenn die Vorlage ange-
ordnet ist, die Zustellung durch Niederlegung erfolgt ist, die Serviceeinheit Zweifel an
der vorschriftsmafigen Zustellung hat oder die Urkunden sonst zu einer Verfligung
Anlass geben (zum Beispiel bei Zustellung aullerhalb des Gerichtsbezirks, in dem der
ursprungliche Bestimmungsort liegt).
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(4) Fur die an das EGVP Ubermittelten Eingange gelten die §§ 64 ff.

§ 32a
Ersuchen um Gewahrung von Akteneinsicht, um Ubersendung von Akten
und Erteilung von Abschriften aus Akten

(1) Ersuchen um Gewahrung von Akteneinsicht von Beteiligten des Verfahrens, um
Ubersendung von Akten sowie um Erteilung von Abschriften aus Akten legt in anhan-
gigen Verfahren die Serviceeinheit bzw. das Sekretariat mit den angeforderten Akten
der zustandigen Richterin oder dem Richter bzw. der Vorsitzenden oder dem Vorsit-
zenden, der Staatsanwaltin oder dem Staatsanwalt, der Amtsanwaltin oder dem Amts-
anwalt, der Rechtspflegerin oder dem Rechtspfleger zur Entscheidung vor.

(2) Akteneinsichtsgesuche von Dritten oder Beteiligten abgeschlossener Verfahren
sind der Behoérdenleitung zur Entscheidung vorzulegen.

(3) Abs. 2 gilt nicht bei Akten Uber Familiensachen, Abstammungssachen, Kind-
schaftssachen, Freiheitsentziehungssachen, Betreuungssachen, Nachlasssachen
und Adoptionssachen. Fir diese Ver-fahren sowie Ersuchen um Einsicht in das Re-
gister fur Adoptionssachen und Ersuchen um Auskunft aus diesem Register gilt Abs. 1
auch nach Abschluss des Verfahrens entsprechend.

(4) Fir die Ubersendung von Grundakten gilt § 10 des Runderlasses Uber die Ge-
schaftliche Behandlung der Grundbuchsachen vom 11. November 2021 (JMBI.
S. 357), zuletzt geandert durch Runderlass vom 13. Februar 2023 (JMBI. S 395).

(5) Bei der Staatsanwaltschaft richtet sich die Zustandigkeit zur Erledigung der Antrage
auf Akteneinsicht und der Ersuchen um Aktenubersendung nach der Regelung tber
die Abgrenzung der Tatigkeitsbereiche zwischen den Staatsanwaltinnen und den
Staatsanwalten, den Beamtinnen und Beamten des gehobenen Dienstes (Rechtspfle-
gerin/Rechtspfleger) und den Beamtinnen und Beamten des mittleren Dienstes bei den
Staatsanwaltschaften.

(6) Dienststellen, die bereits mit der elektronischen Akte arbeiten, steht fur die Akten-
einsicht, das Akteneinsichtsportal zur Verfigung. Es obliegt jedoch grundsatzlich jeder
Dienststelle selbst, auf welchem Wege etwaige Akteneinsicht gewahrt wird. Ein An-
spruch auf Bereitstellung der Akte Uber das Akteneinsichtsportal besteht daher nicht.

(7) Gesetzliche Vorgaben bleiben unberuhrt.

§ 32b
Vorlage der Terminsakten

Alle Terminsakten sind am Tage vor dem Termin oder zu dem sonst bestimmten Zeit-
punkt vorzulegen. In Straf- und BuRgeldsachen darf in dem auszuhangenden Termins-
verzeichnis die der bzw. dem Angeklagten/Betroffenen zur Last gelegte Straftat/Ord-
nungswidrigkeit nicht vermerkt werden.
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§ 33
Erstellen von Schriftstlicken in Papierform

(1) Reinschriften werden von der verfugenden Person eigenhandig unterschrieben,
wenn

1. dies allgemein oder im Einzelfall angeordnet oder wegen der Art oder der Bedeu-
tung der Verfugung angemessen ist (zum Beispiel Aufforderung zum Strafantritt,
Erlass eines Vollstreckungshaftbefehls),

2. das Schriftstuck Erklarungen enthalt, die fir den Gang des Verfahrens wesentlich
sind (zum Beispiel Anklageerhebungen, Einlegung und Begrindung von Rechts-
mitteln, Strafantrage),

3. das Schriftstuck Erklarungen enthalt, fur die durch Gesetz oder Verwaltungsvor-
schrift die Schriftform (§ 126 BGB) oder die Unterschrift der erklarenden Person
(zum Beispiel § 29 Abs. 3 GBO) vorgeschrieben ist; dies gilt insbesondere fur Voll-
streckungsauftrage, Beitreibungsersuchen, Ersuchen um Eintragung einer Siche-
rungshypothek, Antrage auf Bestimmung eines Termins zur Abnahme der eides-
stattlichen Versicherung, Antrage auf Zwangsversteigerung, Zwangsverwaltung
und Eréffnung des Insolvenzverfahrens, Antrage innerhalb dieser Verfahren, An-
meldungen von Forderungen im Insolvenz- und Zwangsversteigerungsverfahren
und Kassenanordnungen,

4. das Schreiben zum reprasentativen Schriftverkehr zu rechnen ist (zum Beispiel
Gluckwunsch- und Dankschreiben, Ernennungen und Benachrichtigungen hier-
von, Versetzungen, Entlassungen, Beurteilungen),

5. es zur Erleichterung des Geschaftsgangs zweckmalig erscheint.

Auf die Reinschrift ist der Name der verfugenden Person in Maschinenschrift zu setzen
(ohne Klammer), und zwar unter der fur die Unterschrift vorgesehenen Stelle. Die
Amtsbezeichnung ist beizufligen, soweit sie sich nicht aus dem Briefkopf ergibt. Das
Dienstsiegel ist - soweit erforderlich (zum Beispiel § 29 Abs. 3 GBO) - beizudrucken.

(2) Reinschriften, die nicht nach Abs. 1 von der verfigenden Person eigenhandig un-
terschrieben werden, sind von der Serviceeinheit mit einem Vermerk nach Muster A
zu beglaubigen. Die Beglaubigung setzt voraus, dass sich eine vollstandige Urschrift
bei den Akten befindet und diese wenigstens in abgekurzter Form von der verfugenden
Person unterzeichnet ist. Der Text der Reinschrift darf auch bei Verwendung von Vor-
drucken nicht von der Urschrift abweichen; dies gilt jedoch nicht, wenn sich der voll-
standige Text der Reinschrift aus der Verfugung in Verbindung mit einer Vordruck-
sammlung oder einem Texthandbuch ergibt. In der Reinschrift ist der Name der verfu-
genden Person auszuschreiben und bei handschriftlicher Fertigung des Namens mit
der Abkurzung ,gez.“ zu versehen. Darunter ist die Amtsbezeichnung der verfuigenden
Person zu setzen. Fehlt in der Urschrift einer Verfligung - das gilt nicht fur ein Urteil
oder einen Beschluss - bei der Unterschrift die Amtsbezeichnung, so hat die Ser-
viceeinheit diese auf der Reinschrift beizufigen. Die Leitung des Gerichts oder die
Behordenleitung kann in Einzelfallen eine abweichende Regelung treffen, soweit hier-
fur berechtigte Grinde vorliegen. Das Dienstsiegel ist beizudriicken. Nach § 169 Abs.
3 ZPO kann eine in Papierform zuzustellende Abschrift auch durch maschinelle Bear-
beitung beglaubigt werden. Anstelle der handschriftichen Unterzeichnung ist die
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Abschrift mit einer elektronischen Wiedergabe des Gerichtssiegels zu versehen; der
Beglaubigungsvermerk und die elektronische Wiedergabe des Gerichtssiegels sind
Bestandteil der Abschrift. Dasselbe gilt, wenn eine Abschrift per Telekopie zugestellt
wird. Sofern die elektronische Wiedergabe des Gerichtssiegels aus technischen Grin-
den nicht neben dem Beglaubigungsvermerk abgebildet werden kann, ist diese auf der
Folgeseite auszuweisen.

Muster A

Beglaubigt
(Ort und Tag, falls nicht in der
Reinschrift angegeben)
Dienst-
siegel
- Unterschrift -
Amtsbezeichnung

(3) Das nicht im Wortlaut verfugte sogenannte kleine Schreibwerk, das die auf Anord-
nung ergehenden, haufig wiederkehrenden oder vordruckmafRigen Anfragen, Benach-
richtigungen und Erinnerungen umfasst, wird von der Serviceeinheit mit einem Ver-
merk nach Muster B unterschrieben. Soweit das zu unterzeichnende Schriftgut auto-
matisiert gefertigt wird, bedarf es keiner unterschriftlichen Vollziehung. In diesem Fall
ist jedoch ein Hinweis auf die Gliltigkeit des Dokuments auch ohne Unterschrift anzu-
bringen, zum Beispiel ,Maschinell erstellt, ohne Unterschrift gultig". Das Dienstsiegel
ist nicht beizudricken.

Muster B

Auf Anordnung
- Unterschrift -

(4) Werden Ausfertigungen auf Grund von Rechtsvorschriften oder nach Anweisung
aus gerichtlichen Akten gefertigt, so ist ein Vermerk nach Muster C anzubringen. Das
Dienstsiegel ist beizudricken.

Muster C
Ausgefertigt
, den
Dienst-
siegel
- Unterschrift -

Urkundsbeamtin der Geschaftsstelle/
Urkundsbeamter der Geschaftsstelle

(5) Bei der Erteilung von Ausfertigungen gerichtlicher Urkunden (§ 127a BGB) und von
notariellen Urkunden, die dem Amtsgericht zur Verwahrung Ubergeben worden sind
(§§ 45, 51 BNotO), ist der Vermerk nach Muster D zu fassen (§ 49 BeurkG). Das
Dienstsiegel ist beizudricken.
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Muster D

Vorstehende Ausfertigung stimmt mit der Urschrift
uberein und wird

erteilt.

Dienst-
siegel

, den

- Unterschrift -
Urkundsbeamtin der Geschaftsstelle/
Urkundsbeamter der Geschaftsstelle

(6) Werden beglaubigte Abschriften aus gerichtlichen Akten gefertigt, so ist ein Ver-
merk nach Muster E anzubringen. Bei der Beglaubigung von Abschriften, die nicht den
vollstandigen Text des Schriftsticks umfassen, muss uber dem Text das Wort ,Aus-
zug" angebracht werden. Das Dienstsiegel ist beizudricken.

Muster E
Dienst-
siegel
Beglaubigt
, den
- Unterschrift -

Urkundsbeamtin der Geschaftsstelle/
Urkundsbeamter der Geschaftsstelle

(7) Werden beglaubigte Abschriften von gerichtlichen Urkunden und von notariellen
Urkunden, die dem Amtsgericht zur Verwahrung Ubergeben worden sind (§§ 45, 51
BNotO) gefertigt, so ist ein Vermerk nach Muster F anzubringen (§§ 39, 42 BeurkG).
Das Dienstsiegel ist beizudrticken.

Muster F

Die vorstehende Abschrift stimmt mit der
mir - in Urschrift - in Ausfertigung
- in einer einfachen - in einer beglaubigten -

Abschrift vorgelegten
wortlich Uberein.
Dienst-
siegel
, den
- Unterschrift -

Urkundsbeamtin der Geschaftsstelle/
Urkundsbeamter der Geschaftsstelle
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(8) In allen Fallen, in denen nach Gesetz oder Verwaltungsvorschrift Geschafte von
der Urkundsbeamtin oder dem Urkundsbeamten der Geschaftsstelle wahrzunehmen
sind, ist ein Vermerk nach Muster G anzubringen.

Muster G

- Unterschrift -
Urkundsbeamtin der Geschéaftsstelle/
Urkundsbeamter der Geschaftsstelle

(9) In allen Fallen, in denen nach Gesetz oder Verwaltungsvorschrift Geschafte von
der Geschaftsstelle wahrzunehmen sind, ist ein Vermerk nach Muster H anzubringen,
es sei denn, dass bereits im Briefkopf des Schriftstiicks das Wort ,Geschaftsstelle®
enthalten ist. Nach Satz 1 ist auch zu verfahren, wenn das Gesetz die Stelle, der die
dienstliche Verrichtung obliegt, nicht ausdricklich bezeichnet, nach dem Sinne der Be-
stimmung aber nur die Geschaftsstelle in Betracht kommen kann (zum Beispiel § 340a
ZPO) oder eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter der Geschéaftsstelle eine Tatigkeit
ausubt, bei der es sich nicht um eine gesetzlich geregelte Verrichtung handeilt.

Muster H

Geschéaftsstelle des (-gerichts)/der Staatsanwaltschaft

- Unterschrift -

(10) Die Worte ,Beglaubigt®, ,Auf Anordnung®, ,Ausgefertigt” sowie der tUbrige Teil der
Vermerke nach den Mustern sind in allen Fallen auszuschreiben. Fehlt in dem Schrift-
stick die Angabe der Dienststelle der vollziehenden Beamtin oder des vollziehenden
Beamten, so ist diese anzugeben, zum Beispiel ,Urkundsbeamtin/Urkundsbeamter der
Geschaftsstelle des Amtsgerichts® oder ,Urkundsbeamtin/Urkundsbeamter der Ge-
schaftsstelle des Amtsgerichts ¢

(11) Ergibt sich der maRgebliche Inhalt eines Schriftsticks aus diesem selbst, kann
die gesonderte Fertigung eines Anschreibens, beispielsweise die Ubersendung ledig-
lich zur Kenntnisnahme, entfallen.

(12) Besuchserlaubnissen fur Justizvollzugsanstalten sind Dienstsiegel beizudricken.

(13) Die Leitung des Gerichts oder die Behordenleitung, die Geschaftsleiterin oder der
Geschaftsleiter, die Abteilungsleiterin oder der Abteilungsleiter, die Sachgebietsleiterin
oder der Sachgebietsleiter und die Serviceeinheiten sind daftr verantwortlich, dass die
Schriftstlicke frei von Mangeln, sauber und in angemessener Form hergestellt werden.
Die Schreib- und Gestaltungsregeln fur die Textverarbeitung (DIN 5008) sowie, soweit
anzuwenden, das Corporate Design (§ 18) sind zu beachten. Hinsichtlich der Kalen-
derdaten ist die alphanumerische Schreibweise vorzuziehen.

(14) Unberuhrt bleiben die einschlagigen Bestimmungen der Hessischen Landeshaus-
haltsordnung (LHO), der Vorlaufigen Verwaltungsvorschriften (VV-LHO) und der Jus-
tizvollzugsbestimmungen (JVB zu den VV-LHO) hierzu, der Justizvollzugsbestimmun-
gen fur Kassenanordnungen in Rechtssachen (JVBKR) sowie Bestimmungen uber
den Schriftverkehr mit dem Ausland und den auslandischen Dienststellen im Inland.
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(15) Anderungen an Vordrucken, Stempeln oder Fachanwendungen, die durch die vor-
stehenden Absatze notwendig werden, sollen nur vorgenommen werden, sofern dies
sinnvoll und mit wirtschaftlichem Aufwand umsetzbar ist.

(16) Schriftsticke mit personenbezogenem Inhalt (z. B. Mitteilungen an Standesamter)
sind bei Versendung durch die Post grundsatzlich in Einzelumschlagen zu verschlie-
Ren, jedoch kdnnen mehrere Schriftstlicke an den gleichen Adressaten in einem Um-
schlag verschlossen versandt werden. Bei Schriftsticken an Arbeitgeber, die Daten
einer Arbeitnehmerin oder eines Arbeit-nehmers enthalten, ist auf dem Briefumschlag
zu vermerken: ,Vertraulich! Nur von der Personalstelle zu 6ffnen!”.

§ 33a
Erstellen von Schriftstliicken als elektronisches Dokument

Wird ein Schriftstlick als elektronisches Dokument erstellt, soll es dann qualifiziert
elektronisch signiert werden, wenn bei einem entsprechenden Schreiben in Papierform
nach § 33 eine eigenhandige Unterschrift der Reinschrift erforderlich ist und die tech-
nischen Voraussetzungen flur eine qualifizierte elektronische Signatur zur Verfugung
stehen. Soweit die qualifizierte elektronische Signatur gesetzlich vorgegeben ist, muss
diese erfolgen.

§ 34
Verbindung von vollstreckbaren Entscheidungen,
die aus mehreren Blattern bestehen und
Heftung von Urkunden und Ausfertigungen

(1) Bestehen vollstreckbare Entscheidungen aus mehreren Blattern, so sind diese in
einer Weise zu verbinden, dass eine unbeabsichtigte Trennung nicht ohne weiteres
maglich ist. Hierzu kdnnen Heftésen, Heftklammern (nicht Baroklammern), Klebestrei-
fen oder Heftleisten verwendet werden; die innenseitigen Heftstellen sind jeweils in der
Weise mit dem Dienststempel zu Uberstempeln, dass der Stempelabdruck je zu einem
Teil die gegenuberliegenden Innenseiten erfasst. Eine Verbindung mit Schnur und Sie-
gel wird hierdurch nicht ausgeschlossen. Einfache Ausfertigungen sollen, soweit sie
aus mehreren Blattern bestehen, nach Satz 1 und 2 behandelt werden.

(2) Im Hinblick auf die starke Beanspruchung der vollstreckbaren Ausfertigungen bei
der Zwangsvollstreckung wird die Verwendung von festem Papier (mindestens
80 g/m?) empfohlen.

(3) Soweit es vorgeschrieben oder ublich ist, gerichtliche und notarielle Urkunden und
Ausfertigungen mit Garn oder Schnur zu heften, sollen die Lochungen fur die Siegel-
schnur im oberen Drittel des Seitenrandes eingestanzt werden. Die Siegelschnur ist
quer Uber die Seite zu legen, damit eine Beschadigung beim Lochen und Abheften der
Urkunden vermieden wird.

§ 35
Nicht-elektronische Zustellungen

(1) Die Serviceeinheit hat dafir zu sorgen, dass aus den zuzustellenden Schriftstlicken
zu ersehen ist, in wessen Auftrag und an wen zuzustellen ist. In die Verfugung und in
die Zustellungsurkunde ist gegebenenfalls mit aufzunehmen, welche Personen etwa
bei der Ersatzzustellung auszuschlief3en sind (§ 178 Abs. 2 ZPO), ob ein Eilfall vorliegt
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und ob gegebenenfalls in der Zustellungsurkunde die Stunde der Zustellung anzuge-
ben ist (§ 182 Abs. 2 Nr. 7 ZPO). Soweit amtliche Vorlagen fir die Zustellungen zur
Verfugung gestellt werden, sind diese zu benutzen.

(2) Auf Zustellungsurkunden sind stets das vollstandige Aktenzeichen und eine kurze
Bezeichnung des Schriftstlicks anzugeben. Dabei sind jedoch alle Hinweise auf den
Inhalt der Sendung zu vermeiden, die geeignet sein kdnnen, der Empfangerin oder
dem Empfanger vermeidbare Nachteile zuzufigen. Bei allen Zustellungen ist deshalb
das zuzustellende Schriftstlick auf der Zustellungsurkunde maoglichst neutral und stark
abgekurzt zu bezeichnen. Ist in dem zuzustellenden Schriftstick eine Rechtsmittelbe-
lehrung enthalten oder ihm beigeflgt, so ist auf der Zustellungsurkunde ,mit RMB*
anzubringen.

(3) Postzustellungsauftrage von Gerichten, Staatsanwaltschaften und der Amtsanwalt-
schaft, deren Schriftstiicke nicht zugestellt werden konnen, weil die Empfangerin oder
der Empfanger die Wohnung oder den Geschaftsraum verlegt hat, sind nur innerhalb
des Amtsgerichtsbezirks weiterzusenden, in dem der erste Bestimmungsort liegt. Je-
doch sind Vermerke des Auftraggebers wie beispielsweise ,Weitersenden innerhalb
des Landgerichtsbezirks® oder ,Weitersenden innerhalb des Bundesgebietes” vom Zu-
steller zu beachten. Zur Erleichterung des Geschaftsgangs sollten, soweit mdglich,
Weitersendungsvermerke verwendet werden.

(4) Eine Zustellung durch die Post oder einen anderen Zusteller darf unter anderem
nicht erfolgen:

1.  Bei Zustellung an Gemeinschuldner, gegen die die allgemeine Postsperre ver-
hangt ist. Dies gilt nicht fur Sendungen bestimmter Absender, die das Insolvenz-
gericht von der Postsperre ausgenommen hat; in diesem Falle ist auf den Briefen
zu vermerken, dass sie der Postsperre nicht unterliegen,

2.  bei Zustellungen von Willenserklarungen, bei denen eine Urkunde vorzulegen ist,

3. bei Zustellungen von Pfandungsbeschlussen an die Drittschuldnerin oder den
Drittschuldner, falls die Glaubigerin oder der Glaubiger verlangt, dass an die Dritt-
schuldnerin oder den Drittschuldner die im § 840 ZPO bezeichnete Aufforderung
gestellt wird.

(5) Zustellungen an Ehegatten sind an jeden Gatten getrennt vorzunehmen. Entspre-
chendes gilt fur Lebenspartner einer eingetragenen Lebenspartnerschaft.

(6) Nach § 175 Abs. 3 ZPO in Verbindung mit § 173 Abs. 2 ZPO genugt bei der Zu-
stellung an die in § 173 Abs. 2 Genannten zum Nachweis der Zustellung das mit Datum
und Unterschrift versehene Empfangsbekenntnis. Bei Zustellungen nach § 175 ZPO
tragt die Empfangerin oder der Empfanger der zuzustellenden Sendung die Kosten
der Rucksendung des Empfangsbekenntnisses. Eine Vorfrankierung des Empfangs-
bekenntnisses unterbleibt deshalb. Zur Einsparung von Zustellungskosten ist - vorbe-
haltlich einer anderen Anordnung - regelmafig von dieser Zustellungsform Gebrauch
zu machen.

(7) Ohne besonderen Auftrag hat die Serviceeinheit Zustellungen, die nicht von Amts
wegen vorzunehmen sind, in allen zuldssigen Fallen zu vermitteln, sofern nicht die
Partei erklart, sie wolle die Zustellung selbst vornehmen. Der Auftrag an die
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Serviceeinheit zur Vermittlung der Zustellung kann mundlich erfolgen. Sofern der zu-
stellenden Partei Prozesskostenhilfe bewilligt wurde, ist dies auf dem zuzustellenden
Schriftstiick verkurzt zu vermerken.

(8) In Prozess- und Verfahrenskostenhilfeverfahren, in denen die antragstellende Per-
son nicht durch eine Rechtsanwaltin oder einen Rechtsanwalt vertreten wird, hat die
Serviceeinheit fur die Herstellung der erforderlichen Abschriften zu sorgen.

(9) Die Serviceeinheit soll bei den von ihren vermittelten Zustellungen nur dann unmit-
telbar die Post um Bewirkung der Zustellung ersuchen (§168 ZPO), wenn die durch
die Weiterleitung an den Gerichtsvollzieherdienst eintretende Verzogerung Nachteile
fur Beteiligte mit sich bringen kdnnte. Hat die Partei verlangt, dass die Zustellung nicht
durch die Post, sondern durch den Gerichtsvollzieherdienst selbst erfolgen soll, so ist
dies auf dem Schriftstlick verkirzt zu vermerken.

(10) Alle nach § 181 ZPO auf der Serviceeinheit des Amtsgerichts niedergelegten
Schriftstliicke werden in der daflr zustandigen Abteilung gesammelt und nach der Rei-
henfolge der Niederlegung geordnet aufbewahrt. Uber die Niederlegung wird ein Ver-
zeichnis gefuhrt, in dem auch die Aushandigung oder die Rickgabe der Sendungen
nachgewiesen werden. Sendungen, die binnen drei Monaten nach der Niederlegung
nicht abgeholt werden, sind an die Absenderin oder den Absender zurtickzugeben. Die
von den Zustellern, den Gemeinde- oder Polizeivorsteherinnen oder -vorstehern nach
Ablauf der Lagerfrist zurickgehenden Sendungen sind zu den Akten zu nehmen.

(11) Zustellungen an die Staatsanwaltschaft und die Bezirksrevisorin oder den Bezirks-
revisor erfolgen durch Vorlegung der Urschrift des zuzustellenden Schriftstiicks. Bei
der Ubersendung ist darauf hinzuweisen, dass sie zum Zwecke der Zustellung erfolgt.
Beginnt mit der Zustellung der Lauf einer Frist, so vermerkt die empfangende Stelle
auf der Urschrift den Tag der Vorlegung. Fur die Zustellung des Urteils an die Staats-
anwaltschaft im Revisionsverfahren ist Nr. 159 der Richtlinien flr das Strafverfahren
und das Buldgeldverfahren (RiStBV) zu beachten.

§ 36
Elektronische Zustellungen

Soweit elektronische Zustellungen gesetzlich zugelassen sind (zum Beispiel § 173
ZPO), soll, insbesondere wenn Dokumente an das EGVP eingereicht wurden, von der
Madglichkeit der elektronischen Zustellung an die Einreicherin oder den Einreicher Ge-
brauch gemacht werden.

§ 37
Bekanntmachungen der Gerichte, Staatsanwaltschaften und der Amtsanwaltschaft

(1) Die offentlichen Bekanntmachungen werden nach den gesetzlichen Bestimmungen
(vgl. zum Beispiel §§ 435 ff. FamFG) und den besonderen Anordnungen der Richterin,
des Richters, der Staatsanwaltin, des Staatsanwalts, der Amtsanwaltin, des Amtsan-
walts, der Rechtspflegerin, des Rechtspflegers sowie des gehobenen Dienstes, der
Sachbearbeiterin oder des Sachbearbeiters durch die Serviceeinheit veranlasst. Sie
sind, unbeschadet der vorstehend erwahnten Bestimmungen und Anordnungen, so
kurz wie moglich zu fassen und schlief3en in allen Fallen mit dem Datum und der Be-
zeichnung des Gerichts, der Staatsanwaltschaft oder der Amtsanwaltschaft (zum

31



Beispiel Frankfurt am Main, den ... Amtsgericht). Der Entwurf der Bekanntmachung ist
vor dem Absenden der verfligenden Person zur Genehmigung vorzulegen.

(2) Veroffentlichungsblatt im Sinne des § 1 des Gesetzes uber die Bestimmung von
Veroffentlichungsblattern flr gerichtliche Bekanntmachungen vom 19. Oktober 1951
(GVBI. S. 74) und des Art. 9 des Hessischen Ausfluhrungsgesetzes zur Zivilprozess-
ordnung und zum Gesetz Uber die Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung
vom 20. Dezember 1960 (GVBI. S. 238), zuletzt geandert am 27. Februar 1998
(GVBI. 1 S. 34), ist der ,Offentliche Anzeiger zum Staatsanzeiger fiir das Land Hessen*.

(3) Zum Veroffentlichungsblatt fur die gerichtliche Bekanntmachung der Termine zur
Zwangsversteigerung von Binnenschiffen wird nach § 168 Abs. 1 ZVG zusatzlich das
Schifffahrtsfachblatt , BINNENSCHIFFFAHRT - Das Magazin fur Technik und Logistik"
bestimmt, das vom Schifffahrts-Verlag ,Hansa“ GmbH & Co. KG herausgegeben wird.

(4) Far Bekanntmachungen nach § 5 des Hessischen Ausfuhrungsgesetzes zum Ge-
setz Uber das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen
Gerichtsbarkeit (HAGFamFG) vom 23. Juli 2015 (GVBI. S. 315) wird das Registerpor-
tal http://www.handelsregister.de als elektronisches Informations- und Kommunikati-
onssystem bestimmt.

(5) Fur Bekanntmachungen nach § 38 Abs. 2 und § 39 Abs. 1 ZVG wird das Portal
http://www.zvg-portal.de als elektronisches Informations- und Kommunikationssystem
bestimmt.

(6) Fur Bekanntmachungen nach § 9 Abs. 1 InsO wird das Portal http://www.insolvenz-
bekanntmachungen.de als elektronisches Informations- und Kommunikationssystem
bestimmt.

) § 38
Offentliche Zustellungen

(1) Die offentliche Zustellung durch Anheften einer Benachrichtigung an die Gerichts-
tafel oder durch Einstellung in ein im Gericht offentlich zugangliches Informationssys-
tem (elektronische Gerichtstafel) hat die Geschaftsstelle zu besorgen. Dabei kann sie
sich beim Aushang der Hilfe von Angehérigen des Justizwachtmeisterdienstes, im Ub-
rigen von den daflir durch die Behdrdenleitung gegebenenfalls bestimmten Sachbear-
beiterinnen und Sachbearbeitern mit Zugriff auf die elektronische Gerichtstafel bedie-
nen.

Bei der offentlichen Zustellung durch Aushang hat, wer den Aushang anheftet oder
abnimmt, dies auf dem Aushang mit Ort, Datum und Unterschrift zu bescheinigen.
Uber die Anheftung ist eine mit dem Dienststempel zu versehende gleiche Bescheini-
gung als besondere Urkunde bei den Akten zu verwahren, bei der Abnahme zu ver-
vollstandigen und dann mit dem Schriftstiick zu verbinden. Bei Zustellungen von Amts
wegen genugt statt der besonderen Bescheinigung ein auf die Urschrift gesetzter Ver-
merk.

(1a) Im Falle der Durchfihrung der 6ffentlichen Zustellung Gber die elektronische Ge-
richtstafel ist durch die Geschéftsstelle der Vermerk Uber die Einstellung und Loschung
der Datei auszufullen und zu unterschreiben. Hierbei ist zunachst das Einstellungsda-
tum in dem elektronischen Dokument einzutragen. Ein Ausdruck der Datei ist nach der
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Einstellung zu den Akten zu nehmen. Nach Loschung der Datei in der elektronischen
Gerichtstafel ist der Vermerk Uber die Zustellung durch die Geschaftsstelle auf dem
Ausdruck hinsichtlich des Loschdatums zu erganzen. Bei elektronischer Fuhrung der
Akten hat derjenige, der das Dokument einstellt oder 16scht, dies in der Akte mit Datum
und qualifizierter elektronischer Signatur zu bestatigen. Im Falle der offentlichen Zu-
stellung durch Aushang ist der Nachweis der Anheftung und der Abnahme ebenfalls
in der elektronischen Akte mit Datum und qualifizierter elektronischer Signatur zu be-
statigen.

(2) Die Schriften, die dem Nachweis der Zustellung dienen, bei Ladungen auch die
Belegblatter, werden mit den Akten vorgelegt. Sie verbleiben, auch wenn die o6ffentli-
che Zustellung nicht von Amts wegen erfolgt ist, beim Gericht. Der Partei, die die Zu-
stellung beantragt hat, ist eine Bescheinigung Uber die bewirkte Zustellung zu erteilen.

(3) Die Beschaffenheit der Gerichtstafel muss sicherstellen, dass die dort angehefteten
Schriftstlicke vor dem Zugriff unberechtigter Personen geschutzt sind.

§ 39
Digitalfax

Zum Nachweis des Zeitpunkts des Empfangs eines Digitalfaxes ist der digitale Zeit-
stempel auf jeder Seite des Digitalfaxes ausreichend. Zum Nachweis der Versendung
eines Digitalfaxes ist der Sendebericht zur Akte zu nehmen. Statt eines Ausdrucks des
Sendeberichts kann dessen Aufbewahrung auch in elektronischer Form erfolgen. Die
Aufbewahrungsdauer richtet sich nach der Verordnung uber die Aufbewahrung und
Speicherung von Justizakten (BGBI | 2021, 4834) und der Verordnung zur Aufbewah-
rung von Schriftgut der Justiz (GVBI. 2022, S. 688).

§ 39a
Entlassungsanweisung

(1) Die schriftliche Entlassungsanweisung der Einweisungsbehdrde, einer ihr Uberge-
ordneten Aufsichtsbehdrde, eines Gerichts oder einer Gnadenbehdrde, durch die die
Vollstreckung einer freiheitsentziehenden Malinahme in einer Justizvollzugsanstalt, ei-
ner Jugendarresteinrichtung oder einer Einrichtung der Sicherungsverwahrung vorzei-
tig beendet oder unbefristet unterbrochen wird oder die Aufhebung oder AulRervoll-
zugsetzung des Haftbefehls oder die Anordnung der Freilassung aus der Untersu-
chungshaft durch das Gericht oder die Staatsanwaltschaft ist mit einem Dienstsiegel
zu versehen. AuRerhalb der Geschaftszeiten ist im besonderen Einzelfall abweichend
von Satz 1 die Ubermittlung der Entlassungsanordnung per Telefax oder Digitalfax
nach vorheriger telefonischer Ankindigung zuldssig; die Originaldokumente sind auf
dem Postweg nachzureichen.

(2) Die telefonische Erreichbarkeit fur die in Abs. 1 genannten Anstalten und Einrich-
tungen zur Uberpriifung der per Telefax oder Digitalfax libermittelten Entlassungsan-
ordnung ist sicherzustellen. Fur den Ruckruf der Anstalt ist ein Zeitraum von mindes-
tens 30 Minuten einzuraumen.
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§ 40
Schriftverkehr mit Bundes- und Landesinstitutionen

(1) Die Gerichte und Staatsanwaltschaften fiUhren den Schriftverkehr mit der Bundes-
prasidentin oder dem Bundesprasidenten, den gesetzgebenden Kdérperschaften des
Bundes und der Lander und den obersten Bundes- und Landesbehdrden - abgesehen
von den in Nr. 2 erwahnten Ausnahmen - durch Vermittlung des Hessischen Ministe-
riums der Justiz und fur den Rechtsstaat und unter Einhaltung des Dienstweges. Der
Dienstweg ist auch dann einzuhalten, wenn ein Ersuchen unmittelbar an ein Gericht
oder eine Staatsanwaltschaft gerichtet wurde.

(2) Ein unmittelbarer Schriftverkehr kann gefuhrt werden
1. von den Gerichten in Ausubung ihrer rechtsprechenden Tatigkeit,

2. vonden Staatsanwaltschaften in Ausibung ihrer Ermittlungstatigkeit, soweit nicht
in besonderen Bestimmungen der Dienstweg vorgeschrieben ist oder es sich um
Angelegenheiten des Verkehrs mit dem Ausland in Strafsachen handelt,

3. bei Ersuchen um Ubersendung oder Riicksendung von Akten, wenn gegen die
Versendung der Akten keine Bedenken bestehen und eine Beteiligung des Hes-
sischen Ministeriums der Justiz und fir den Rechtsstaat auch nicht wegen der
Bedeutung des Einzelfalles angezeigt erscheint,

4. soweit er durch Bestimmungen des Bundes oder der Lander allgemein gestattet
ist (z.B. fur bestimmte Anzeigen oder Mitteilungen in Rechtssachen) und nicht
wegen der Bedeutung des Einzelfalles eine Beteiligung des Hessischen Ministe-
riums der Justiz und flr den Rechtsstaat angezeigt erscheint,

5. in Angelegenheiten, die keinen Aufschub dulden; in diesen Fallen ist das Hessi-
sche Ministerium der Justiz und flr den Rechtsstaat sowie die jeweilige Uberge-
ordnete Mittelbehorde nachrichtlich zu beteiligen.

§ 40a
Geschaftsverkehr mit Gerichtsvollzieher

(1) Der Geschaftsverkehr der Serviceeinheit mit der Gerichtsvollzieherin oder dem Ge-
richtsvollzieher ist nach Moglichkeit mundlich abzuwickeln; besondere Nachweise,
etwa Uber die Vermittlung von Zwangsvollstreckungs- und sonstigen Auftragen der
Parteien, sind nicht zu fuhren.

(2) Vermittelt die Serviceeinheit den Auftrag eines Gerichts, einer Staatsanwaltschaft
oder der Serviceeinheit eines Gerichts nach § 161 GVG, so ist das Ersuchen regelma-
Rig ohne Abgabenachricht in Urschrift der Gerichtsvollzieherin oder dem Gerichtsvoll-
zieher zuzuleiten und dieser bzw. diesem der Nachweis der Erledigung zu Uberlassen,
es sei denn, dass das Ersuchen auch Amtshandlungen der Serviceeinheit erfordert.
Die Behordenleitung kann jedoch aus besonderen Grunden anordnen, dass hierlber
Listen in einfacher Form gefihrt werden.

(3) Auftrage fur die Gerichtsvollzieherin oder den Gerichtsvollzieher sind in das fur sie
bzw. ihn zu bestimmende Fach niederzulegen, besonders eilbedurftige Auftrage sind
der Gerichtsvollzieherin oder dem Gerichtsvollzieher unverzuglich zuzuleiten; die
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Behordenleitung kann hierzu besondere Anordnungen treffen. Auftrage knnen der
Gerichtsvollzieherin bzw. dem Gerichtsvollzieher auch elektronisch Ubermittelt wer-
den, sofern die technische Mdglichkeit besteht.

(4) Auftrage an eine Gerichtsvollzieherin oder einen Gerichtsvollzieher, die bzw. der
ihren bzw. seinen Amtssitz nicht am Sitz des Amtsgerichts hat, sind ihr bzw. ihm taglich
zuzusenden, sofern nicht mit Sicherheit zu erwarten ist, dass sie bzw. er an dem be-
treffenden Tag auf der Serviceeinheit anwesend sein wird. Die Postgebuhren tragt die
Staatskasse. Absatz 3 Satz 2 gilt entsprechend.

§§ 41 bis 63
(aufgehoben)

Flinfter Teil
Elektronischer Rechtsverkehr

§ 64
Geltungsbereich und Definitionen

(1) Zur Entgegennahme von elektronischen Eingangen im elektronischen Rechtsver-
kehr sind ausschliel3lich die hierflr eingerichteten EGVP in der jeweils aktuellen Aus-
pragung bestimmt. Eine elektronische Nachricht ist eingegangen, sobald sie auf der
fur den Empfang bestimmten Einrichtung des Gerichts, der Staatsanwaltschaft oder
der Amtsanwaltschaft (intermediar) gespeichert ist.

(2) Der Nachrichtentransfer erfolgt innerhalb der Gerichte, Staatsanwaltschaften und
Amtsanwaltschaften durch die fur den elektronischen Rechtsverkehr eingerichteten
Postfacher.

(3) Fur die Betreuung der Anwenderinnen und Anwender des EGVP wird eine Anwen-
dungsbetreuung eingerichtet (§ 4 Abs. 4 Nr. 2).

(4) Die E-Mail-Kommunikation ist keine zugelassene Ubermittlungsform im Rahmen
des elektronischen Rechtsverkehrs.

§ 65
Posteingang

(1) Die Sichtung und Zuordnung elektronischer Nachrichten in der Eingangsverarbei-
tung hat in angemessenen Abstanden mindestens drei Mal arbeitstaglich zu erfolgen.
Dies umfasst auch eine Prufung auf fehlerhafte Nachrichten. Im Falle von eindeutig
festgestellten Irrlaufern ist der Einreicher per Antwortnachricht mit entsprechendem
Dokument zur Darstellung des Irrlaufers zu informieren. Die Leitung des Gerichts, die
Behordenleitung oder Geschaftsleitung regelt die Zustandigkeit und personelle Aus-
stattung der Poststelle fur elektronische Eingange sowie die Handhabung der elektro-
nischen Eingange im Rahmen eines bestehenden Eil- oder Bereitschaftsdienstes.

(2) Zum Nachweis des Zeitpunktes des Empfangs einer Nachricht ist der im Prufver-
merk enthaltene Eingangszeitpunkt ausreichend.
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§ 66
Automatisierte Weitergabe von elektronischen Nachrichten

(1) Soweit die technischen Voraussetzungen bestehen, werden Eingadnge automati-
siert in Fachanwendungen Ubernommen.

(2) Bei nicht weiterverarbeitungsfahigen Eingangen wird die Absenderin oder der Ab-
sender durch die nach der Geschaftsverteilung sachlich zustandige Person nach Un-
terrichtung durch die Anwendungsbetreuung unverzuglich davon in Kenntnis gesetzt,
dass eine Weiterverarbeitung des Eingangs derzeit nicht moglich ist. Diese Mitteilung
wird der Serviceeinheit zur Verfahrensakte, oder, wenn sich der Eingang nicht zuord-
nen lasst, der Geschaftsleitung zur Aufbewahrung in einem Sammelordner zugeleitet.

(3) Eingange und deren Anlagen, die auch in der Fachanwendung oder in einem die-
sem angeschlossenen Ablagesystem gespeichert werden und deren Ausdruck - so-
weit erforderlich - Uber die Fachanwendung stattfindet, werden nach Ablauf von spa-
testens 8 Wochen nach dem Eingangsdatum automatisiert geldscht. Diese Regelung
gilt unter den genannten Voraussetzungen fur ausgehende Nachrichten entsprechend.

§ 67
Geschaftsgang ohne automatisierte Weitergabe

(1) Soweit Eingange nicht automatisiert elektronisch an eine Fachanwendung weiter-
geleitet werden, ist die Gultigkeit der Signaturen durch die Poststelle fur elektronische
Eingange zu prufen. Ist der Status der Signaturprifung nicht eindeutig, ist die Prifung
mindestens ein Mal zu wiederholen. Eingange und Anlagen, deren Signaturen bzw.
deren Status auch nach der zweiten Prifung nicht eindeutig sind, sind besonders ge-
kennzeichnet dem nach der Geschaftsverteilung sachlich Zustandigen zur abschlie-
Renden Bewertung vorzulegen.

Sodann sind die Eingange mit Prufvermerk und allen Anlagen in der fur die weitere
Bearbeitung erforderlichen Anzahl auszudrucken und in den Geschaftsgang zu geben.
Die elektronische Weiterleitung der Eingange ist innerhalb des Gerichts, der Staatsan-
waltschaft oder Amtsanwaltschaft zusatzlich mdglich. Der Eingang wird spatestens
4 Wochen nach Eingang in der Nachrichtenverwaltung des fir den elektronischen
Rechtsverkehr eingerichteten EGVP automatisiert geléscht.

(2) Nachrichten und Anlagen konnen auf der Abteilungsablage in ein fur das Verfahren
angelegtes Verzeichnis gespeichert werden. Die Leitung des Gerichts, die Behdrden-
leitung oder Geschaftsleitung hat sicherzustellen, dass nur den fur das Verfahren zu-
standigen Personen der Zugriff hierauf mdglich ist. Die Nachrichten und Anlagen sind
unmittelbar bei Beendigung des Verfahrens zu I6schen.

(3) Eingange und deren Anlagen sollen grundsatzlich nur in den zugelassenen techni-
schen Formaten ubermittelt werden. Zu Eingangen und deren Anlagen, die nicht ge-
offnet oder ausgedruckt werden kdénnen oder die zur Bearbeitung ungeeignet sind,
wird die Absenderin oder der Absender durch die nach der Geschéaftsverteilung sach-
lich zustandige Person nach Hinzuziehung der Anwendungsbetreuung des fir den
elektronischen Rechtsverkehr eingerichteten EGVP unverzuglich unter Angabe der
geltenden technischen Rahmenbedingungen davon in Kenntnis gesetzt, dass der Ein-
gang nicht bearbeitungsfahig ist. Diese Mitteilung wird der Serviceeinheit zur Verfah-
rensakte, oder, wenn sich der Eingang nicht zuordnen lasst, der Geschaftsleitung zur
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Aufbewahrung in einem Sammelordner zugeleitet. Der Eingang ist daraufhin in der
Nachrichtenverwaltung des EGVP zu I6schen.

(4) Beweismittel konnen in beliebigen Formaten Ubermittelt werden. Konnen als Be-
weismittel Ubermittelte Dateien nicht gedffnet oder nicht ausgedruckt werden, ist dies
durch die Poststelle fur elektronische Eingange nach Hinzuziehung der Anwendungs-
betreuung des EGVP auf dem Ausdruck des Prifvermerks unter Bezeichnung des Da-
teinamens zu vermerken.

(5) Die Nachrichten werden automatisiert 6 Monate nach Eingangsdatum endgdltig
geldscht.

§ 68
Postausgang

(1) Der Versand von Nachrichten wird grundsatzlich durch die jeweiligen Serviceein-
heiten bewirkt. Gerichtliche, staatsanwaltschaftliche und amtsanwaltschaftliche Doku-
mente sollen im PDF-Format versandt werden. Soweit erforderlich, sind sie qualifiziert
elektronisch zu signieren. Der erfolgreiche Versand ist in regelmafigen Abstanden zu
kontrollieren.

(2) Die gesendete Nachricht wird spatestens 4 Wochen nach Versand in der Nachrich-
tenverwaltung des EGVP geldscht.

§§ 69 bis 71
(aufgehoben)

§72
Datensicherung

(1) Die Nachrichten werden automatisiert gesichert.

(2) Der Zugang zum EGVP ist durch die eindeutige Zuordnung der Berechtigten gesi-
chert.

§73
Signaturkarte

(1) Soweit Dokumente qualifiziert elektronisch zu signieren sind, ist hierfur die zur Ver-
fugung gestellte Signaturkarte zu verwenden.

(2) Ein Verlust der Signaturkarte ist der Vorortbetreuung anzuzeigen. Diese hat die
Sperrung von auf der Signaturkarte befindlichen Zertifikaten zu veranlassen.

Sechster Teil
Fachinformationssysteme und Internetauftritte

§74
Landesrechtsprechungsdatenbank

Wird die Dokumentation einer Entscheidung in der Hessischen Landesrechtspre-
chungsdatenbank vorgenommen und die Veroffentlichung der Entscheidung durch die
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Gerichtsverwaltung veranlasst, so ist diese fur die Richtigkeit und die Anonymisierung
der Verdffentlichung verantwortlich.

§75
Internetauftritte

(1) Die Gerichte und Staatsanwaltschaften werden durch geeignete Internetauftritte
auf der Grundlage einheitlicher Gestaltungsprinzipien reprasentiert. Die Internetpra-
senz soll alle Daten enthalten, welche fur Rechtssuchende von Interesse sind. Inhalte,
welche gegen den Datenschutz oder gesetzliche Regelungen verstolien, durfen auf
den Internetseiten nicht publiziert werden.

(2) Fur die Inhalte der Internetauftritte sind die jeweiligen Gerichtsverwaltungen und
Verwaltungen der Staatsanwaltschaften verantwortlich, soweit nicht Gbergreifende In-
halte betroffen sind. Im Impressum ist auf die inhaltliche Verantwortung unter Angabe
der Kontaktdaten des jeweiligen Gerichts oder der jeweiligen Staatsanwaltschaft hin-
zuweisen.

§76
Registerzugriffe

(1) Far die Anforderung von Auszugen und Auskunften aus Zentral- oder anderen Re-
gistern und fir die Meldung an diese Stellen sind die daflr vorgesehenen elektroni-
schen Systeme zu verwenden.

(2) Zur Anforderung von Auskunften aus dem Einwohnermeldeamtsregister ist durch
die Serviceeinheit das daflir vorgesehene elektronische System zu benutzen.

§77
Online-Versteigerungen

Soweit gesetzlich zulassig, konnen Versteigerungen, zum Beispiel von Fundsachen
oder eingezogenen Gegenstanden, in geeigneten Fallen mittels Online-Versteigerung
uber das Internetportal (https://www.justiz-auktion.de) erfolgen. Die die Gerichtsvoll-
zieherinnen und Gerichtsvollzieher betreffenden Vorschriften Uber die Versteigerung
bleiben unberuhrt.

Siebter Teil
Nutzung elektronischer Hilfsmittel

§78
Protokollaufzeichnungen mit Ton - oder Datentragern

(1) Den Gerichten, Staatsanwaltschaften und der Amtsanwaltschaft kénnen Aufnah-
mesysteme zur Aufzeichnung von mundlichen Verhandlungen oder von Teilen davon
zur Verflgung gestellt werden. Auf die §§ 273 Abs. 2 und 323 Abs. 2 StPO wird ver-
wiesen.

(2) Das bei einer Dienststelle eingerichtete Aufnahmesystem kann auch von anderen
Dienststellen genutzt werden.
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(3) Abweichend von § 160a Abs. 1 ZPO ist das mit einem Ton- oder Datentrager vor-
laufig aufgezeichnete Protokoll in Erledigung eines Rechtshilfeersuchens bei der Ser-
viceeinheit des ersuchten Gerichts als der zustandigen Geschéaftsstelle im Sinne von
§ 160a Abs. 3 Satz 1 ZPO aufzubewahren. Soweit das Gericht Uber eine zentrale Da-
tenspeichereinrichtung verfugt, konnen die vorlaufigen Aufzeichnungen an Stelle der
Aufbewahrung nach Satz 1 auf der zentralen Datenspeichereinrichtung gespeichert
werden.

(4) Die Aufzeichnungen kénnen zwei Monate nach Ubersendung des Protokolls an
das ersuchende Gericht geldscht werden, wenn dem ersuchten Gericht bis zu diesem
Zeitpunkt Einwendungen der Parteien nicht vorliegen.

(5) Ist das Protokoll nach § 160a Abs. 1 ZPO vorlaufig aufgezeichnet worden und hat
das ersuchte Gericht nach Erledigung des Ersuchens die Akten an ein weiteres um
Rechtshilfe ersuchtes Gericht zu leiten, teilt es den Parteien unmittelbar Abschriften
des Protokolls mit, auch wenn dies nicht beantragt ist. Werden den Parteien Protokol-
labschriften unmittelbar mitgeteilt, konnen die Aufzeichnungen nach Ablauf der Mo-
natsfrist des § 160a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 ZPO geldscht werden.

(6) Bestehen Anhaltspunkte dafur, dass zum Zeitpunkt der beabsichtigten Loschung
der Tonaufzeichnungen die Monatsfrist des § 160a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 ZPO noch nicht
abgelaufen ist, hat sich das ersuchte Gericht vor der Loschung mit dem ersuchenden
Gericht in Verbindung zu setzen.

§79
Spracherkennung

Die Verwendung von digitaler Spracherkennung erfolgt fur Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter des hdheren und des gehobenen Dienstes auf freiwilliger Basis. Erganzend kon-
nen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Serviceeinheiten zur Korrektur der spracher-
kannten Texte eingebunden werden, wenn nicht die diktierende Person selbst die Kor-
rektur vornimmt.

§ 80
Videoeinsatz

(1) In gerichtlichen Verfahren kann in muandlichen Verhandlungen und Erérterungster-
minen von der Moglichkeit, Verfahrensbeteiligte per Videokonferenztechnik von ande-
ren Orten der Gerichtsverhandlung zuzuschalten, Gebrauch gemacht werden, soweit
dies rechtlich zulassig ist, zum Beispiel in Zivilprozessen nach § 128a ZPO oder im
Wege der internationalen Rechtshilfe. Soweit gesetzlich zulassig, kbnnen auch video-
gestutzte Anhorungen von Insassen einer Justizvollzugsbehdrde ohne Rucksicht auf
deren Einverstandnis angeordnet werden.

(2) Neben Verbindungen zwischen einzelnen Standorten innerhalb des Geschaftsbe-
reichs kdnnen auch Verbindungen zu anderen, externen Gesprachspartnerinnen und
Gesprachspartnern in Deutschland sowie weltweit geschaltet werden.
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§ 81
Digitale Archivierung

(1) Fur die digitale Archivierung weggelegter Akten auf der Grundlage der Regelungen
uber die Mikroverfilmung von Schriftgut in der Rechtspflege und Justizverwaltung sind
die Archivscanstellen zustandig.

(2) Digital archiviert werden grundsatzlich weggelegte Akten des Gerichts, dem die
Archivscanstelle untersteht. Besteht bei einem Gericht Raumnot im Archivbereich,
konnen die Akten auch von einer anderen Scanstelle archiviert werden. Der Leitung
der jeweils Ubergeordneten Mittelbehdrde obliegt die Entscheidung, welches Schriftgut
welchen Gerichts oder welcher Staatsanwaltschaft wann und von welcher Scanstelle
archiviert wird.

§ 82
Elektronische Akte

Bei elektronisch gefiihrten Akten, gelten die hierfur getroffenen speziellen Bestimmun-
gen; im Ubrigen gelten die Vorschriften dieses Runderlasses entsprechend.

Achter Teil
Vordrucke

§ 83
Vordrucke

(1) Zur Erleichterung und Beschleunigung des Geschaftsgangs sowie zur Férderung
einer einheitlichen Handhabung von Verfahrensvorschriften werden amtliche Vordru-
cke, die in Vordruckreihen zusammengestellt sind, zur Verfugung gestellt.

(2) Die Erstellung der Vordrucke obliegt

1. dem Oberlandesgericht Frankfurt am Main,

2. der Generalstaatsanwaltschaft Frankfurt am Main,
3. dem Hessischen Verwaltungsgerichtshof,

4. dem Hessischen Landessozialgericht,

5. dem Hessischen Landesarbeitsgericht,

6. dem Hessischen Finanzgericht

fur die Vordrucke ihres jeweiligen Geschaftsbereichs. Hieriber werden Vordruckver-
zeichnisse gefuhrt. Die Vordruckverzeichnisse werden den Gerichten und Staatsan-
waltschaften in elektronischer Form zur Verfligung gestellt. Bei der Bearbeitung von
Vorgangen sollen, soweit moglich, elektronische Vordrucke verwendet werden.

(3) Zur Erstellung der Vordrucke gehoéren insbesondere die Vordruckfeststellung, die
Erteilung von Druckauftragen, die Entscheidung (ber die Einfiihrung, Anderung und
den Wegfall von Vordrucken sowie die Bekanntmachung im Justiz-Ministerial-Blatt fur
Hessen, soweit diese erforderlich ist. Die zustandigen Stellen Uberprifen die
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Vordrucke darauf, ob diese mit den geltenden Vorschriften Ubereinstimmen, arbeits-
gerecht, verstandlich und burgerfreundlich gestaltet sind.

(4) Fur Vordrucke, die von der Justizvollzugsanstalt Darmstadt aufgelegt werden, gilt
Folgendes:

1. Samtliche zur Verwendung bei den Gerichten, den Staatsanwaltschaften und der
Amtsanwaltschaft bestimmte amtlichen Vordrucke, Aktendeckel und Briefum-
schlage werden von der Druckerei der Justizvollzugsanstalt Darmstadt hergestellt
oder zentral beschafft. Hiervon ausgenommen sind

a) Vordrucke des HCC — Hessisches Competence Center fur Neue Verwaltungs-
steuerung —, AulRenstelle der Oberfinanzdirektion Frankfurt am Main, Zentrale
Beschaffung, die auch in der Justizverwaltung zu verwenden sind (vgl. Abs. 5),

b) Hypotheken-, Grundschuld- und Rentenschuldbriefe,

c) Vordrucke, fur die Druckvorlagen zur Selbstherstellung herausgegeben wer-
den (vgl. Abs. 6).

2. Die Gerichte, Staatsanwaltschaften und die Amtsanwaltschaft bestellen zweimal
jahrlich den voraussichtlichen Bedarf an amtlichen Vordrucken, Aktendeckeln und
Briefumschlagen fur ein halbes Jahr. Von den Vordrucken, deren Jahresver-
brauch nur gering ist (500 Stlck und weniger), ist jeweils der Jahresbedarf zu
bestellen. Die Anzahl der Vordrucke, die mit einer Stuckzahl von 500 und mehr
bendtigt werden, ist auf volle hundert Stlick zu runden, bei einer geringeren
Menge auf volle zehn Stuck. Von Vordrucken, in die die Absenderangaben ein-
zudrucken sind, sollen nicht weniger als 200 Stlck bestellt werden. Die Prasiden-
tin oder der Prasident des Oberlandesgerichts kann im Bedarfsfall hiervon abwei-
chende Bestellmengen flr die ordentliche Gerichtsbarkeit festlegen.

3. Fur die Bestellung der amtlichen Vordrucke, Aktendeckel und Briefumschlage
werden elektronische Bestellformulare verwendet (Best1-3). Auf dem ersten Blatt
des Formulars umfasst die Unterschrift auch die sachliche Feststellung nach Nr.
1 der JVB zu den VV Nr. 1 zu §§ 70 bis 72 und 74 bis 80 LHO. Diese Aufgabe
kann anderen Beamtinnen oder Beamten des gehobenen Dienstes oder zur sach-
lichen Feststellung befugten Beamtinnen oder Beamten des mittleren Dienstes
der Verwaltungsgeschaftsstelle Ubertragen werden. Lieferungen, die unmittelbar
durch die Herstellerfirma erfolgen, sind der Justizvollzugsanstalt Darmstadt durch
Ubersendung der Lieferscheine anzuzeigen.

4. Die amtlichen Vordrucke, Aktendeckel und Briefumschlage sind von der Justiz-
vollzugsanstalt Darmstadt zu beziehen und von den bestellenden Gerichten und
Staatsanwaltschaften zu bezahlen, einschliel3lich anfallender Zustellungskosten.

(5) Die Vordrucke des HCC — Hessisches Competence Center fur Neue Verwaltungs-
steuerung —, Auldenstelle der Oberfinanzdirektion Frankfurt am Main, Zentrale Be-
schaffung, sind zu verwenden, soweit sie fur die gesamte Landesverwaltung verbind-
lich vorgeschrieben sind. Flir den Bezug dieser Vordrucke sind die von dem HCC —
Hessisches Competence Center fur Neue Verwaltungssteuerung —, Aullenstelle der
Oberfinanzdirektion Frankfurt am Main, Zentrale Beschaffung, eingeflhrten
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vierteiligen Bestellvordrucke zu verwenden und die fur den Vordruckbezug gegebenen
Hinweise zu beachten. Die Vordrucke werden kostenlos abgegeben.

(6) Fur amtliche Vordrucke, deren Herstellung nicht durch die Justizvollzugsanstalt
Darmstadt erfolgt, kdnnen Druckvorlagen durch das Oberlandesgericht herausgege-
ben werden. Regelungen fur den Bezug der Urkundenvordrucke von Hypotheken-,
Grund- und Rentenschuldbriefen erfolgen durch die Prasidentin oder den Prasidenten
des Oberlandesgerichtes Frankfurt am Main.

(7). Vordrucke kénnen auch elektronisch tber Fachanwendungen zur Verfligung ge-
stellt werden. Absatz 3 ist auf diese Vordrucke nicht anzuwenden. Eine Erfassung in
Vordruck- und Formularverzeichnissen kann dariber hinaus ebenfalls unterbleiben.

Neunter Teil
Besondere Bestimmungen

§ 84
Besetzung und Aufgaben der amtsgerichtlichen Zweigstellen

(1) Die Zweigstellen fuhren die Bezeichnung ,Amtsgericht A (Name des Ortes), Zweig-
stelle B (Name des Ortes)“. Diese Bezeichnung ist auch in Siegeln und Stempeln zu
fuhren.

(2) Bedienstete der Hauptstelle des Amtsgerichts sind vertretungsweise mit der Fuh-
rung der auf der Zweigstelle befindlichen Grundbucher geschaftsplanmallig zu beauf-
tragen. Diese sind daher nach den Grundsatzen der geschaftlichen Behandlung von
Grundbuchsachen fur die Entgegennahme und die Beurkundung des Zeitpunktes des
Eingangs auch solcher Eingange auf Eintragung im Grundbuch zustandig, die bei der
Hauptstelle eingegangen sind, deren Grundbucher sich aber bei der Zweigstelle befin-
den.

(3) Die Akten der bei der Zweigstelle zu bearbeitenden Sachen sowie die hierfur vor-
geschriebenen Register, Verzeichnisse, Bucher und Kalender werden bei der Zweig-
stelle gefuhrt. Soweit erforderlich, werden die Akten der Zweigstelle zur Unterschei-
dung gleichartiger Akten der Hauptstelle mit dem Zusatz ,Zw" oder mit einem Kurzzei-
chen nach dem Sitz der Zweigstelle kenntlich gemacht. Justizverwaltungsangelegen-
heiten sind den Zweigstellen, soweit sie fiir diese von Bedeutung sind, durch Ubersen-
dung von Abschriften bekannt zu geben. Sie sind zu den Generalakten oder Sammel-
akten zu nehmen, die das Sachgebiet einer Gruppe nach der Generalaktenverfligung
umfassen; Satz 2 gilt entsprechend.

(4) Die bei der Zweigstelle beschaftigten nichtrichterlichen Bediensteten unterstehen
der Dienstaufsicht der Prasidenten oder des Prasidenten oder der Direktorin oder des
Direktors des Amtsgerichts.

(5) Die Vertretung der der Zweigstelle zugeteilten Bediensteten regelt die Geschafts-
leitung des Amtsgerichts. § 14 gilt entsprechend.
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§ 85
Auswartige Kammer des Landgerichts

Besteht im Bezirk des Landgerichts eine auswartige Kammer, so sind fur jedes Ge-
schaftsjahr Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter der Serviceeinheit des Amtsgerichts zu
Urkundsbeamtinnen oder Urkundsbeamten der Geschaftsstelle der Kammer zu be-
stellen; sie haben die dort aufgenommenen Protokolle unter ausdricklicher Erwah-
nung dieser Amtseigenschaft zu unterzeichnen. Die Prasidentin oder der Prasident
des Landgerichts kann neben den in Satz 1 bezeichneten Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern noch eine Mitarbeiterin oder einen Mitarbeiter des Landgerichts zur Urkunds-
beamtin oder zum Urkundsbeamten der Geschaftsstelle der auswartigen Kammer be-
stellen. Die Verteilung der Geschafte unter den Bediensteten wird dann durch die Pra-
sidentin oder den Prasidenten des Landgerichts geregelt.

Zehnter Teil
Schlussvorschriften

§ 86
Befugnis flr erganzende Anordnungen

Sind nach den besonderen Verhaltnissen der Gerichte und Staatsanwaltschaften Ab-
weichungen oder Erganzungen der Geschaftsordnung erforderlich, so trifft jeweils die
Leitung des Oberlandesgerichts, des Hessischen Verwaltungsgerichtshofs, des Hes-
sischen Landessozialgerichts, des Hessischen Landesarbeitsgerichts, des Hessi-
schen Finanzgerichts sowie der Generalstaatsanwaltschaft fur ihren Geschaftsbereich
die erforderlichen Anordnungen im Benehmen mit dem Hessischen Ministerium der
Justiz und fur den Rechtsstaat.

§ 87
Aufhebung von Vorschriften

Der Runderlass Uber die Geschaftsordnung fur die Gerichte und Staatsanwaltschaften
(GO) vom 4. Dezember 2017 (JMBI. 2018, S. 113) wird aufgehoben.

§ 88
Inkrafttreten

Dieser Runderlass tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2025 in Kraft.
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Anlage

Muster 1 (zu § 27 Abs. 2)

Aufbewahrungsliste

Jahrg. | Aktenzeichen a) Genaue Bezeich- | Unterschrift der Bemerkungen
und sowie Tag und nung der Ver- empfangsberechtig-
Lfd. Nr. | Jahr wahrsachen, ten Person oder Ver-
Geld in Betrag weis auf Akte (Ak-
a) der Annahme und Sorten tenzeichen und
Blattzahl), in der die
b) der Heraus- b) Bezeichnung der | Herausgabe quittiert
gabe empfangsberech- | wurde
tigten Person
1 2 3 4 5
Muster 2 (zu § 28 Abs. 2)
Fundliste
Lfd. | Zeit und Ort | Bezeichnung Art und Zeitpunkt der | Aushandigung Vermerke
des Fundes | der Fundsache | 6ffentlichen oder Verwertung
Nr. Bekanntmachung der Fundsache
1 2 3 4 5 6
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Einundzwanzigster Erlass zur Anderung des Erlasses zur elektronischen Akten-
fuhrung bei den Gerichten und Staatsanwaltschaften?

Erl. d. HMdJ v. 09.12.2024 (1510 - I/A4 - 2017/17448-1/A)
I

Die Anlage des Erlasses zur elektronischen Aktenfuhrung bei den Gerichten und
Staatsanwaltschaften vom 13. Januar 2023 (JMBI. S. 382), zuletzt geandert durch Er-
lass vom 20. November 2024 (JMBI. S. 705), wird wie folgt geandert:

1.  Die Nr. 1.4.3 und 1.4.4 werden wie folgt gefasst:

1 2 3 4
Nr. Gericht, Verfahrensart Datum des
Staatsanwaltschaft Beginns der
elektronischen
Aktenfilhrung
,1.4.3 | Amtsgericht Friedberg alle Verfahren mit den | 1. November 2023

Registerzeichen C, H,
IE, IK, IN und mit die-
sen Verfahrensarten
im  Zusammenhang
stehende AR-Sachen
alle Verfahren mit den | 15. Januar 2025
Registerzeichen  F,
FH sowie mit diesen
Verfahrensarten im
Zusammenhang ste-
hende AR-Sachen
und samtliche ARG
Verfahren

1.4.4 | Amtsgericht Budingen alle Verfahren mit den | 1. November 2023
Registerzeichen C
und H sowie mit die-
sen Verfahrensarten
im  Zusammenhang
stehende AR-Sachen
alle Verfahren mit den | 15. Januar 2025
Registerzeichen  F,
FH sowie mit diesen
Verfahrensarten im
Zusammenhang ste-
hende AR-Sachen
und samtliche ARG
Verfahren

2 Gllt.-Verzeichnis Nr. 2103
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2.

Nr. 1.7.1 wird wie folgt gefasst:

1 2 3 4
Nr. Gericht, Verfahrensart Datum des
Staatsanwaltschaft Beginns der
elektronischen
Aktenfihrung
,1.7.1 | Amtsgericht Bad Schwalbach | alle Verfahren mit den | 1. Februar 2024
Registerzeichen C
und H sowie mit die-
sen Verfahrensarten
im  Zusammenhang
stehende AR-Sachen
alle Verfahren mit den | 1. Januar 2025*
Registerzeichen F,
FH sowie mit diesen
Verfahrensarten im
Zusammenhang ste-
hende AR-Sachen
und samtliche ARG
Verfahren
3. Die Nr. 1.7.3 und 1.7.4 werden wie folgt gefasst:
1 2 3 4
Nr. Gericht, Verfahrensart Datum des
Staatsanwaltschaft Beginns der
elektronischen
Aktenfihrung
,1.7.3 | Amtsgericht Ridesheim alle Verfahren mit den | 1. Februar 2024
Registerzeichen C
und H sowie mit die-
sen Verfahrensarten
im  Zusammenhang
stehende AR-Sachen
alle Verfahren mit den | 1. Januar 2025
Registerzeichen F,
FH sowie mit diesen
Verfahrensarten im
Zusammenhang ste-
hende AR-Sachen
und samtliche ARG
Verfahren
1.7.4 | Amtsgericht Wiesbaden alle Verfahren mit den | 1. Februar 2024

Registerzeichen C, H,
IE, IK, IN sowie mit
diesen Verfahrensar-
ten im Zusammen-
hang stehende AR-
Sachen
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alle Verfahren mit den
Registerzeichen F,
FH sowie mit diesen
Verfahrensarten im
Zusammenhang ste-
hende AR-Sachen
und samtliche ARG
Verfahren

1. Januar 2025“

4. Nr. 1.8.1 wird wie folgt gefasst:

1 2 3 4
Nr. Gericht, Verfahrensart Datum des
Staatsanwaltschaft Beginns der
elektronischen
Aktenfihrung

,1.8.1 | Amtsgericht Marburg

alle Verfahren mit den
Registerzeichen C, H,
IE, IK, IN sowie mit
diesen Verfahrensar-
ten im Zusammen-
hang stehende AR-
Sachen

1. Januar 2024

alle Verfahren mit den
Registerzeichen  F,
FH sowie mit diesen
Verfahrensarten im
Zusammenhang ste-
hende AR-Sachen
und samtliche ARG
Verfahren

1. Januar 2025

Diese Verwaltungsvorschrift tritt am 1. Januar 2025 in Kraft.

Wiesbaden, den 9. Dezember 2024

Der Hessische Minister der Justiz
und fur den Rechtsstaat

Heinz




Haftkostenbeitrag fur das Kalenderjahr 2025 nach § 43 Abs. 4 des Hessischen
Strafvollzugsgesetzes und § 42 Abs. 4 des Hessischen Jugendstrafvollzugsge-
setzes 3

Erl. d. HMdJ v. 09.12.2024 (4515- IV/A4 -2024/21953- IV/A)

Auf Grund des § 43 Abs. 4 des Hessischen Strafvollzugsgesetzes sowie des § 42
Abs. 4 des Hessischen Jugendstrafvollzugsgesetzes wird der Betrag der nach § 17
Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch bewerteten Sachbezlge flr
das Kalenderjahr 2025 wie folgt festgestellt und bekannt gegeben:

1.  Unterkunft

a) far junge Gefangene bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres und Gefan-
gene, die Auszubildende sind, in einem Haftraum mit einer festgesetzten
Kapazitat fur:

einen Gefangenen 194,60 Euro
zwei Gefangene 83,40 Euro
drei Gefangene 55,60 Euro
mehr als drei Gefangene 27,80 Euro

b) fur alle Ubrigen Gefangenen in einem Haftraum mit einer festgesetzten Ka-

pazitat far:

einen Gefangenen 236,30 Euro
zwei Gefangene 125,10 Euro
drei Gefangene 97,30 Euro
mehr als drei Gefangene 69,50 Euro

2. Verpflegung:

Frihstick 65,00 Euro
Mittagessen 124,00 Euro
Abendessen 124,00 Euro

Alle Betrage beziehen sich jeweils auf einen Monat. Fir kirzere Zeitraume ist fir jeden
Tag ein DreiRigstel der aufgefuhrten Betrage zugrunde zu legen.

Far die im Jugendvollzug befindlichen Freigangerinnen und Freiganger gilt die vorste-
hende Festsetzung entsprechend.

Dieser Erlass tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2025 auf3er Kraft.

3 Gilt.-Verzeichnis Nr. 245
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Anderung der Aktenordnung fiir die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit in Hes-
sen (AktO-SG) und der Zusatzbestimmungen zur AktO (ZB-AktO-SG)*

Erl. d. HMdJ v. 12.12.2024 (1454 — Z/A3 — 2024/8782 — Z/A2)
I

Die bundeseinheitliche Aktenordnung fur die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit in Hes-
sen und die Zusatzbestimmungen zur Aktenordnung vom 21. Dezember 2023 (JMBI.
S. 117) werden wie folgt geandert:

1.  § 18 Abs. 1 wird wie folgt geandert:
a) Nr. 1 b wird wie folgt gefasst:

,0) Antrdge auf Entscheidung in Rechtshilfeangelegenheiten nach § 5
Abs. 3 SGG in Verbindung mit § 159 GVG,*

b) Nr.5 a wird wie folgt gefasst:

,a) Erinnerungen gegen den Kostenansatz (§ 66 GKG) auch im Rahmen
einer Erinnerung wegen Forderungsubergang auf die Staatskasse
(§ 59 Abs. 2 RVG) oder wenn damit die Nichterhebung von Kosten
wegen unrichtiger Sachbehandlung (§ 21 Abs. 2 S. 1 GKG) begehrt
wird,*

2. Anlage 1 wie folgt geandert:
a) die Bezeichnung SB wird wie folgt gefasst:
»<Angelegenheiten nach § 51 Abs. 1 Nr. 7 SGG*
b) die Bezeichnung VG wird wie folgt gefasst:
»<Angelegenheiten nach Kapitel 2 Unterabschnitt 1 SGB XIV*
c) die Bezeichnung VJ wird wie folgt gefasst:
»<Angelegenheiten nach § 24 SGB XIV*
3. Anlage 2 wird wie folgt gefasst:
»Anlage 2
Zusatzzeichen fur Verfahren nach den §§ 16 und 17 AktO

Bestimmte Geschaftsvorgange sind nach Maligabe dieser Anlage mit Zusatzzei-
chen zu kennzeichnen, die den das Jahr bezeichnenden Zahlen im Aktenzeichen
folgen.

4 Gllt.-Verzeichnis Nr. 213
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Sind mehrere Zusatzzeichen zu verwenden, so gilt die Reihenfolge dieser An-

lage.

Zusatzzeichen

Verfahren nach §§ 16 und 17

B Beschwerdeverfahren, mit Ausnahme der Beschwer-
den gegen Entscheidungen Uber die Gewahrung von
einstweiligem Rechtsschutz und der Nichtzulassungs-
beschwerde

B ER Beschwerden gegen Entscheidungen uber die Gewah-
rung von einstweiligem Rechtsschutz

KL Erstinstanzliches Klageverfahren beim LSG nach § 29
Absatz 2 Nummer 1 bis 3 und 5, Absatz 3 und 4 SGG

KL ER Antrage auf einstweiligen Rechtsschutz betreffend erst-
instanzliche Verfahren nach § 29 Absatz 1 bis 3 und 5,
Absatz 3 und 4 SGG

NK Normenkontrollverfahren nach § 29 Absatz 2 Nummer 4
SGG

NK ER Antrage auf einstweiligen Rechtsschutz betreffend Nor-
menkontrollverfahren nach § 29 Absatz 2 Nummer 4
SGG

ER Antrage auf einstweiligen Rechtsschutz

NZB Beschwerden gegen die Nichtzulassung der Berufung
(mit Eingang beim LSG)

ZVW Zuruckverweisung®

Dieser Erlass tritt am 1. Januar 2025 in Kraft.
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Justiz-Informationstechnik-Einsatz-Richtlinie (JIT)®
Erl. d. HMdJ v. 13.12.2024 (1463 — 1/B1 — 2017/3732 - I/A)

Inhalt

§ 1 Anwendungsbereich
§ 2 Datenschutz
§ 3 Datenschutz-Folgenabschatzung und Verarbeitungsverzeichnisse nach EU-
DSGVO
§ 4 Bestellung und Verantwortung der Vor-Ort-Betreuung als Systemadministration
und Teilsystemadministration
§ 5 Aufgaben der Systemadministration
§ 6 Anwenderbetreuung
§ 7 Textbetreuung
§ 8 IT-Fortbildungsbetreuung
§ 9 Datensicherung
§ 10 IT-SicherheitsmalRnahmen
§ 11 Zugriffsberechtigung
§ 12 Zugriffsschutz
§ 13 Besonderer Zugriffsschutz auf das personliche Verzeichnis
§ 14 Systemrevision
§ 15 Betreuung, Wartung und Reparatur
§ 16 Einhaltung der lizenzrechtlichen Bestimmungen
§ 17 Nutzerprofil
§ 18 IT-Sicherheitsbeauftragte
§ 19 Internetnutzung
§ 20 Inkrafttreten
§1

Anwendungsbereich

(1) Dieser Erlass regelt die Grundsatze des Einsatzes der Informationstechnik (IT) -
soweit dieser nicht in spezielleren Vorschriften behandelt wird - fur alle dem Hessi-
schen Ministerium der Justiz und fur den Rechtsstaat nachgeordneten Dienststellen
im Geschaftsbereich der Justiz mit Ausnahme der IT-Stelle der hessischen Justiz
(Dienststellen). Aufgaben und Rechtsstellung der Richterinnen und Richter, Staatsan-
waltinnen und Staatsanwalte, Amtsanwaltinnen und Amtsanwalte sowie Rechtspflege-
rinnen und Rechtspfleger als Organe der Rechtspflege bleiben unberihrt.

(2) In den Arbeitsablaufen der Dienststellen ist, soweit vorhanden, elektronische Da-
tenverarbeitung zu nutzen. Soweit Akten ausschlieB3lich elektronisch gefuihrt werden,
mussen Stand und Entwicklung der Vorgangsbearbeitung jederzeit aus den elektro-
nisch gefuihrten Akten nachvollziehbar sein.

(3) Das Hessische Ministerium der Justiz und fur den Rechtsstaat plant, koordiniert
und kontrolliert den Einsatz von IT in Abstimmung mit der Prasidentin oder dem Prasi-
denten der IT-Stelle der hessischen Justiz (IT-Stelle), mit den Leitungen der Justizvoll-
zugsbehorden sowie mit den Prasidentinnen oder Prasidenten des Oberlandesge-
richts, des Hessischen Verwaltungsgerichtshofs, des Hessischen Landessozial-

5 Gilt.-Verzeichnis Nr. 2100, 213
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gerichts, des Hessischen Landesarbeitsgerichts und des Hessischen Finanzgerichts
sowie mit der Generalstaatsanwaltin oder dem Generalstaatsanwalt, welche die Ge-
richte, Staatsanwaltschaften und die Amtsanwaltschaft Frankfurt am Main in die Pla-
nungen mit einbeziehen. Die Belange der Personal-, Richter- und Staatsanwaltsrate
sowie der jeweiligen Frauen- und Gleichstellungs- und Schwerbehindertenbeauftrag-
ten sind zu berlcksichtigen.

(4) Fur die Systemadministration und die Betreuung der Einzelanwenderinnen und Ein-
zelanwender (Anwenderbetreuung) ist die Vor-Ort-Betreuung (VOB) zustandig. Die
Systemadministration umfasst die Betreuung der Ortlichen IT-Infrastruktur (erste Un-
terstutzungsstufe; local support). Die Aufgaben der VOB sind fachlich und personlich
geeigneten Personen zu ubertragen. Der Support durch die VOB soll moglichst wah-
rend der Ublichen Dienstzeiten zur Verfiugung stehen. Die Aufgaben sind in der Ge-
schaftsverteilung auszuweisen.

(5) Fehlermeldungen und Supportanfragen sind Uber das hierflr eingesetzte elektro-
nische System abzusetzen.

(6) Die Umsetzung, Uberwachung und erforderlichenfalls die Konkretisierung der
Grundsatze der Organisation, des Datenschutzes und der Datensicherheit fur die
Dienststellen im Zusammenhang mit dem Einsatz von Informationstechnik obliegt den
jeweils zustandigen Leitungen der Dienststellen im Zusammenwirken mit den Perso-
nal-, Richter- und Staatsanwaltsraten sowie den jeweiligen Frauen- und Gleichstel-
lungs-, Schwerbehinderten- und Datenschutzbeauftragten. Getroffene Konkretisierun-
gen sind dem Hessischen Ministerium der Justiz und fir den Rechtsstaat auf dem
Dienstweg mitzuteilen.

(7) Besondere Regelungen und Richtlinien im Zusammenhang mit der sicheren Nut-
zung von IT bleiben unberuhrt.

§ 2

Datenschutz

Die Richter-, Staatsanwalts- und Personalrate erhalten Kopien der nach Art. 30 Daten-
schutzgrundverordnung (DSGVO) und nach den §§ 40 und 65 Hessisches Daten-
schutz- und Informationsfreiheitsgesetz (HDSIG) geflihrten Verzeichnisse. lhnen so-
wie den Datenschutzbeauftragten wird Einsicht in gefuhrte Gerate- und Softwarever-
zeichnisse gewahrt und werden auf Anforderung entsprechende Aus-drucke ausge-
handigt.

§3
Datenschutz-Folgenabschatzung und
Verarbeitungsverzeichnisse nach DSGVO

(1) Bei elektronischen Datenverarbeitungen, die durch die IT-Stelle fur die Dienststel-
len eingerichtet oder betreut werden, fuhrt die IT-Stelle die Datenschutz-Folgenab-
schatzung nach Art. 35 DSGVO und § 62 HDSIG durch und konsultiert die zustandige
Aufsichtsbehdrde nach Art. 36 DSGVO und § 64 HDSIG, soweit die Voraussetzungen
der genannten Vorschriften vorliegen.

(2) Die Datenschutz-Folgenabschatzung ist der oder dem 6rtlichen Datenschutzbeauf-
tragten der Dienststelle sowie der oder dem Datenschutzbeauftragten der IT-Stelle zur
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Prufung zuzuleiten. Entscheidet das Hessische Ministerium der Justiz und fur den
Rechtsstaat Uber den Einsatz einer elektronischen Datenverarbeitung im Geschafts-
bereich, zieht es die oder den Datenschutzbeauftragten der IT-Stelle und die oder den
Datenschutzbeauftragten des jeweiligen Obergerichts und der Generalstaatsanwalt-
schaft hinzu. Eine eigenstandige Prifung bei den einzelnen, das Verfahren einsetzen-
den Stellen vor Ort hat nur insoweit zu erfolgen, als dort Besonderheiten insbesondere
in Bezug auf die zu treffenden technischen und organisatorischen Maf3nahmen not-
wendig sind.

(3) Die IT-Stelle erstellt Entwarfe fur Verarbeitungsverzeichnisse nach Art. 30 EU-
DSGVO und stellt diese bei Bedarf den Dienststellen zur Verfligung.

§4
Bestellung und Verantwortung der VOB
als Systemadministration und Teilsystemadministration

(1) Die Leitung der Dienstelle bestellt mindestens eine ortlich zustandige Vorortbetreu-
erin oder einen Ortlich zustandigen Vorortbetreuer, der oder dem die Aufgaben der
Systemadministration obliegen, sowie mindestens eine Vertretung, gegebenen-falls
auch fur mehrere Gerichte, Staatsanwaltschaften oder Justizvollzugsbehorden. Es
kann auch eine Administration fur bestimmte Teilbereiche (zum Beispiel fur bestimmte
Fachbereiche oder fur bestimmte Programme) bestellt werden (Teilbereichsadminist-
ration).

(2) Die Leitung der Gerichte, der Staatsanwaltschaften oder der Amtsanwaltschaft
Frankfurt am Main kann die Bestellung einzelner oder aller der in Abs. 1 genannten
Positionen auf die Geschaftsleitung ubertragen.

(3) Die VOB handelt im Bereich der Systemadministration fachlich eigenverantwortlich.
Bei Zweifeln an der Zulassigkeit eines Datenzugriffs oder einer beabsichtigten Mal3-
nahme hat die VOB ein Mitglied der értlichen Richter-, Staatsanwalts- oder Personal-
vertretung sowie die oder den Datenschutzbeauftragten ihrer Dienststelle so-wie die
Leitung der Dienststelle hinzuzuziehen. Im Falle dienststellentbergreifend tatiger VOB
hat diese durch organisatorische Vorkehrungen sicherzustellen, dass ein Datentrans-
fer zwischen den Dienststellen ausgeschlossen ist.

§5

Aufgaben der Systemadministration

(1) Der VOB obliegt die technische Einrichtung und Verwaltung der Benutzerkennun-
gen der dezentralen IT-Systeme und der damit verbundenen Rechte. Sie ist fur die
Aufrechterhaltung der Funktionsfahigkeit der eingesetzten Hard- und Software, die Be-
arbeitung der an sie weitergeleiteten Fehlermeldungen, die Vorbereitung und Umset-
zung von Datenschutz- und Datensicherungsmafnahmen zustandig. Kann ein Fehler
nicht behoben oder ein Problem nicht geldst werden, erdffnet die VOB ein entspre-
chendes Ticket bei dem Zentralen User Help Desk (ZUHD) der IT-Stelle oder bei der
Hessischen Zentrale flr Datenverarbeitung (HZD).

(2) Veranderungen an Geraten durfen nur von der VOB oder unter deren Verantwor-
tung in Abstimmung mit der HZD vorgenommen werden. Dies gilt insbesondere flr das
Offnen der Geréte, den Einbau von Komponenten, die Installation und die Verande-
rung von Software. Ausgenommen sind Installationen und Updates von dienstlich
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veranlassten Programmen durch die Anwenderinnen und Anwender, soweit moglich.
Die Gewahrleistungsbestimmungen von Herstellern und Lieferanten sind zu beachten.

(3) Technische Arbeiten durch Dritte sind nur in Zusammenarbeit mit der VOB aus-
zufuhren.

§6

Anwenderbetreuung

(1) Die Geschéftsleitung der Gerichte, der Staatsanwaltschaften oder der Amtsanwalt-
schaft Frankfurt am Main bestellt im Einvernehmen mit der Leitung des Gerichts, der
Staatsanwaltschaft oder der Amtsanwaltschaft Frankfurt am Main mindestens eine oOrt-
lich zustandige Vorortbetreuerin oder einen ortlich zustandigen Vorortbetreuer, der
oder dem die Aufgaben der Anwenderbetreuung obliegen, sowie mindestens eine Ver-
tretung gegebenenfalls auch fir mehrere Gerichte oder Staatsanwaltschaften. Die An-
wendungsbetreuung in den Justizvollzugsbehorden erfolgt durch die jeweilige ortliche
VOB.

(2) Die Anwenderbetreuung umfasst die Einweisung, Einarbeitung, Weiterbildung und
Betreuung der Anwenderinnen und Anwender der jeweiligen Dienststelle. Sie ist erster
Ansprechpartner im aktuellen Problemfall und ihr obliegt das Erfassen, Bewerten,
Klassifizieren, Verwalten und Beheben von Stérungen oder Losen von Problemen oder
deren Weiterleitung.

(3) Kann eine Stdrung nicht behoben oder eine Losung nicht gefunden werden, so ist
das Problem an die zustandige Stelle weiterzuleiten (vgl. § 5 Abs. 1 Satz 3).

§7

Textbetreuung

(1) Die Geschéftsleitung der Gerichte, der Staatsanwaltschaften oder der Amtsanwalt-
schaft Frankfurt am Main kann im Einvernehmen mit der Leitung des Gerichts, der
Staatsanwaltschaft oder der Amtsanwaltschaft Frankfurt am Main mindestens eine 6rt-
lich zustandige Textbetreuerin oder einen oOrtlich zustandigen Textbetreuer bestellen.

(2) Die Textbetreuung umfasst die notwendige Erstellung und Anpassung von hausei-
genen und — soweit technisch erforderlich — zentralen Vordrucken, Dokumenten und
Bausteinen in der jeweiligen IT-Fachanwendung, soweit diese nicht in der Zustandig-
keit der IT-Stelle zentral vorgegeben sind, und die Betreuung und Schulung der An-
wenderinnen und Anwender in Textangelegenheiten. Bei Problemlésungen ist gege-
benenfalls die VOB hinzuzuziehen. § 6 Abs. 3 gilt entsprechend.

§8
IT-Fortbildungsbetreuung

(1) Die Leitung der Gerichte, der Staatsanwaltschaften und der Amtsanwaltschaft
Frankfurt am Main bestellt eine IT-Fortbildungsbeauftragte oder einen IT-Fortbildungs-
beauftragten fur IT-Fortbildungen im Sinne des § 15 Abs. 4 der Geschaftsordnung fur
die Gerichte, Staatsanwaltschaften und die Amtsanwaltschaft (GO). Der oder die IT-
Fortbildungsbeauftragte kann personenidentisch mit der oder dem Fortbildungsbeauf-
tragten nach § 15 GO sein. Soweit organisatorisch erforderlich, kann die Bestellung
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einer oder eines IT-Fortbildungsbeauftragten auch fur mehrere Gerichte und Staats-
anwaltschaften erfolgen.

(2) Die Leitung der Gerichte, der Staatsanwaltschaften oder der Amtsanwaltschaft
Frankfurt am Main kann die Bestellung der in Abs. 1 genannten Position auf die Ge-
schaftsleitung ubertragen.

(3) Die oder der IT-Fortbildungsbeauftragte steht den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
sowie der IT-Stelle als Ansprechpartnerin oder Ansprechpartner in IT-Fortbildungsan-
gelegenheiten zur Verfligung, nimmt Winsche und Empfehlungen in IT-Fortbildungs-
fragen entgegen, ermittelt den IT-Fortbildungsbedarf der jeweiligen Dienststelle und
teilt ihn gegebenenfalls der IT-Stelle mit. Die oder der Fortbildungsbeauftragte berat
Fortbildungsinteressierte uber IT-Fortbildungsangebote.

§9

Datensicherung

Bei zentraler Sicherung der Daten der Justizbehérden auf eigenen Servern sind - so-
weit nicht durch speziellere Regelungen abweichend festgelegt - in der Regel Veran-
derungen des Datenbestandes taglich zu sichern, Komplettsicherungen sind mindes-
tens einmal wochentlich vorzunehmen. Die Sicherungsdatentrager der Komplettsiche-
rung sind fir mindestens zwei und hochstens sechs Wochen aufzubewahren. Die Si-
cherungsdatentrager sind eindeutig zu kennzeichnen und in einem anderen Brandab-
schnitt als die Server sicher vor unberechtigtem Zugriff aufzubewahren. Beim Spei-
chern auf lokalen Datentragern ist die Anwenderin oder der Anwender selbst verant-
wortlich fir die Datensicherung. Weitere Regelungen zur Speicherung dienstlicher Da-
ten finden sich in der Richtlinie zur sicheren Nutzung von Informationstechnik in der
hessischen Justiz vom 24. April 2024 (IT-Nutzungsrichtlinie).

§ 10
IT-SicherheitsmaBRnahmen

Zum Schutz der Vertraulichkeit, Verfugbarkeit und der Integritat elektronisch gespei-
cherter Informationen und deren Verarbeitung wird die Sicherheit der eingesetzten In-
formationstechnik durch angemessene organisatorische und technische Vorkehrun-
gen gewahrleistet. Naheres regeln insbesondere die Informationssicherheitsleitlinie
der hessischen Justiz (ISLL Justiz) in der jeweils geltenden Fassung sowie die IT-
Nutzungsrichtlinie.

§ 11
Zugriffsberechtigung

(1) Der Zugriff auf die im System gespeicherten Daten ist durch Zugriffsberechtigungen
zu regeln. Diese werden durch die Leitung der Dienststelle festgelegt und schriftlich
dokumentiert.

(2) FUr jede Anwenderin und jeden Anwender wird auf dem Server ein eigenes Ver-
zeichnis (personliches Verzeichnis) angelegt, auf das nur diese oder dieser Zugriff hat.

(3) Auf samtliche Daten der jeweiligen Personal-, Richter- und Staatsanwaltsrate sowie
der Frauen- und Gleichstellungs-, Schwerbehinderten- und Datenschutzbeauftragten
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darf nur von diesen zugegriffen und die Daten durfen nur von diesen be- und verarbei-
tet werden.

(4) Fur die Struktur der Zugriffsberechtigungen und die Rechtegruppen wird eine ge-
nerelle, verpflichtende Leitlinie in der jeweils gultigen Fassung durch die IT-Stelle er-
stellt, die die ortlich Verantwortlichen bei der Zuweisung der Berechtigungen in der
Umsetzung unterstitzt.

§12
Zugriffsschutz

Jede Anwenderin und jeder Anwender wird im System mit einem Anwendernamen
(Benutzerkennung) gefuhrt. Zu jeder Kennung gehdrt ein individuelles, geheim zu hal-
tendes Kennwort, fur dessen Erstellung und Verwaltung die Vorgaben der Passwort-
richtlinie der hessischen Landesverwaltung zu bericksichtigen sind. Die weiteren An-
forderungen an die verwendeten Kennworter ergeben sich aus der IT-Nutzungsrichtli-
nie.

§13
Besonderer Zugriffsschutz auf das personliche Verzeichnis

Jeglicher Zugriff (auRer Datensicherung) auf Dateien des personlichen Verzeichnisses
nach § 11 Abs. 2 - auch auf die entsprechenden Sicherungsdateien - ist nur mit Ein-
willigung der Anwenderin oder des Anwenders zulassig.

§14
Systemrevision

(1) Die Geschaftsleitung der Dienststelle bestellt im Einvernehmen mit der Leitung der
Dienststelle mindestens eine ortlich zustandige Systemrevisorin oder einen ortlich zu-
standigen Systemrevisor.

(2) Die protokollierten Daten uber unberechtigte Zugriffe von Administratorinnen und
Administratoren auf persdnliche Verzeichnisse von Anwenderinnen und An-wendern
sind durch die Systemrevision auszuwerten. Sicherheitsrelevante Er-kenntnisse sind
neben der Leitung der Dienststelle einem Mitglied der 6rtlichen Richter-, Staatsan-
walts- oder Personalvertretung, der oder dem behordlichen Datenschutzbeauftragten,
der oder dem ortlichen IT-Sicherheitsbeauftragten, der oder dem Ressortsicherheits-
beauftragten sowie der IT-Kontrollkommission zu melden. Auf Verlangen der ortlichen
Richter-, Staatsanwalts- oder Personalvertretung oder des ortlichen Datenschutzbe-
auftragten hat die Systemrevision jederzeit Auskunft zu erteilen.

§15
Betreuung, Wartung und Reparatur

(1) Sind Betreuungs-, Wartungs- oder Reparaturarbeiten an einem IT-Gerat einer An-
wenderin oder eines Anwenders durchzufuhren, ist diese oder dieser, bei Ver-hinde-
rung deren Vertretung, vor der Durchfuhrung zu informieren.

(2) Die Wartung oder Reparatur eines |IT-Gerates durch justizfremdes Personal im
Dienstgebaude darf nur in Anwesenheit eines Mitgliedes der VOB und der Anwenderin
oder des Anwenders oder deren oder dessen Vertretung oder der Ortlichen
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Datenschutzbeauftragten oder des ortlichen Datenschutzbeauftragten erfolgen. Jus-
tizfremdes Wartungspersonal bedarf fur den Zugriff auf personenbezogene oder dem
Dienstgeheimnis unterfallende Daten einer Zustimmung der Leitung der Dienststelle.

(3) Soweit durch Wartung oder Reparatur Daten der Personal-, Richter- oder Schwer-
behindertenvertretung oder Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten betroffen sein
koénnen, ist die Zustimmung der jeweiligen Anwenderin oder des jeweiligen Anwenders
erforderlich. Die Zustimmung ist unter Nennung des Namens, der beauftragten Stelle
und der die Reparatur oder Wartung durchfiihrenden Person zu dokumentieren.

(4) Soweit durch Wartung oder Reparatur Daten (einschlieBlich IT-Gerate mit derarti-
gen Daten) die richterliche oder rechtspflegerische Unabhangigkeit betroffen sein
konnte, ist die vorherige Zustimmung der Anwenderin oder des Anwenders erforder-
lich. Die Anwenderin oder der Anwender kann festlegen, dass auch im Fall einer Ab-
wesenheit wegen Urlaubs, Dienstbefreiung, Krankheit, Fortbildung, Abordnung oder
wegen vergleichbarer Grinde zunachst versucht werden soll, eine telefonische Zu-
stimmung der Anwenderin oder des Anwenders einzuholen. Ist die Anwenderin oder
der Anwender nicht oder nicht rechtzeitig vor der beabsichtigten Malinahme erreich-
bar, genugt die vorherige Zustimmung durch die behordliche Datenschutzbeauftragte
oder den behordlichen Datenschutzbeauftragten; in diesem Fall ist die Anwenderin
oder der Anwender unverzuglich uber die MaRnahme zu informieren. Abs. 3 Satz 2 gilt
entsprechend.

(5) Bei Aussonderung oder Verkauf eines PCs oder Servers mussen die gespeicherten
personenbezogenen oder dem Dienstgeheimnis unterfallenden Daten voll-standig ge-
sichert und danach auf den Datentragern des IT-Gerates physikalisch geléscht wer-
den. Anderenfalls ist der Datentrager auszubauen und zu vernichten. Das Betriebs-
system ist ebenfalls zu I6schen. Hierfur ist die Leitung der Dienststelle verantwortlich.

(6) Mit den Reparatur- oder Wartungsarbeiten betrautes justizfremdes Personal ist
nach dem Verpflichtungsgesetz vom 2. Marz 1974 (BGBI. | S. 469, 547), geandert
durch Gesetz vom 15. August 1974 (BGBI. | S. 1942), in der jeweils geltenden Fassung
zu verpflichten.

§ 16
Einhaltung der lizenzrechtlichen Bestimmungen

(1) Die Verantwortung fur die Einhaltung der lizenzrechtlichen Bestimmungen ob-liegt
der beschaffenden Dienststelle der Software.

(2) Soweit die Lizenz den (gleichzeitigen) Zugriff auf eine Software zahlenmaRig be-
schrankt, hat die fur die Lizenzverwaltung zustandige VOB die technischen Voraus-
setzungen fur die Einhaltung dieser lizenzrechtlichen Vorgaben sicherzustellen.

§ 17
Nutzerprofil

Das Arbeitsverhalten (mit oder ohne PC) der Bediensteten darf nicht mit Hilfe der IT,
insbesondere nicht unter Verwendung gespeicherter Daten, zu einem Arbeitsplatz-
oder Nutzerprofil zusammengefuhrt werden.
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§18
IT-Sicherheitsbeauftragte

In jeder Dienststelle ist eine IT-Sicherheitsbeauftragte oder ein IT-Sicherheitsbeauf-
tragter zu bestellen, die oder der als Ansprechpartnerin oder Ansprechpartner fur Fra-
gen der Sicherheit im IT-Bereich zustandig ist. Das Nahere regelt die ISLL Justiz in
der jeweils aktuellen Fassung sowie die Richtlinie zur Organisation der Informations-
sicherheit in der hessischen Justiz vom 18. November 2023 (IT-Sicherheit-Organisati-
onsrichtlinie - ITSiOrgRL).

§19
Internetnutzung

Die Internetnutzung wird durch eine vom Hessischen Ministerium der Justiz und fur
den Rechtsstaat gesondert erlassene Richtlinie geregelt.

§ 20
Inkrafttreten

Dieser Runderlass tritt am 1. Januar 2025 in Kraft.
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Richtlinien fur die dienstliche Beurteilung der Beamtinnen und Beamten im Zu-
standigkeitsbereich des hessischen Justizvollzugs®

Erl. d. HMdJ v. 16.12.2024 (4403 - IV/A1 - 2023/5368 - IV/A)

Aufgrund des § 41 Abs. 4 Satz 1 der Hessischen Laufbahnverordnung vom 17. Feb-
ruar 2014 (GVBI. S. 57), zuletzt geadndert durch Gesetz vom 28. Marz 2023 (GVBI. S.
183), wird bestimmt:

Erster Abschnitt
Anwendungsbereich

Diese Richtlinien gelten fur die Beamtinnen und Beamten des hessischen Justizvoll-
zugs.

Zweiter Abschnitt
Grundsatze

1.  Dienstliche Beurteilungen dienen als Grundlage fur personen- und sachgerechte
Personalentscheidungen und als ein Mittel der Personalfihrung. Als solche ha-
ben sie erhebliche Bedeutung fur die Leistungsfahigkeit des hessischen Justiz-
vollzugs und flr die Verwirklichung des Leistungsgrundsatzes in der 6ffentlichen
Verwaltung. Die Beurteilungen sollen ein zutreffendes Bild der Eignung, Befahi-
gung und fachlichen Leistung der Beurteilten im Sinne des § 40 Satz 1 und 2 der
Hessischen Laufbahnverordnung geben. Sie erfullen ihren Zweck nur, wenn sie
frei von sachfremden Erwagungen, objektiv und unvoreingenommen erfolgen.

2. Die wahrheitsgetreue, gleichmaRige, differenzierte und gerechte Beurteilung ist
Voraussetzung fur die Vergleichbarkeit der Beurteilten untereinander. Sie erfor-
dert von den Beurteilenden ein hohes Mal} an Verantwortungsbewusstsein, Ein-
fuhlungsvermdgen und Gewissenhaftigkeit. Diesen Anforderungen nicht entspre-
chende Beurteilungen benachteiligen mittelbar die ordnungsgemaf Beurteilten.
Die Tatsache, dass die Beurteilung den Beurteilten zu eréffnen ist, darf sich nicht
auf das Ergebnis der Beurteilung auswirken.

3. Die dienstliche Beurteilung hat die Befahigung und fachliche Leistung der Beur-
teilten in Bezug auf ihr Amt im statusrechtlichen Sinne (Statusamt) und auf die
tatsachlich wahrgenommenen Aufgaben im Vergleich zu anderen Beamtinnen
und Beamten desselben Statusamts objektiv darzustellen. Sie ist unabhangig
von Beurteilungen vorangegangener Beurteilungszeitraume zu erstellen. Nach
einer Beforderung ist Vergleichsmalistab fur die Beurteilung das von einer Be-
amtin oder einem Beamten des neuen Statusamts zu fordernde Leistungsniveau.
Dieser Vergleichsmalistab ist auf den gesamten Beurteilungszeitraum anzuwen-
den. Aufgrund des hoéheren Vergleichsmalistabs ist das im vorherigen Statusamt
vergebene Gesamturteil bei der erstmaligen Beurteilung nach einer Beforderung
nach Prifung des Einzelfalls in der Regel herabzustufen. Abweichungen sind be-
sonders zu begrunden. Teilzeitbeschaftigungen, Beurlaubungen zur Wahrneh-
mung von Familienaufgaben nach § 3 Abs. 6 des Hessischen Gleichberechti-
gungsgesetz vom 20. Dezember 2015 (GVBI. S. 637), zuletzt geandert durch
Gesetz vom 21. Juli 2023 (GVBI. S. 609), Inanspruchnahme von Elternzeit,
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1.1

Familienpflegezeit, Pflegezeit, mobiles Arbeiten und flexible Arbeitszeitmodelle
durfen die Beurteilung nicht nachteilig beeinflussen (vgl. § 11 Abs. 3 Satz 2 des
Hessischen Gleichberechtigungsgesetzes).

Mit zunehmendem Dienstalter der Beurteilten wachsen in der Regel auch deren
bei der Beurteilung zu berucksichtigenden beruflichen Kenntnisse und Erfahrun-
gen. Ein héheres Dienstalter fuhrt jedoch nicht zwangslaufig zu einem héheren
Leistungs- und Befahigungsniveau. Haben sich die fachliche Leistung und/oder
die Befahigung gegenlber dem vorangegangenen Beurteilungszeitraum nicht
gesteigert, ist es nicht gerechtfertigt, allein wegen des Zeitablaufs nach der letz-
ten Beurteilung ein glunstigeres Gesamturteil abzugeben. Gleichwohl muss eine
uber einen langeren Zeitraum feststellbare Konstanz in der fachlichen Leistung
und Befahigung in der Beurteilung positiv berticksichtigt werden.

Der Forderung einheitlicher Bewertungsmaflstabe dienen auf’er dem im Flnften
Abschnitt geregelten Beurteilungsverfahren auch Fortbildungsveranstaltungen
fur Beurteilende. Die Beurteilenden sollen an diesen Fortbildungsveranstaltun-
gen teilnehmen.

Bei der Beurteilung schwerbehinderter Beamtinnen und Beamten ist das Ge-
meinsame Rundschreiben des Ministeriums des Innern und fur Sport, zugleich
im Namen der Staatskanzlei und der Fachministerien, betreffend die Richtlinien
zur Integration und Teilhabe schwerbehinderter Angehdriger der hessischen Lan-
desverwaltung — Teilhaberichtlinien — vom 6. Dezember 2018 (StAnz. S. 1532) in
der jeweils geltenden Fassung (insbesondere deren Sechster Abschnitt) zu be-
achten.

Die Mitbestimmungstatbestande und sonstigen Regelungen aus dem Hessi-
schen Personalvertretungsgesetz vom 28. Marz 2023 (GVBI. S. 183), zuletzt ge-
andert durch Gesetz vom 29. Juni 2023 (GVBI. S. 456), in der jeweils geltenden
Fassung sind zu beachten.

Die Regelungen aus dem Hessischen Gleichberechtigungsgesetz in der jeweils
geltenden Fassung sind zu beachten.

Dritter Abschnitt
Beurteilungsarten und Ausfiihrungshinweise

RegelmaRige Beurteilungen

Die Beamtinnen und Beamten des hessischen Justizvollzugs sind regelmaRig
alle drei Jahre zu beurteilen. Die regelmafRigen Beurteilungen (Regelbeurteilun-
gen) sind mit dem Vordruck nach Anlage 1 zu erstellen. Der erstmalige Beurtei-
lungsstichtag fur die Regelbeurteilung ist der 1. Mai 2025.

Liegt die vorangegangene Regelbeurteilung langer als drei Jahre zurtck, so sind
als Beurteilungszeitraum die letzten drei Jahre vor dem aktuellen Beurteilungs-
stichtag zugrunde zu legen. In die Regelbeurteilung sind Beurteilungen aus be-
sonderem Anlass (Anlassbeurteilungen), die in den Beurteilungszeitraum fallen,
einzubeziehen. Nimmt eine Beamtin oder ein Beamter nach nicht nur voruberge-
hender Beurlaubung oder vollstandiger Freistellung von Dienstaufgaben oder
nach Ruhen des Dienstverhaltnisses kraft Gesetzes (Ausnahmen von der regel-
malligen Beurteilung nach Nr. 1.2 Buchst. d) und e)) den Dienst wieder auf, sind

60



1.2

1.3

1.4

2.
2.1

ausschlieBlich Anlassbeurteilungen nach dem Dritten Abschnitt Nr. 2.1, die nicht
langer als drei Jahre zurlckliegen, einzubeziehen. Zudem sind die Leistungen
nach Wiederaufnahme des Dienstes zu beurteilen, soweit ein Zeitraum von min-
destens zwodlf Monaten seit der Wiederaufnahme bis zum Beurteilungsstichtag
vergangen ist. Der erste Beurteilungszeitraum beginnt mit der Begriindung des
Beamtenverhaltnisses auf Lebenszeit und umfasst mindestens einen Zeitraum
von zwolIf Monaten.

Von der regelmafdigen Beurteilung ausgenommen sind:
a) Beamtinnen und Beamte auf Widerruf im Vorbereitungsdienst,
b) Beamtinnen und Beamte wahrend der laufbahnrechtlichen Probezeit,

c) Beamtinnen und Beamte, die am Vorbereitungsdienst einer anderen Lauf-
bahn oder eines anderen Laufbahnzweigs teilnehmen oder sich in der Ein-
fuhrungszeit einer anderen Laufbahn oder eines anderen Laufbahnzweigs
befinden,

d) Beamtinnen und Beamte, die am Beurteilungsstichtag nicht nur voriberge-
hend beurlaubt oder vollstandig von Dienstaufgaben freigestellt sind,

e) Beamtinnen und Beamte, bei denen das Dienstverhaltnis mit seinen Rech-
ten und Pflichten am Beurteilungsstichtag kraft Gesetzes ruht.

Von einer regelmafigen Beurteilung kann ausnahmsweise abgesehen werden,
wenn sie zum Beurteilungsstichtag nicht zweckmaRig ist (§ 39 Abs. 2 Satz 2 der
Hessischen Laufbahnverordnung). Dies kommt insbesondere in Betracht, wenn
der zwischen dem Beurteilungsstichtag und dem Erreichen der fir die Beamtin
oder den Beamten jeweils geltenden Altersgrenze verbleibende Zeitraum weni-
ger als zwei Jahre betragt und die Beamtin oder der Beamte einwilligt.

Bei dem Verdacht eines schwerwiegenden Dienstvergehens, das voraussichtlich
zu einem Disziplinarverfahren fuhren wird, sowie bei laufenden Disziplinarverfah-
ren, strafrechtlichen Ermittlungsverfahren oder Straf- oder Bul3geldverfahren
kann die regelmaliige Beurteilung zunachst zuriickgestellt werden. Das Verwer-
tungsverbot und die Vorgaben zur Entfernung und Vernichtung von Disziplinar-
vorgangen aus Personalakten nach § 19 des Hessischen Disziplinargesetzes
vom 21. Juli 2006 (GVBI. | S. 394), zuletzt geandert durch Gesetz vom 15. No-
vember 2021 (GVBI. S. 718), sind zu beachten. Nach Wegfall des Hemmnisses
ist die Beurteilung nachzuholen.

Sonstige Beurteilungen

Anlassbezogene Beurteilungen

2.1.1Fur eine Auswahlentscheidung ist eine Anlassbeurteilung nur dann zu erstellen,

wenn innerhalb von drei Jahren seit dem Ende des Beurteilungszeitraums der
letzten Regelbeurteilung wesentliche Anderungen im Leistungsbild der Beamtin
oder des Beamten eingetreten sind, sie oder er befordert worden ist oder wah-
rend eines erheblichen Zeitraums (mindestens zwei Drittel des dreijahrigen Be-
urteilungszeitraums) wesentlich andere Aufgaben (veranderter Tatigkeitsbereich
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mit Aufgaben, die einem hoherwertigen oder einer anderen Laufbahn zugehori-
gen Statusamt zuzuordnen sind) wahrgenommen hat. Gleiches gilt, sofern eine
Regelbeurteilung bislang nicht zu erstellen war.

2.1.2Vor Antritt einer sowie ein Jahr nach Ruckkehr aus einer langer als zwdlf Monate
andauernden Beurlaubung oder vollstandigen Freistellung und vor Beginn eines
nicht nur vorribergehenden Ruhens des Dienstverhaltnisses kraft Gesetzes, vor
einer Versetzung zu einer Stelle auRerhalb des Geltungsbereichs dieser Beurtei-
lungsrichtlinien und vor Beginn eines Wahlbeamtenverhaltnisses soll eine An-
lassbeurteilung erstellt werden. Die Anlassbeurteilung kann unterbleiben, wenn
der Stichtag der letzten Regelbeurteilung hochstens sechs Monate zurlckliegt.

2.1.3 Anlassbeurteilungen durfen nicht fur Zeitraume erstellt werden, Uber die bereits
eine andere Beurteilung erteilt wurde.

2.1.4 Anlassbeurteilungen sind mit dem Vordruck nach Anlage 1 zu erstellen.
2.2 Bestatigende Beurteilungen

2.2.1 Grundsatzlich ist fur jede Beamtin und jeden Beamten eine vollstandige Beurtei-
lung zu erstellen. Eine bestatigende Beurteilung (Bestatigungsbeurteilung) kann
erfolgen, sofern die Beamtin oder der Beamte seit der letzten Beurteilung nicht
befordert worden ist, die Tatigkeit im Wesentlichen gleichgeblieben ist, sich an
den wesentlichen Tatsachen, den Einzelbewertungen und dem Gesamturteil
nichts geandert hat, die oder der Erstbeurteilende nicht gewechselt hat und Erst-
und Zweitbeurteilung in der Bewertungsstufe (Sechster Abschnitt Nr. 5.2) tUber-
einstimmen. Eine Regelbeurteilung kann nicht durch eine Bestatigungsbeurtei-
lung ersetzt werden.

2.2.2 Bestatigungsbeurteilungen sind mit dem Vordruck nach Anlage 2 zu erstellen.
3. Fiktive Fortschreibung der letzten regelmaBigen dienstlichen Beurteilung

Liegt bei einer Auswahlentscheidung auf der Grundlage dienstlicher Beurteilungen auf-
grund vollstandiger Freistellungen (zum Beispiel Inanspruchnahme von Elternzeit, Fa-
milienpflegezeit, Pflegezeit, Tatigkeit als Personalratsmitglied, Frauen- und Gleichstel-
lungsbeauftragte oder Vertrauensperson der schwerbehinderten Menschen) keine ak-
tuelle dienstliche Beurteilung vor, ist die letzte regelmaRige dienstliche Beurteilung un-
ter BerUcksichtigung der Entwicklung vergleichbarer Beamtinnen und Beamten fiktiv
fortzuschreiben.

Vierter Abschnitt
Festlegung der Beurteilenden

1. Die Beurteilung wird durch Erst- und Zweitbeurteilende vorgenommen. Das Un-
terschriftsdatum der Zweitbeurteilenden gilt als Datum der dienstlichen Beurtei-
lung.

2.  Wer als Erstbeurteilende oder Erstbeurteilender die Beurteilung erstellt und wer
diese als Zweitbeurteilende oder Zweitbeurteilender bestatigt, erganzt oder ab-
andert, ergibt sich aus Anlage 3. Ist eine beurteilende Person verhindert und
dadurch die rechtzeitige Erstellung einer Beurteilung nicht gewahrleistet,
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1.1

1.2

1.3

2.
2.1

bestimmt das Hessische Ministerium der Justiz und fir den Rechtsstaat als
oberste Dienstbehorde im Einzelfall, wer an deren Stelle tritt.

Soweit fur einen Organisationsbereich der Justizvollzugsbehorden keine Bestim-
mung in Anlage 3 getroffen wurde, hat die jeweilige Behordenleitung dem Hessi-
schen Ministerium der Justiz und fur den Rechtsstaat einen begrindeten Vor-
schlag zur Entscheidung vorzulegen, wer fur die Erstellung der Erstbeurteilung
als sachgerecht angesehen wird.

Funfter Abschnitt
Beurteilungsverfahren

Vorbereitung des Beurteilungsverfahrens

Zur Koordination und zum Abgleich der Beurteilungsmalfistabe finden im Vorfeld
der Erstellung der Beurteilungen allgemeine Besprechungen in den Behdrden
statt. Je einer Vertreterin oder einem Vertreter des Personalrats und der Vertrau-
ensperson der schwerbehinderten Menschen sowie der Frauen- und Gleichstel-
lungsbeauftragten ist die Moglichkeit einzurdaumen, an den Besprechungen teil-
zunehmen. Auf die fir die Beurteilung schwerbehinderter Menschen geltenden
besonderen Regelungen (siehe Zweiter Abschnitt Nr. 6) ist in den Besprechun-
gen insbesondere einzugehen.

Die Beurteilenden schopfen das Spektrum der Bewertungsstufen aus und achten
auf die Anwendung gleicher Beurteilungsmalstabe.

Die Beurteilenden beurteilen unabhangig und sind an Weisungen nicht gebun-
den.

Ablauf des Beurteilungsverfahrens

Aufgaben der oder des Erstbeurteilenden

2.1.1Die oder der Erstbeurteilende erstellt eine Beurteilung einschlie3lich eines ab-

schlielRenden Gesamturteils mit dem Vordruck nach Anlage 1. Dabei ist darauf
zu achten, dass der oder dem Erstbeurteilenden fur den gesamten Zeitraum hin-
reichende Erkenntnisse Uber die zu Beurteilende oder den zu Beurteilenden zur
Verfugung stehen. Sie mussen grundsatzlich in der Lage sein oder sich in die
Lage versetzen, aus eigener Anschauung und aufgrund eigener Erkenntnisse ein
Urteil Uber die zu Beurteilende oder den zu Beurteilenden zu bilden.

2.1.2Vor einem Wechsel von unmittelbaren Vorgesetzten oder Erstbeurteilenden, vor

Umsetzungen von zu Beurteilenden mit Wechsel von Erstbeurteilenden, vor Ver-
setzungen sowie fur die Zeit einer Abordnung von zu Beurteilenden von mehr als
sechs Monaten soll ein Beurteilungsbeitrag mit dem Vordruck nach Anlage 4 an
die Geschaftsleitung abgegeben werden. Die Grundsatze aus dem Zweiten Ab-
schnitt sind bei der Erstellung der Beurteilungsbeitrage zu beachten. Wenn der
Zeitraum langstens sechs Monate betragt oder die erbrachten Dienste nicht we-
sentlich fur die Beurteilung sind, kann hierauf verzichtet werden. Die dem Ver-
zicht zugrundeliegenden Erwagungen sind schriftlich zu begrinden.
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2.1.3Sofern ein Beurteilungsbeitrag nach Nr. 2.1.2 ausnahmsweise nicht eingeholt
werden kann, ist ein Beurteilungsbeitrag durch Einbeziehung weiterer Vorgesetz-
ter einzuholen.

2.1.4Fur die Zeit von Abordnungen und Zuweisungen zu Stellen aul3erhalb des Gel-
tungsbereichs dieser Beurteilungsrichtlinien, mit Ausnahme von Abordnungen
und Zuweisungen an die Fachabteilung Justizvollzug bei dem Hessischen Minis-
terium der Justiz und fir den Rechtsstaat, ist anstelle eines Beurteilungsbeitrags
eine schriftliche Stellungnahme von dort einzuholen. Diese soll in freier Beschrei-
bung eine Einschatzung uber die Befahigung und die fachliche Leistung ohne
Bewertungsstufe enthalten (Qualifikationseinschatzung).

2.1.5Sind die unmittelbaren Vorgesetzten nicht Erstbeurteilende, so sind sie vor Ab-
fassung der Erstbeurteilung durch die jeweilige Erstbeurteilende oder den jewei-
ligen Erstbeurteilenden zu héren. Sie konnen von der oder dem Erstbeurteilen-
den um einen Beurteilungsbeitrag oder eine schriftliche Stellungnahme gebeten
werden.

2.1.6 Zur Erlangung einer ausreichenden tatsachlichen Grundlage fur die Erstellung
der dienstlichen Beurteilung sind grundsatzlich auch frihere Vorgesetzte im Ru-
hestand von der oder dem Erstbeurteilenden zu héren. Von der Verpflichtung,
frihere Vorgesetzte zu horen, ist die oder der Erstbeurteilende befreit, wenn die
oder der frlUhere Vorgesetzte dauerhaft nicht erreichbar oder diesem eine Stel-
lungnahme zu den Leistungen der Beamtin oder des Beamten aus gesundheitli-
chen Grinden nicht moglich ist.

2.1.7 Beurteilungsbeitrage und schriftliche Stellungnahmen sind ohne vorherige Be-
kanntgabe oder Erdrterung mit den zu Beurteilenden an die Geschaftsleitung
weiterzuleiten. Diese hat die Beurteilungsbeitrage und schriftlichen Stellungnah-
men zur Erstellung der Beurteilung in der Teilakte Beurteilungsheft zu sammeln
und an die Erstbeurteilenden weiterzuleiten.

2.1.8Die Beurteilungsbeitrage und schriftlichen Stellungnahmen sind bei der Erstbe-
urteilung zu berlicksichtigen, ohne dass es einer wortlichen Ubernahme bedarf.
Bei den erganzenden Bemerkungen ist zu vermerken, wenn Beurteilungsbei-
trage und/oder schriftliche Stellungnahmen in die Beurteilung eingeflossen sind.
Wesentliche Abweichungen von den Beurteilungsbeitragen sind im Beurteilungs-
vorgang zu begrunden.

2.2 Aufgaben der oder des Zweitbeurteilenden

2.2.1Die oder der Zweitbeurteilende ist insbesondere fur die Beachtung der Grund-
satze des Beurteilungsverfahrens und die Anwendung gleicher Beurteilungsmal3-
stabe verantwortlich. Wenn die Erstbeurteilung nicht den Formalien dieser Richt-
linien entspricht, gibt die oder der Zweitbeurteilende sie zur Anderung oder Er-
ganzung an die Erstbeurteilende oder den Erstbeurteilenden zurtck.

2.2.2Die oder der Zweitbeurteilende kann von der Einschatzung der oder des Erstbe-
urteilenden abweichen, wenn sie oder er dies im Interesse einheitlicher Beurtei-
lungsmalistabe oder aufgrund eigener Erkenntnisse fur geboten halt. Sie oder er
darf Anderungen der Einzelmerkmale und des Gesamturteils aus der Erstbeur-
teilung in der Zweitbeurteilung vornehmen. Gelangt die oder der
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3.2

Zweitbeurteilende zu einer abweichenden Bewertung, ist dies mit der oder dem
Erstbeurteilenden mit dem Ziel der Einigung zu erértern. Kann eine Einigung nicht
erzielt werden, gehen die Bewertungen der oder des Zweitbeurteilenden denen
der oder des Erstbeurteilenden vor. Sie oder er hat die abweichende Beurteilung
unter Teil V. der Beurteilung nach Anlage 1 oder unter Teil lll. der Beurteilung
nach Anlage 2 im Einzelnen nachvollziehbar darzulegen und zu begrtinden.

Abschluss und Nachbereitung des Beurteilungsverfahrens

Die Beurteilung ist der oder dem Beurteilten in vollem Wortlaut zu eréffnen und
auf Wunsch mit ihr oder ihm zu besprechen (§ 41 Abs. 3 Satz 1 der Hessischen
Laufbahnverordnung). Die oder der Beurteilte bestatigt die Eréffnung durch Un-
terschrift und erhalt eine Durchschrift der Beurteilung. Das Beurteilungsgesprach
fuhrt grundsatzlich die oder der Erstbeurteilende. Auf begriindeten Antrag kann
das Beurteilungsgesprach auch von der oder dem Zweitbeurteilenden gefuhrt
werden. Die Beurteilung ist nach Bestatigung der Bekanntgabe (Anlage 1 Teil VI.
oder Anlage 2 Teil IV.) zur Personalakte der oder des Beurteilten zu nehmen.

Entwirfe, Notizen, Beurteilungsvorschlage, Beurteilungsbeitrage und vorberei-
tende schriftliche Stellungnahmen sind zunachst von der Geschaftsleitung unter
Verschluss aufzubewahren und ebenso wie dienstliche Beurteilungen vertraulich
zu behandeln. Nach Eroffnung der dienstlichen Beurteilung sind diese zur Teil-
akte Beurteilungsheft der Personalakte zu nehmen. Nach Eréffnung der darauf-
folgenden Regelbeurteilung sind die Inhalte aus der Teilakte zu vernichten und
in automatisierten Verfahren zu |6schen.

Sechster Abschnitt
Inhalt der dienstlichen Beurteilungen

Beschreibung des Tatigkeitsgebietes

Den Beurteilungen ist eine kurze Beschreibung der von der oder dem Beurteilten
im Beurteilungszeitraum ausgeubten Tatigkeiten (Zeitraum, Dienststelle, Art und
Wertigkeit der Tatigkeit sowie Funktion) einschliefldlich Unterbrechungen voran-
zustellen.

Einzelne Beurteilungsmerkmale

Die Beurteilungen sollen sich auf die in den Anlagen 1 und 4 genannten Einzel-
merkmale erstrecken, soweit sie flr die ausgelbte Tatigkeit oder die zuklnftige
Verwendung von Bedeutung sind. Die Bewertung der einzelnen Merkmale orien-
tiert sich an den Leistungen und Befahigungen von Beamtinnen und Beamten,
die im Allgemeinen den Anforderungen des Statusamtes entsprechen. Die Be-
wertung ist auf solche Leistungs- und Befahigungsmerkmale zu beschranken, die
bei der Aufgabenerledigung tatsachlich beobachtet werden kbnnen. Merkmale,
die nicht beurteilt werden kénnen, sind mit einer kurzen Begrindung zu verse-
hen.

Erganzende Bemerkungen

Weitere Eigenschaften und andere Besonderheiten, die jedoch fur die dienstliche
Verwendung (= das im Beurteilungszeitraum wahrgenommene Aufgabengebiet)
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4.2

4.3

nicht wesentlich sind (zum Beispiel besondere Sprachkenntnisse, ehrenamtliche
Tatigkeiten, die Wahrnehmung von Sonderaufgaben in der Behérde wie zum Bei-
spiel Ersthelfer/in oder Brandschutzhelfer/in), konnen hier ohne Bewertung ge-
sondert erfasst werden.

Bewertung der Einzelmerkmale und Gesamturteil

Die Einzelmerkmale des Leistungs- und Persodnlichkeitsbildes sowie die Merk-
male der Befahigungsbeurteilung (Anlagen 1 und 4) sind mit einer der folgenden
Punktzahlen und der sich daraus ergebenden Note zu bewerten:

liegen im Spitzenbereich 15 bis 14 Punkte |Note = sehr gut (1)
ubertreffen die Anforderungen 13 bis 11 Punkte  |Note = gut (2)
entsprechen voll den 10 bis 8 Punkte Note = befriedigend (3)
Anforderungen

entsprechen eingeschrankt den |7 bis 5 Punkte Note = ausreichend (4)
Anforderungen

entsprechen nur ansatzweise 4 bis 2 Punkte Note = mangelhaft (5)
den Anforderungen

entsprechen nicht den 1 bis 0 Punkte Note = ungentgend (6)
Anforderungen

Die Beurteilung ist mit einem Gesamturteil in freier Wortwahl und mit einer Punkt-
zahl aus Nr. 4.1 abzuschlieRen. Dartuberhinausgehende Abstufungen des Ge-
samturteils, sogenannte Zwischenbewertungen, sind nicht zulassig. Das Ge-
samturteil enthalt die abschlieRende Wurdigung der Eignung, Befahigung und
fachlichen Leistung der oder des Beurteilten unter Berticksichtigung der Schwie-
rigkeit und des Umfangs ihres oder seines Aufgabengebiets. Das Gesamturteil
ist keine schematische oder mathematische Zusammenfassung der Einzelbe-
wertungen. Die unterschiedliche Bedeutung der Einzelbewertungen kommt hier
durch ihre entsprechende Gewichtung zum Ausdruck. Die Gewichtung der Ein-
zelmerkmale muss sich bei der Ermittlung und Begrindung des Gesamturteils
auf die Anforderungen des Statusamts beziehen und ist bei vergleichbaren Be-
amtinnen und Beamten der gleichen Laufbahn einheitlich vorzunehmen. Die sta-
tusamtsbezogene besondere Gewichtung erfolgt nach Anlage 5. In dieser sind
die besonders zu gewichtenden Merkmale anhand der Kreuze gekennzeichnet;
die Ubrigen Merkmale sind dennoch zu bewerten. Das Gesamturteil soll auch
eine Aussage uber die Geeignetheit fur das nachsthohere Amt enthalten. Ist eine
Aussage ausnahmsweise entbehrlich, bedarf dies einer entsprechenden Fest-
stellung. Daruber hinaus kann es eine Aussage uber die Eignung fur Leitungs-
und FUhrungsaufgaben enthalten (§ 40 Satz 3 und 4 der Hessischen Lauf-
bahnverordnung).

Die Eignungsbewertung fur das nachsthéhere Amt und gegebenenfalls fur Lei-
tungs- und Fuhrungsaufgaben sind, soweit diese beurteilt werden konnen, abzu-
schlieen mit:

)  sehr gut geeignet,

) gut geeignet,

)  geeignet,

) (noch) nicht geeignet.

a
b
c
d
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Siebter Abschnitt
Inkrafttreten

Dieser Runderlass tritt am Tag nach der Veroffentlichung in Kraft.
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Vertraulich behandeln

Dienststelle

Dienstliche Beurteilung

Beurteilungszeitraum bis

) Beurteilung aus
|:| Regelbeurteilung besonderem Anlass Anlass

A. Personliche und dienstliche Daten

Name, Vorname Geburtsdatum

Amtsbezeichnung Besoldungsgruppe seit Grad der Behinderung

HBesG

Laufbahn(-zweig)

B. Tatigkeiten im Beurteilungszeitraum

von - bis Dienststelle JArt der Tatigkeit und Funktion / Bes.Gr.:

C. Hauptsichliche Aufgabengebiete im 6ffentlichen Dienst vor der Beurteilungszeit

von - bis Dienststelle JArt der Tatigkeit und Funktion
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Zutreffendes bitte ankreuzen x

Leistungs- und Persoénlichkeitsbild

1. Merkmale der Leistungsbeurteilung

1.1 Arbeitsglite

1.2 Arbeitsweise

1.3 Umgang mit Gefangenen

1.4 Fihrungserfolg

Bitte ankreuzen, in welchem Mal} die nachstehenden X
Leistungen und Beféhigungen beurteilt werden
x

< c
.8 % :E - %
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= c
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15 (14 |13 (12 |11 |10 |9 |8 |7 |6 |5 | 4 2 1 0

Grad der Fehlerfreiheit, Sorgfalt, Vollstdndigkeit und Termingerechtigkeit der
Arbeit sowie der Brauchbarkeit und Qualitét der Leistungen

000000000 000000
I:‘ kann nicht beurteilt werden, weil

Geordnete, planvolle, eigenstédndige, ergebnisorientierte und kostenbewusste
Arbeitsweise

D000 000000000000
I:‘ kann nicht beurteilt werden, weil

Situationsangemessenes Verhalten, Mitwirkung bei der Behandlung und
Versorgung, Distanz und Néhe, Vorbildfunktion

15 14

00000000000 00000

I:‘ kann nicht beurteilt werden, weil

Partnerschaftliche Zusammenarbeit durch Information, Anleitung, Motivation und
Férderung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, Delegation, Koordination von
Tétigkeiten der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und eindeutige Zielsetzung,
Konfliktbereinigung, Durchfiihrung von Beurteilungsverfahren und
Personalgespréchen

000000 0000000000

I:' kann nicht beurteilt werden, weil
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Zutreffendes bitte ankreuzen x

Il. Merkmale der Befahigungsbeurteilung

1. Allgemeine Beféhigung

1.1 Auffassungsgabe/
Geistige Beweglichkeit

1.2 Urteilsfahigkeit

1.3 Ausdrucksfahigkeit
mundlich

schriftlich

2. Kenntnisse und Fertigkeiten

Fachliches Konnen

Bitte ankreuzen, in welchem MalR die nachstehenden X
Leistungen und Beféhigungen beurteilt werden

1
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15 |14 |13 |12 |11 |10 |9 |8 |7 |6 |5 |4 |3 |2 1 0

Die Féahigkeit — auch neue — Sachverhalte und Zusammenhénge schnell und richtig
zu erfassen und das Wesentliche herauszufinden

15 14 13 12 11 10

slslslsisislislslsisisisislslsls
D kann nicht beurteilt werden, weil

Die Fahigkeit, Sachverhalte und Probleme folgerichtig zu durchdenken und zu ei-
nem eigenen begriindeten Urteil zu kommen

Do00000000000000
D kann nicht beurteilt werden, weil

Die Fahigkeit, Sachverhalte und Gedanken klar und leicht verstandlich vorzutragen
15 14 13 12 11 10 9 8 7 6 5 4 3 2 1 0

OO0 noooddndd
D kann nicht beurteilt werden, weil

Die Fahigkeit, Sachverhalte und Gedanken sachgerecht und sprachlich einwand-
frei sowie auf die Empféngerin oder den Empfanger abgestellt zu formulieren

Doooo0o0000000000
D kann nicht beurteilt werden, weil

Fachliches Kénnen bezogen auf den konkreten Aufgabenbereich sowie allgemein
auf die Laufbahn oder den Laufbahnzweig

mjslsislsls]slssis]sls]s]sls]s
I:' kann nicht beurteilt werden, weil
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3. Sonstige Befahigung

3.1 Belastbarkeit

3.2 Pflichtbewusstsein/
Einsatzbereitschaft

3.3 Verantwortungsbewusstsein/

Verantwortungsbereitschaft

3.4 Initiative

3.5 Organisationsfahigkeit

Zutreffendes bitte ankreuzen x

Bitte ankreuzen, in welchem MaR die nachstehenden X

Leistungen und Befahigungen beurteilt werden
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15|14 13|12|11 10|9|8 7|6|5 4|3|2 1|0

Ausdauer und Energie, mit denen auftretende Schwierigkeiten sowie
ansteigender Arbeitsanfall bewéltigt werden

00000000000 00000

I:‘ kann nicht beurteilt werden, weil

Bereitschaft zu persénlichem Einsatz und Leistung

15 14 13 12 11 10 9 8 7 6 5 4 3 2 1 0
OJO0ddodoodonodonod
I:' kann nicht beurteilt werden, weil

Féhigkeit, sich Uber die Tragweite einer Entscheidung bewusst zu sein;
Bereitschaft, Verantwortung zu iibernehmen

NO00000000000000
I:‘ kann nicht beurteilt werden, weil

Die Féhigkeit, von sich aus tétig zu werden, sich eigenstédndig mit seinen
Aufgaben auseinanderzusetzen

14 13 12 1 10

D000000000000000
I:‘ kann nicht beurteilt werden, weil

Féhigkeit zu vorausschauender und planvoller Aufgabenerledigung

0000000000000 000

I:' kann nicht beurteilt werden, weil



4. Soziale Kompetenz

4.1 Soziales Verhalten

4.2 Verhandlungsgeschick/
Fahigkeit sich durchzusetzen

4.3 Zusammenarbeit

5. Interkulturelle Kompetenz

Zutreffendes bitte ankreuzen x

Bitte ankreuzen, in welchem MaR die nachstehenden

x

Leistungen und Befahigungen beurteilt werden

© 2
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Art und Weise des Umganges mit Publikum, Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern,

Kolleginnen und Kollegen, Vorgesetzten sowie Externen
15 14 13 12 11 10 9 8 7 6 5 4 3 2 1 0
OO0 doodoonodoood

I:' kann nicht beurteilt werden. weil

Fahigkeit, durch geeignete Gesprachsfiihrung und Sachbehandlung, Ein-
flihlungsvermégen gegeniiber Gesprédchspartnerinnen und Gespréchspartnern
ein bestimmtes Gesprdchsziel zu erreichen und getroffene Entscheidungen zu
vertreten

14 13 12 11 10 9

OoooUuoooooooooon

|:| kann nicht beurteilt werden, weil

Fahigkeit und Bereitschaft, Teamarbeit zu leisten, zu informieren, zu beraten und
Erfahrungen auszutauschen
15 14

i o e o s s s e

|:| kann nicht beurteilt werden, weil

Fahigkeit, die Anliegen von Menschen mit Migrationshintergrund oder
Migrationsgeschichte im Sinne des § 3 Abs. 1 und 2 des Hessisches
Integrations- und Teilhabegesetzes im Verwaltungshandeln zu berticksichtigen

und in interkulturellen Begegnungssituationen angemessen zu kommunizieren
15 14 13 12 11 10 9 8 7 6 5 4 3 2 1 0
OJOdoddooddonoooodn

I:' kann nicht beurteilt werden, weil
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lll. Erganzende Bemerkungen - siche Sechster Abschnitt Nr. 3 der Beurteilungsrichtlinien -
(z. B. Spezialkenntnisse, Verwendungsvielfalt, Erfillung von Zielvereinbarungen)

IV. Zusammenfassung und Gesamturteil

Gesamtnote und Punktzahl (ohne Kommastellen)

|:| sehr gut Pkt. |:| gut Pkt. |:| befriedigend Pkt.

|:| ausreichend Pkt. |:| mangelhaft Pkt. |:| ungenligend Pkt.

Eignung fir das nachsthohere Amt:

|:| sehr gut geeignet

|:| gut geeignet
|:| geeignet

|:| (noch) nicht geeignet
|:| kann nicht beurteilt werden (zwingendes Begriindungserfordernis)

Gegebenenfalls Begriindung:
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Eignung fir Leitungs- und Flihrungsaufgaben (optional):

|:| sehr gut geeignet

|:| gut geeignet
|:| geeignet

|:| (noch) nicht geeignet
|:| kann nicht beurteilt werden

Gegebenenfalls Begriindung:

Unterschrift der oder des Erstbeurteilenden

Ort, Datum

Unterschrift (in Druckbuchstaben wiederholen), Amts-/Dienstbezeichnung

, den

V. Stellungnahme der oder des Zweitbeurteilenden

|:| Bestatigt:

|:| Geandert; Anderungen vorgenommen zu:

Begrindung:

Ort, Datum Unterschrift (in Druckbuchstaben wiederholen), Amts-/Dienstbezeichnung

, den
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VI.  Eroffnung/Unterschrift der oder des Beurteilten

[] Von der dienstlichen Beurteilung habe ich Kenntnis genommen.
[ ] Eine Durchschrift der Beurteilung habe ich erhalten.

[ ] Ich wiinsche ein Beurteilungsgesprach.

Mir ist bekannt, dass ich mich zu der Beurteilung duRern kann und dass meine Auerung
auf Verlangen zum Beurteilungsvorgang zu nehmen ist.

Ort, Datum Unterschrift (in Druckbuchstaben wiederholen), Amts-/Dienstbezeichnung

, den
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Vertraulich behandeln

Dienststelle

Dienstliche Beurteilung

Beurteilungszeitraum bis

Bestatigungsbeurteilung

l. Personliche und dienstliche Daten

Name, Vorname Geburtsdatum

H

Amtsbezeichnung Besoldungsgruppe seit Grad der Behinderung

HBesG

Laufbahn(-zweig)

_ , Punkte

Vorangegangene Beurteilungszeit Datum der Beurteilung Gesamturteil und Punktzahl

von - bis

Il. Die Beurteilung fiir den vorangegangenen Beurteilungszeitraum wird unter
Zuerkennung des bisherigen Gesamturteils sowie der Aussagen uber die Eignung fiir
das nachsthohere Amt und gegebenenfalls die Eignung fiir Leitungs- und Fiihrungsauf-
gaben fortgefiihrt.

Unterschrift der oder des Erstbeurteilenden

Ort, Datum Unterschrift (in Druckbuchstaben wiederholen), Amts-/Dienstbezeichnung

, den
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lll. Stellungnahme der oder des Zweitbeurteilenden

|:| Bestatigt:

|:| Geandert; Anderungen vorgenommen zu:

Begriindung:

Ort, Datum Unterschrift (in Druckbuchstaben wiederholen), Amts-/Dienstbezeichnung

, den

IV. Eroffnung/Unterschrift der oder des Beurteilten

[ ] Von der dienstlichen Beurteilung habe ich Kenntnis genommen.
[ ] Eine Durchschrift der Beurteilung habe ich erhalten.
[ 1 Ich wiinsche ein Beurteilungsgesprach.

Mir ist bekannt, dass ich mich zu der Beurteilung duRern kann und dass meine Auferung auf
Verlangen zum Beurteilungsvorgang zu nehmen ist.

Ort, Datum Unterschrift (in Druckbuchstaben wiederholen), Amts-/Dienstbezeichnung

, den

Punktespiegel:
15 - 14 Punkte = sehr gut (1) / 13 - 11 Punkte = gut (2) / 10 - 8 Punkte = befriedigend (3)
7 - 5 Punkte = ausreichend (4) / 4 - 2 Punkte = mangelhaft (5) / 1 - 0 Punkte = ungeniigend (6)




Anlage 3

Justizvollzugsanstalten und Jugendarresteinrichtung:

Die in der Verwaltungsabteilung, den Vollzugsabteilungen und den
Zweiganstalten auf Sachgebiets- und Sachbearbeitungsebene (Anlage 1
zu § 2 GGOVollz) tatigen Beamtinnen und Beamten werden beurteilt von:

Erstbeurteilende oder Erstbeurteilender: Abteilungsleitung,
Zweitbeurteilende oder Zweitbeurteilender: Behordenleitung.
In den Fallen, in denen die Behdrdenleitung zugleich die Funktion einer Abtei-

lungsleitung ausubt, ist Erstbeurteilende oder Erstbeurteilender die stellvertre-
tende Abteilungsleitung dieser Abteilung.

Die in den Ubergreifenden Diensten unterhalb der Sachgebietsleitungs-
ebene tatigen Beamtinnen und Beamten werden beurteilt von:

Erstbeurteilende oder Erstbeurteilender: Sachgebietsleitung,
Zweitbeurteilende oder Zweitbeurteilender: Behordenleitung.

Die Abteilungsleitungen, die arztliche Leitung des ZKH Kassel | sowie die
Sachgebietsleitungen der Ubergreifenden Dienste werden beurteilt von:

Erstbeurteilende oder Erstbeurteilender: stellvertretende
Behdordenleitung,

Zweitbeurteilende oder Zweitbeurteilender: Behordenleitung.
Die stellvertretende Behordenleitung wird beurteilt von:
Erstbeurteilende oder Erstbeurteilender: Behordenleitung,

Zweitbeurteilende oder Zweitbeurteilender: Leitung des Personalreferats
der Fachabteilung Justizvollzug
im Hessischen Ministerium der
Justiz und fur den Rechtsstaat.
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Die Leitung der Justizvollzugsanstalt (mit Ausnahme der Leitung der Ju-
gendarresteinrichtung) wird beurteilt von:

Erstbeurteilende oder Erstbeurteilender: Leitung des Personalreferats
der Fachabteilung Justizvollzug
im Hessischen Ministerium der
Justiz und fur den Rechtsstaat,

Zweitbeurteilende oder Zweitbeurteilender: Leitung der Fachabteilung
Justizvollzug im Hessischen Mi-
nisterium der Justiz und fur den
Rechtsstaat.

Il
H. B. Wagnitz-Seminar
— Dienstleistungszentrum fiir den hessischen Justizvollzug —

Die auf Sachgebiets- und Sachbearbeitungsebene (Anlage 3 zu § 2 der Ge-
meinsamen Geschaftsordnung Justizvollzug) tatigen Beamtinnen und Be-
amten werden beurteilt von:

Erstbeurteilende oder Erstbeurteilender: Abteilungsleitung,
Zweitbeurteilende oder Zweitbeurteilender: Behordenleitung.
Die Abteilungsleitungen werden beurteilt von:

Erstbeurteilende oder Erstbeurteilender: stellvertretende
Behdordenleitung,

Zweitbeurteilende oder Zweitbeurteilender: Behordenleitung.
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3. Die stellvertretende Behordenleitung wird beurteilt von:

Erstbeurteilende oder Erstbeurteilender:

Zweitbeurteilende oder Zweitbeurteilender:

4. Die Behordenleitung wird beurteilt von:

Erstbeurteilende oder Erstbeurteilender:

Zweitbeurteilende oder Zweitbeurteilender:

Sonstiges

Behdordenleitung,

Leitung des Personalreferats

der Fachabteilung Justizvollzug
im Hessischen Ministerium der
Justiz und fur den Rechtsstaat.

Leitung des Personalreferats
der Fachabteilung Justizvollzug
im Hessischen Ministerium der
Justiz und fur den Rechtsstaat,

Leitung der Fachabteilung
Justizvollzug im Hessischen Mi-
nisterium der Justiz und fur den
Rechtsstaat.

Hinsichtlich der von einer Justizvollzugsbehorde an die Stabsstelle NeDiS - Netzwerk
zur Deradikalisierung im Strafvollzug - oder an die Stabsstelle Kriminologischer Dienst

abgeordneten Beamtinnen und Beamten gilt:

Erstbeurteilende oder Erstbeurteilender: stellvertretende Behordenleitung,

Zweitbeurteilende oder Zweitbeurteilender:  Behdrdenleitung.
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Vertraulich behandeln

Anlage 4

HESSEN

Dienststelle

Beurteilungsbeitrag

Beurteilungszeitraum bis

Anlass

A. Personliche und dienstliche Daten
Name, Vorname Geburtsdatum
)
Amtsbezeichnung Besoldungsgruppe seit Grad der Behinderung
HBesG
Laufbahn(-zweig)
B. Tatigkeiten im Beurteilungszeitraum

von - bis Dienststelle

IArt der Tatigkeit und Funktion
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Zutreffendes bitte ankreuzen x

Leistungs- und Personlichkeitsbild

1. Merkmale der Leistungsbeurteilung

1.1 Arbeitsgute

1.2 Arbeitsweise

1.3 Umgang mit Gefangenen

1.4 Fihrungserfolg

Bitte ankreuzen, in welchem MaR die nachstehenden X
Leistungen und Befahigungen beurteilt werden
x
e c c
Q B [J]
5] S g c o
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15|14 |13 (12 (11|10 (9 |8 |7 |6 |5 |4 |3 |2 |1 0

Grad der Fehlerfreiheit, Sorgfalt, Vollstédndigkeit und Termingerechtigkeit der
Arbeit sowie der Brauchbarkeit und Qualitét der Leistungen

15 14 13 12 11 10 9 8

00000000 00000000
I:' kann nicht beurteilt werden, weil

Geordnete, planvolle, eigenstédndige, ergebnisorientierte und kostenbewusste
Arbeitsweise

DO00000000000000
I:' kann nicht beurteilt werden, weil

Situationsangemessenes Verhalten, Mitwirkung bei der Behandlung und
Versorgung, Distanz und Néhe, Vorbildfunktion

0000000000000000

I:' kann nicht beurteilt werden, weil

Partnerschaftliche Zusammenarbeit durch Information, Anleitung, Motivation und
Férderung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, Delegation, Koordination von
Tétigkeiten der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und eindeutige Zielsetzung,
Konfliktbereinigung, Durchfiihrung von Beurteilungsverfahren und
Personalgespréchen

000000 0000000000

I:' kann nicht beurteilt werden, weil
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Zutreffendes bitte ankreuzen x

Merkmale der Befahigungsbeurteilung

1. Allgemeine Befdahigung

1.1 Auffassungsgabe/
Geistige Beweglichkeit

1.2 Urteilsfahigkeit

1.3 Ausdrucksfahigkeit
muindlich

schriftlich

2. Kenntnisse und Fertigkeiten

Fachliches Kénnen

Bitte ankreuzen, in welchem MaR die nachstehenden X
Leistungen und Befahigungen beurteilt werden

Ubertreffen die
Anforderungen
Anforderungen
entsprechen
eingeschrankt den
Anforderungen
entsprechen nur
ansatzweise den
Anforderungen
entsprechen nicht den
Anforderungen

liegen im Spitzenbereich
entsprechen voll den

1

3
N
>

13 112 (11 |1

o
©
(o]
~
(o2}
(¢)]
S
w
N
-
o

Die Fahigkeit — auch neue — Sachverhalte und Zusammenhénge schnell und
richtig zu erfassen und das Wesentliche herauszufinden

000000000 000000

D kann nicht beurteilt werden, weil

Die Fahigkeit, Sachverhalte und Probleme folgerichtig zu durchdenken und zu
einem eigenen begriindeten Urteil zu kommen

D0D0000000000000

D kann nicht beurteilt werden, weil

Die Fahigkeit, Sachverhalte und Gedanken klar und leicht versténdlich
vorzutragen

Dooooo0000000000
D kann nicht beurteilt werden, weil

Die Féhigkeit, Sachverhalte und Gedanken sachgerecht und sprachlich
einwandfrei sowie auf die Empfdngerin oder den Empfdnger abgestellt zu
formulieren

0000000000000000

|:| kann nicht beurteilt werden, weil

Fachliches Kbénnen bezogen auf den konkreten Aufgabenbereich sowie
allgemein auf die Laufbahn oder den Laufbahnzweig

15 14

000000000 0000000

I:' kann nicht beurteilt werden, weil
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3. Sonstige Befahigung

3.1 Belastbarkeit

3.2 Pflichtbewusstsein/
Einsatzbereitschaft

3.3 Verantwortungsbewusstsein/

Verantwortungsbereitschaft

3.4 Initiative

3.5 Organisationsfahigkeit

Zutreffendes bitte ankreuzen x

Bitte ankreuzen, in welchem MaR die nachstehenden X
Leistungen und Beféhigungen beurteilt werden
- -
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Ausdauer und Energie, mit denen auftretende Schwierigkeiten sowie
ansteigender Arbeitsanfall bewéltigt werden

15 14

0000000 000000000
I:' kann nicht beurteilt werden, weil

Bereitschaft zu persénlichem Einsatz und Leistung

DO00000000000000
I:' kann nicht beurteilt werden, weil

Fahigkeit, sich (ber die Tragweite einer Entscheidung bewusst zu sein;
Bereitschaft, Verantwortung zu iibernehmen

0000000 000000000

I:' kann nicht beurteilt werden, weil

Die Fé&higkeit, von sich aus tétig zu werden, sich eigenstdndig mit seinen
Aufgaben auseinanderzusetzen

o000 00000000000
I:' kann nicht beurteilt werden, weil

Féhigkeit zu vorausschauender und planvoller Aufgabenerledigung

00000000000 00000

I:‘ kann nicht beurteilt werden, weil
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4. Soziale Kompetenz

4.1 Soziales Verhalten

4.2 Verhandlungsgeschick/
Fahigkeit sich durchzusetzen

4.3 Zusammenarbeit

5. Interkulturelle Kompetenz

Zutreffendes bitte ankreuzen x

Bitte ankreuzen, in welchem MaR die nachstehenden
Leistungen und Beféhigungen beurteilt werden X
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Art und Weise des Umganges mit Publikum, Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern,

Kolleginnen und Kollegen, Vorgesetzten sowie Externen

15 14 13 12 11 10 9 8 7 6 5 4 3 2 1 0
OJO0ddodoodonodonod
I:' kann nicht beurteilt werden. weil

Féhigkeit, durch geeignete  Gesprachsfiihrung und  Sachbehandlung,
Einfiihlungsvermégen gegentiber Gespréchspartnerinnen und
Gesprédchspartnern ein bestimmtes Gesprédchsziel zu erreichen und getroffene
Entscheidungen zu vertreten

14 13 12 11 10 9

OoooooDooooooooog

I:' kann nicht beurteilt werden, weil

Féhigkeit und Bereitschaft, Teamarbeit zu leisten, zu informieren, zu beraten und
Erfahrungen auszutauschen

14 13 12 11 10

ulnluls]siu|s]s|s]sls]s]=lula]s
I:‘ kann nicht beurteilt werden, weil

Fahigkeit, die Anliegen von Menschen mit Migrationshintergrund oder
Migrationsgeschichte im Sinne des § 3 Abs. 1 und 2 des Hessischen
Integrations- und Teilhabegesetzes im Verwaltungshandeln zu beriicksichtigen
und in interkulturellen Begegnungssituationen angemessen zu kommunizieren

15 14

000000 00o0ooooon

I:‘ kann nicht beurteilt werden, weil



Erganzende Bemerkungen - siehe Sechster Abschnitt Nr. 3 der Beurteilungsrichtlinien -
(z. B. Spezialkenntnisse, Verwendungsvielfalt, Erfillung von Zielvereinbarungen)

IV. Zusammenfassung und Gesamturteil:

V.

Eignung fir das nachsthéhere Amt:

|:| sehr gut geeignet

|:| gut geeignet

geeignet

|:| (noch) nicht geeignet
|:| kann nicht beurteilt werden (zwingendes Begriindungerfordernis)

Gegebenenfalls Begriindung:
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VI. Eignung fur Leitungs- und Fuhrungsaufgaben (optional):

|:| sehr gut geeignet

|:| gut geeignet
|:| geeignet

|:| (noch) nicht geeignet
|:| kann nicht beurteilt werden

Gegebenenfalls Begriindung:

Unterschrift der oder des Beurteilenden

Ort, Datum Unterschrift (in Druckbuchstaben wiederholen), Amts-/Dienstbezeichr

, den

Nicht zur Eroffnung bestimmt!

Bitte den Beurteilungsbeitrag an die Geschaftsleitung weiterleiten.
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Statusamtsbezogene besondere Gewichtung der Einzelmerkmale

Anlage 5

/Allgemeiner Vollzugsdienst im

mittleren Justizdienst A11 |A10 [A9Z | A9 A8 A7
Arbeitsglte X X

Arbeitsweise X X

Umgang mit Gefangenen X X X X
FUhrungserfolg X

Auffassungsgabe/geistige Beweglichkeit X X

Urteilsfahigkeit

mindliche Ausdrucksfahigkeit X X

schriftliche Ausdrucksfahigkeit X X

fachliches Kénnen X X X X

Belastbarkeit X X X X X X
Pflichtbewusstsein/Einsatzbereitschaft X X X X X X
Verantwortungsbewusstsein/-Bereitschaft X X X X X
Initiative X

Organisationsfahigkeit X X X X

soziales Verhalten X X X
\Verhandlungsgeschick, Fahigkeit sich

durchzusetzen X X X X X X
Zusammenarbeit X X X X
interkulturelle Kompetenz X X X
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Vollzugs- und Verwaltungsdienst

im mittleren Justizdienst A11 |A10 [A9Z| A9 | A8 | A7 | A6
Arbeitsgute X X X X X X X
Arbeitsweise X X X X X

Umgang mit Gefangenen

Flhrungserfolg X

IAuffassungsgabe/geistige Beweglichkeit | x X X X

Urteilsfahigkeit X X X

mundliche Ausdrucksfahigkeit X X X X

schriftliche Ausdrucksfahigkeit X X X X X X X
fachliches Kénnen X X X X X

Belastbarkeit X X
Pflichtbewusstsein/Einsatzbereitschaft X X X X X X X
\Verantwortungsbewusstsein/-

Bereitschaft

Initiative X X X X X
Organisationsfahigkeit X X X X X

soziales Verhalten

Verhandlungsgeschick, Fahigkeit sich

durchzusetzen X X X

Zusammenarbeit X X X X X X X

interkulturelle Kompetenz
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Werkdienst bei den Justizvollzugs-

anstalten im mittleren Justizdienst A11 | A10 [A9Z | A9 A8 A7
Arbeitsglte X X X X X X
Arbeitsweise X X X X X X
Umgang mit Gefangenen X X X X X X
Flhrungserfolg

Auffassungsgabe/geistige Beweglichkeit

Urteilsfahigkeit

mundliche Ausdrucksfahigkeit

schriftliche Ausdrucksfahigkeit X X

fachliches Kénnen X X X X X X
Belastbarkeit

Pflichtbewusstsein/Einsatzbereitschaft X X X X X X
\Verantwortungsbewusstsein/-Bereitschaft X X X

Initiative X X X X
Organisationsfahigkeit X X X X X
soziales Verhalten

\Verhandlungsgeschick, Fahigkeit sich

durchzusetzen X X X X
Zusammenarbeit X X

interkulturelle Kompetenz X X X X
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Vollzugs- und Verwaltungsdienst

im gehobenen Justizdienst A13 |A12 |A11 | A10 | A9
Arbeitsgute X X X X
Arbeitsweise X X X X
Umgang mit Gefangenen

Fuhrungserfolg X X X
Auffassungsgabe/geistige Beweglichkeit X X X X X
Urteilsfahigkeit X X X X X
mundliche Ausdrucksfahigkeit X X X X
schriftliche Ausdrucksfahigkeit X X X X X
fachliches Kénnen X X X

Belastbarkeit X
Pflichtbewusstsein/Einsatzbereitschaft X X X
\Verantwortungsbewusstsein/-Bereitschaft X X

Initiative X X

Organisationsfahigkeit X X X X
soziales Verhalten X X X X
\Verhandlungsgeschick, Fahigkeit sich

durchzusetzen X

Zusammenarbeit X X

interkulturelle Kompetenz
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Krankenpflegedienst im

mittleren Justizdienst A10Z |A9Z | A9 A8 |A7Z | A7
Arbeitsgute X X X X X X
Arbeitsweise X X X X X X
Umgang mit Gefangenen X X X X X
Flhrungserfolg X X

Auffassungsgabe/geistige Beweglichkeit

Urteilsfahigkeit X X

mundliche Ausdrucksfahigkeit

schriftliche Ausdrucksfahigkeit X

fachliches Kénnen X X X X X X
Belastbarkeit

Pflichtbewusstsein/Einsatzbereitschaft X X X X X X
\Verantwortungsbewusstsein/-Bereitschaft X X X

Initiative X X X X
Organisationsfahigkeit X X X X X
soziales Verhalten

Verhandlungsgeschick, Fahigkeit sich

durchzusetzen X X X X
Zusammenarbeit X X

interkulturelle Kompetenz X X X X
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Hoherer Justizdienst A16Z | A16 | A15 | A14 | A13
Arbeitsgute X X
Arbeitsweise

Umgang mit Gefangenen

Fuhrungserfolg X X X X X
Auffassungsgabe/geistige Beweglichkeit X X X X X
Urteilsfahigkeit X X X
mundliche Ausdrucksfahigkeit X X X X
schriftliche Ausdrucksfahigkeit

fachliches Kénnen

Belastbarkeit X X X X X
Pflichtbewusstsein/Einsatzbereitschaft X X X
\Verantwortungsbewusstsein/-Bereitschaft X X X

Initiative X X
Organisationsfahigkeit

soziales Verhalten X X X X X
\Verhandlungsgeschick, Fahigkeit sich

durchzusetzen X X X

Zusammenarbeit

interkulturelle Kompetenz
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Hoherer medizinischer Dienst A 16 A 15 A14
Arbeitsgute

Arbeitsweise

Umgang mit Gefangenen X X X
Fuhrungserfolg

Auffassungsgabe/geistige Beweglichkeit X X X
Urteilsfahigkeit X X X
mundliche Ausdrucksfahigkeit

schriftliche Ausdrucksfahigkeit

fachliches Kénnen X

Belastbarkeit X X X
Pflichtbewusstsein/Einsatzbereitschaft
\Verantwortungsbewusstsein/-Bereitschaft X X X
Initiative X X X
Organisationsfahigkeit X X

soziales Verhalten X

\Verhandlungsgeschick, Fahigkeit sich

durchzusetzen

Zusammenarbeit

interkulturelle Kompetenz
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Gehobener sozialer Dienst A13 |A12 |A11 | A10 | A9
Arbeitsgute X X X X X
Arbeitsweise X X X X
Umgang mit Gefangenen X X X X
Flhrungserfolg X

Auffassungsgabe/geistige Beweglichkeit X

Urteilsfahigkeit X X

mundliche Ausdrucksfahigkeit X X X X X
schriftliche Ausdrucksfahigkeit X X X

fachliches Kénnen X

Belastbarkeit X
Pflichtbewusstsein/Einsatzbereitschaft X X
\Verantwortungsbewusstsein/-Bereitschaft

Initiative X X X X X
Organisationsfahigkeit X X X
soziales Verhalten X X X X X
\Verhandlungsgeschick, Fahigkeit sich

durchzusetzen

Zusammenarbeit X X X X
interkulturelle Kompetenz X X X X
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Hoherer sozialer Dienst A16 | A15 | A14 | A13
Arbeitsgute X X X
Arbeitsweise X X X
Umgang mit Gefangenen X X X
Fuhrungserfolg X
Auffassungsgabe/geistige Beweglichkeit X X

Urteilsfahigkeit X X X
mundliche Ausdrucksfahigkeit X X X X
schriftliche Ausdrucksfahigkeit X X
fachliches Kénnen X X X
Belastbarkeit X
Pflichtbewusstsein/Einsatzbereitschaft X
\Verantwortungsbewusstsein/-Bereitschaft X

Initiative

Organisationsfahigkeit X

soziales Verhalten X X X X
\Verhandlungsgeschick, Fahigkeit sich

durchzusetzen X

Zusammenarbeit X X X

interkulturelle Kompetenz
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Bekanntmachungen

Bekanntmachung der Notarkammer Kassel

Die Kammerversammlung der Notarkammer Kassel hat am 1. November 2024 nach-
stehende Beitragsordnung beschlossen:

BEITRAGSORDNUNG
der Notarkammer Kassel fiir das Jahr 2025

§1
Jedes Mitglied der Notarkammer zahlt einen Jahresbeitrag von
3.133,00 €.
Dieser setzt sich aus dem

Beitrag zur Notarkammer Kassel, dem Beitrag zur Bundesnotarkammer, dem Beitrag
zum Notarinstitut, dem Beitrag zur Konferenz der Notarkammern des Anwaltsnotariats,
der Pramie zur Gruppenanschlussversicherung, der Pramie zur Vertrauensschaden-
versicherung, dem Beitrag zum Notarversicherungsfonds sowie dem Beitrag zur
DNotZ sowie dem Beitrag zu den laufenden Kosten des Urkundenarchivs in Siegen
zusammen.

Der Jahresbeitrag ist am 1. Februar 2025 fallig.
§2

Jede(r) im Vorjahr neu bestellte Notar(in) ist verpflichtet, zusatzlich zu den laufenden
Beitragen einen Einmalbetrag von 767,00 € zu zahlen, der dem Notarversicherungs-
fonds zugefuhrt wird.

Der Betrag ist fallig.

Das Prasidium wird ermachtigt, auf Antrag Stundung oder Teilzahlung dieses Betrages
zu gewahren, langstens auf die Dauer von 12 Monaten.

Die Notarkammer kann gegen diejenigen Kammermitglieder einen Zusatzbeitrag fest-
setzen, gegen die eine nicht mehr anfechtbare Disziplinarmal3nahme verhangt worden
ist, weil sie durch vorsatzliche Amtspflichtverletzung fremde Gelder oder andere Ver-
mogenswerte geschadigt oder gefahrdet haben. Der Zusatzbeitrag kann vom Vorstand
bis zur Héhe der Zusatzpramie festgesetzt werden, die von der Notarkammer in diesen
Fallen an die Vertrauensschadenversicherung zu leisten ist.

Fir ihren durch die Bearbeitung eines Vertrauensschadenfalles im Sinne des § 2
Abs. 4 verursachten Geschaftsaufwand kann die Notarkammer gegen das
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Kammermitglied, das den Schadensfall durch wissentliche Pflichtverletzung verur-
sacht hat, einen Ausgleichsbetrag bis zu 2.500,00 € festsetzen.

Ist die Notariatsverwaltung oder Notarvertretung durch wissentliche Pflichtverletzung
eines Notarkammermitgliedes verursacht, kann die Notarkammer gegen dieses Kam-
mermitglied einen Ausgleichsbetrag festsetzen in Hohe der dem Notarverwalter/Notar-
vertreter zu zahlenden Vergutung sowie zusatzlich einen Ausgleichsbetrag bis zu
2.500,00 € fur den durch die Bearbeitung verursachten Geschaftsaufwand der Notar-
kammer.

§3

Die wahrend des Geschaftsjahres (1. Januar — 31. Dezember 2025) bestellten oder
entlassenen bzw. geloschten Notarinnen/Notare entrichten den Beitrag zur Notarkam-
mer (802,10 €) anteilig.

Die Beitragspflicht beginnt mit dem ersten des auf die Bestellung folgenden Monats
und endet mit dem Ablauf des Monats, in dem das Amt erlischt (§ 47 BNotO).

§4

Geht der Jahresbeitrag nicht innerhalb eines Monats nach Falligkeit ein, wird ein Zu-
schlag von 10,00 € je Mahnung erhoben. Bleibt eine Mahnung erfolglos, so wird der
geschuldete Betrag nach § 73 BNotO eingezogen.

Notarkammer Kassel

(Dr. Ricke)
Prasident
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Bekanntmachungen der Rechtsanwaltskammer Frankfurt am Main

Geschaftsordnung
der Rechtsanwaltskammer Frankfurt am Main

beschlossen in der Kammerversammlung vom 12. Juli 1969 zuletzt geandert durch
Beschluss der Kammerversammlung vom 4. November 2024 auf Grundlage von § 89
Abs. 2 Nr. 1 BRAO'

. Geschaftsjahr

Das Geschaftsjahr und das Rechnungsjahr ist das Kalenderjahr.

Il Kammerversammlung
1. Ordentliche Kammerversammlung

In jedem Geschaftsjahr findet eine ordentliche Kammerversammlung statt. Die
ordentliche Kammerversammlung soll nach Mdglichkeit im November eines je-
den Jahres, spatestens aber bis 28. Februar des nachsten Jahres stattfinden.

Die Kammerversammlung soll am Sitz der Rechtsanwaltskammer stattfinden.
Auf Beschluss des Vorstandes kann sie an einem anderen Ort des Kammerbe-
zirks abgehalten werden.

Der Prasident beruft die Kammerversammlung schriftlich, Uber das besondere
elektronische Anwaltspostfach (beA) oder durch offentliche Einladung in den
Kammermitteilungen (Kammer Aktuell) mit einer Frist von mindestens 4 Wochen
unter Angabe der Tagesordnung ein. Die Frist beginnt am 3. Tag nach Absen-
dung der Einladung. Er kindigt den Termin der Kammerversammlung in dersel-
ben Form oder auf der Homepage der Rechtsanwaltskammer spatestens drei
Monate vor dem Termin der Kammerversammlung an.

Der Prasident setzt die Tagesordnung der Kammerversammlung fest. Vor-
schlage fur die Aufnahme bestimmter Gegenstande in die Tagesordnung der
nachsten Kammerversammlung sind bis spatestens zwei Monate vor der Ver-
sammlung schriftlich anzuzeigen. Von mindestens 20 Mitgliedern unterzeichnete
Vorschlage mussen, andere kdnnen in die Tagesordnung aufgenommen werden.

Die Kammerversammlungen sind nicht 6ffentlich. Den Angestellten der Rechts-
anwaltskammer kann der Versammlungsleiter die Anwesenheit gestatten. Aulder-
dem kann der Versammlungsleiter die Anwesenheit von Gasten zulassen, wenn
die Kammerversammlung nicht widerspricht.

2. AuBerordentliche Kammerversammlung

Aulerordentliche Kammerversammlungen sind einzuberufen, wenn der Vor-
stand es beschlie3t oder wenn 5 % der Mitglieder (Stand 31. Dezember des ver-
gangenen Jahres) es gemal} § 85 Abs. 2 BRAO unter Angabe der zu behandeln-
den Gegenstande schriftlich beantragen.
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Im Ubrigen gelten fir die auRerordentlichen Kammerversammilungen die Vor-
schriften fur die ordentliche Kammerversammlung mit Ausnahme von |l 1. ¢) Satz
3 und Il 1. d) Satz 2 und 3 sowie mit der Maldgabe, dass die Einladungsfrist auf
zwei Wochen verkurzt werden kann.

3. Durchfiihrung der Kammerversammliung

Die Kammerversammlung ist beschlussunfahig, wenn weniger als 50 Kammer-
mitglieder anwesend sind und die Beschlussunfahigkeit in der Versammlung ge-
rugt wird. In diesem Fall ist eine neue Kammerversammlung einzuberufen, bei
der die Einladungsfrist auf eine Woche abgekurzt werden kann; diese Versamm-
lung ist dann ohne Rucksicht auf die Zahl der Erschienenen beschlussfahig,
wenn in der Einladung darauf hingewiesen wird.

Die Mitglieder kénnen ihr Stimmrecht nur persénlich ausiben. Jeder Teilnehmer
hat den Nachweis seiner Kammerzugehorigkeit zu fuhren und ist in die Anwe-
senheitsliste einzutragen.

Der Prasident, im Falle seiner Verhinderung das nach Lebensjahren alteste an-
wesende Mitglied des Prasidiums, im Falle der Verhinderung des gesamten Pra-
sidiums das an Lebensjahren alteste anwesende Mitglied des Vorstands, fuhrt
den Vorsitz in der Kammerversammlung.

Beschlisse konnen nur Uber Punkte der Tagesordnung gefasst werden.

Der Vorsitzende leitet die Versammlung. Er erteilt und entzieht das Wort und
kann einen Redner zur Ordnung rufen. Gegen die Entziehung des Wortes steht
dem Betroffenen der sofortige Einspruch an die Kammerversammlung zu, die
daruber anschliel3end ohne Erorterung beschlief3t.

Zur Geschaftsordnung ist das Wort jederzeit zu erteilen. Die Kammerversamm-
lung kann jederzeit auf Antrag eines Mitgliedes den Schluss der Aussprache Uber
einen Gegenstand beschlielen. In diesem Fall erhalten nur noch der Antragstel-
ler und ein etwaiger Berichterstatter das Wort.

Nach Schluss der Aussprache stellt der Vorsitzende den Tagesordnungspunkt
zur Abstimmung, gegebenenfalls samtliche dazu gestellte Antrage. Uber die Rei-
henfolge der zur Abstimmung gestellten Antrage entscheidet der Vorsitzende.
Vor der Abstimmung ist der schriftlich niedergelegte, vom Antragsteller unter-
zeichnete Antrag vom Vorsitzenden zu verlesen, wenn die Kammerversammlung
hierauf nicht verzichtet.

Die Abstimmung erfolgt durch Handaufheben. Auf Antrag hat die Abstimmung
schriftlich und geheim stattzufinden, wenn mindestens ein Drittel der anwesen-
den Kammermitglieder diesem Antrag zustimmt. Beschlisse der Kammerver-
sammlung werden mit einfacher Stimmenmehrheit (50 % + 1 der abgegebenen
— nicht der anwesenden — Stimmen) gefasst, soweit nicht das Gesetz oder diese
Geschaftsordnung eine andere Mehrheit vorsehen. Stimmenthaltungen zahlen
nicht als Stimmabgabe.

Das Abstimmungsergebnis wird von dem Vorsitzenden festgestellt. Der Vorsit-
zende kann Stimmzahler bestellen.
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Uber den Verlauf der Kammerversammlung, insbesondere tber die in ihr gefass-
ten Beschlusse, ist ein Protokoll anzufertigen, das von dem Vorsitzenden und
dem Schriftflhrer zu unterschreiben ist. Ist der SchriftfUhrer verhindert, wird er
durch das an Lebensjahren jungste anwesende Mitglied des Prasidiums vertre-
ten.

M. Zusammensetzung und Wahl des Vorstands

Der Vorstand besteht aus 37 Mitgliedern. Die Kammerversammlung kann eine
andere Zahl der Vorstandsmitglieder festsetzen. Solange der Vorstand aus
37 Mitgliedern besteht, gehoren

6 Mitglieder dem Landgerichtsbezirk Darmstadt, 4 Mitglieder dem Landgerichts-
bezirk Wiesbaden, 3 Mitglieder dem Landgerichtsbezirk Gielden,

je 2 Mitglieder den Landgerichtsbezirken Hanau und Limburg, und 20 Mitglieder
dem Landgerichtsbezirk Frankfurt am Main an.

Die Verlegung des Hauptkanzleisitzes innerhalb des Kammerbezirks wahrend
der Wahlperiode ist unbeachtlich.

Stellen sich in einem Landgerichtsbezirk nicht so viele Kandidaten zur Wahl, wie
in Abschnitt Ill. 1., Abs. 1 Vorstandsmitglieder vorgesehen sind, ricken die bei
der entsprechenden Wahl nicht gewahlten Kandidaten aus anderen Landge-
richtsbezirken mit der hochsten Stimmenzahl nach der Reihenfolge der erhalte-
nen Stimmen nach; bei gleicher Stimmenzahl entscheidet das Los. Trifft der Fall
in mehreren Landgerichtsbezirken zu, entscheidet das Los, in welchen Bezirk
nachgeruckt wird.

Bei einer Anderung der Zahl der Vorstandsmitglieder oder der Landgerichtsbe-
zirke ist darauf Bedacht zu nehmen, dass ein angemessenes Verhaltnis hinsicht-
lich der Vertretung der einzelnen Landgerichtsbezirke gewahrt wird. Jeder Land-
gerichtsbezirk soll mit mindestens zwei Vorstandsmitgliedern vertreten sein.

Die Wahl des Vorstands erfolgt nach der ,Wahlordnung der Rechtsanwaltskam-
mer Frankfurt am Main“ in der jeweils gultigen Fassung.

Scheidet ein Mitglied des Vorstandes vorzeitig aus, so wird es flr den Rest seiner
Amtszeit durch das Nachricken des mit der hochsten Stimmenzahl bei der letz-
ten Wahl nicht gewahlten Bewerbers aus dem entsprechenden Landgerichtsbe-
zirk hilfsweise aus einem anderen Landgerichtsbezirk nach Maligabe von Ab-
schnitt lll. 1., Abs. 3 ersetzt, der dort noch seinen Kanzleisitz hat. Gibt es keinen
Bewerber nach S.1, so entscheidet der Vorstand, ob eine Nachwahl stattfindet.
§ 69 Abs.3 BRAO bleibt unberuhrt.

IV. Haushalt und Rechnungsprifung

Die Abrechnung des Vorstandes Uber die Einnahmen und Ausgaben der Kammer, so-
wie Uber die Verwaltung des Vermdgens wird durch zwei Rechnungsprifer vorgepruft,
die die Kammerversammlung — zugleich mit Vertretern fur den Fall der Verhinderung
— jeweils fur das laufende Geschaftsjahr wahit.
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Der Bericht der Prufer wird der Kammerversammlung zwecks Beschlussfassung ge-
maf § 89 Abs. 2 Ziff. 6 BRAO erstattet.

Wenn die Kammerversammlung bis zum Ende des Geschaftsjahres nicht stattfindet,
ist der Schatzmeister ermachtigt, bis zur Feststellung des Haushaltsplans durch die
Kammerversammlung die notwendigen Ausgaben bis zur Hohe der fur das Vorjahr
bewilligten Mittel zu leisten und dabei notfalls das Vermogen der Kammer anzugreifen.

V. Bildung von Abteilungen

Der Vorstand ist berechtigt, gemal § 77 BRAO Abteilungen zur selbststandigen Fuh-
rung von Vorstandsgeschaften zu bilden.

VL. Einsichtnahme in Protokolle

Jedes Kammermitglied ist berechtigt, die Protokolle Uber die Kammerversammlungen
auf der Geschaftsstelle der Kammer einzusehen.

VIl. Inkrafttreten der Geschaftsordnung

Diese Geschaftsordnung tritt am Tage nach der Beschlussfassung in der Kammerver-
sammlung in Kraft und wird im Justizministerialblatt fur Hessen und in den Kammer-
mitteilungen (Kammer Aktuell) veréffentlicht.

VIIL.

Beschllsse der Kammerversammlung werden in den Kammermitteilungen (Kammer
Aktuell) veroffentlicht.

Frankfurt am Main, den 3. Dezember 2024
gez. Dr. Griem

Prasident der
Rechtsanwaltskammer Frankfurt am Main

1) Aus Griinden der besseren Lesbarkeit wird auf die gleichzeitige Verwendung mannlicher und weibli-
cher Sprachformen verzichtet. Sdmtliche Personenbezeichnungen gelten gleichwohl fir beiderlei Ge-
schlecht.

Beitrags- und Gebiihrenordnung 2025
der Rechtsanwaltskammer Frankfurt am Main
beschlossen in der Kammerversammlung vom 4. November 2024
a) Der von jedem Mitglied zu zahlende Beitrag fir das Geschaftsjahr 2025 betragt:
- 260,00 Euro (Regelbeitrag),
fur Mitglieder (naturliche Personen),

- die ihre Erstzulassung beantragen, auf Antrag fur das Jahr der Zulassung
sowie flUr die beiden Folgejahre 200,00 Euro;
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- deren Erwerbstatigkeit aufgrund der Geburt eines Kindes nicht unerheblich
eingeschrankt ist, auf Antrag und flr langstens drei Jahre ab Geburt
150,00 Euro,
der Antrag ist im Jahr der Geburt unverzuglich unter Beifiigung einer Kopie
der Geburtsurkunde sowie jeweils in den beiden Folgejahren neu zu stellen;

- die der Rechtsanwaltskammer Frankfurt am Main mindestens 10 Jahre an-
gehoren und vor Beginn des Geschaftsjahres das 70. Lebensjahr vollendet
haben, auf Antrag 200,00 Euro;

- die eine Berufsunfahigkeitsrente erhalten auf Antrag unter Beifugung einer
Kopie des BU-Rentenbescheides 100,00 Euro.

Ein Antrag nach Satz 1 ist bis zum 30. April 2025 (Ausschlussfrist) formlos zu
stellen. Eine Reduzierung des Beitrags ist nicht gleichzeitig fir mehrere der vor-
genannten Reduzierungsgrunde moglich.

Zusatzlich zum Beitrag ist von jedem Mitglied, das zum 01. Januar 2025 der
Rechtsanwaltskammer Frankfurt am Main angehort, die von der Rechtsanwalts-
kammer Frankfurt am Main an die Bundesrechtsanwaltskammer fir das beson-
dere elektronische Anwaltspostfach zu zahlende beA-Umlage in HOhe von
74,00 Euro fur das Geschaftsjahr 2025 zu zahlen.

Der Beitrag sowie die beA-Umlage sind bis spatestens 31. Marz 2025 zu zahlen.
Sollte die Zahlung bis spatestens 30. April 2025 nicht oder nicht vollstandig ein-
gegangen sein, wird ein Saumniszuschlag in Héhe von 30,00 Euro erhoben.

Wahrend des Geschaftsjahres neu zugelassene oder ausscheidende Mitglieder
entrichten den Beitrag anteilig. Dies gilt nicht fur die beA-Umlage. Die Beitrags-
pflicht fir die neu zugelassenen Mitglieder besteht von dem 1. des auf die Zulas-
sung folgenden Monats an, fur die ausgeschiedenen Mitglieder bis zum Ende des
Monats, in dem die Léschung erfolgt. Der anteilig zu entrichtende Jahresbeitrag
belauft sich auf 1/12 pro vollendetem Kalendermonat. Wird der anteilig zu ent-
richtendem Mitgliedsbeitrag der neu zugelassenen Mitglieder im Jahr der Zulas-
sung nicht gezahlt, fallt ab dem 01.01. des Folgejahres ein Sdumniszuschlag in
Hohe von 30,00 Euro an.

Der Schatzmeister kann in besonderen Fallen auf Antrag im Einzelfall nach billi-
gem Ermessen den von der Kammerversammlung beschlossenen Beitrag sowie
die beA Umlage ganz oder teilweise langsten falls bis zum Ende des Beitrags-
jahres stunden. Der Antrag ist unter Vorlage entsprechender Einkommensnach-
weise schriftlich an den Schatzmeister der Rechtsanwaltskammer Frankfurt am
Main bis spatestens zum 30. April 2025 (Ausschlussfrist) zu stellen und zu be-
grunden. Sollten die Grinde erst spater auftreten, ist der Antrag unverzuglich zu
stellen. Ein Erlass des Kammerbeitrages und der beA-Umlage ist nicht maglich.

Fir die Bearbeitung von Antragen auf Gestattung von Fachanwaltsbezeichnun-
gen ist mit Antragstellung eine Gebuhr von 350,00 Euro zu zahlen.

Fir die Bearbeitung von Antragen auf Erteilung oder Verlangerung eines Amtli-
chen Prifsiegels der Rechtsanwaltskammer Frankfurt am Main und/oder des

103



Fortbildungszertifikates der Bundesrechtsanwaltskammer ist mit Antragstellung
eine Gebuhr von 75,00 Euro zu zahlen.

Fur die Aufnahme in die Liste der Mediatorinnen und Mediatoren der Mediations-
stelle fir das Bauwesen ist mit Antragstellung eine Gebuhr von 150,00 Euro zu
zahlen.

Im Rigeverfahren wird von dem betroffenen Mitglied, gegen das eine Rlge ver-
hangt worden ist, fur das Aufsichtsverfahren mit Bestandskraft des Bescheides
eine Gebuhr von 150,00 Euro erhoben.

Im Falle eines Einspruchs gegen die Ruge wird darUber hinaus, sollte der Ein-
spruch zurtickgewiesen werden, mit Bestandskraft des Bescheides eine weitere
Gebuhr von 150,00 Euro erhoben.

Sofern die Ausfertigung einer Zahlungsaufforderung gem. § 84 BRAO zur Einlei-
tung der Zwangsvollstreckung erfolgen muss, wird eine Gebuhr in Hohe von
45,00 Euro erhoben.

Die Hohe der Gebuhren fur den Zulassungsbereich und die Bestellung eines Ver-
treters werden wie folgt festgesetzt:

Zulassung Einzelmitglied 220,00 €
Aufnahme nach Kammerwechsel 100,00 €
Zulassung als Syndikusrechtsanwalt 300,00 €
Erstreckung der Zulassung als Syndikusrechtsanwalt auf

ein weiteres Arbeitsverhaltnis oder eine geanderte Tatigkeit 300,00 €
Aufnahme bzw. Zulassung eines auslandischen Mitglieds 220,00 €
Feststellung einer unwesentlichen Tatigkeitsanderung 300,00 €
Vollintegration 220,00 €

Rucknahme des Antrags auf Zulassung/Versagung durch RAK 130,00 €

Zulassung Berufsausubungsgesellschaft 700,00 €
Zweigstelle einer Berufsausubungsgesellschaft 250,00 €
Sitzverlegung einer Berufsaustibungsgesellschaft 200,00 €

Rucknahme des Antrags auf Zulassung
Berufsausubungsgesellschaft/Versagung durch RAK 250,00 €

Vertreterbestellung 25,00 €

Die Gebuhr ist mit Antragstellung fallig.
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Hinweis
Amtliches Verzeichnis hessischer Verwaltungsvorschriften
- Neues Gilltigkeitsverzeichnis 2025 -

Das ,Amtliche Verzeichnis hessischer Verwaltungsvorschriften — Gultigkeitsverzeich-
nis —* erscheint am 17. Februar 2025 in 55. Auflage.

Das Gultigkeitsverzeichnis weist entsprechend dem Auftrag des Leitfadens flr das
Vorschriften-Controlling vom 11. Dezember 2017 (StAnz. 2018 S. 2) die Fundstellen
der am 1. Januar 2025 geltenden Verwaltungsvorschriften aus, soweit sie bis zum
31. Dezember 2024 in einem der drei Amtsblatter veroffentlicht sind und der Erlass-
bereinigung unterliegen. Das Verzeichnis ist nach der Systematik des elektronisch ge-
fuhrten FortfUhrungsnachweises (FFN) nach Sachgebieten und innerhalb der Sachge-
biete chronologisch gegliedert; eine zusatzliche Zugriffsmoglichkeit bietet das ausfuhr-
liche Sachregister. Zusammen mit den im Laufe des Jahres 2025 erscheinenden
Amtsblattern ermoglicht somit das Gultigkeitsverzeichnis einen schnellen und zuver-
lassigen Zugang zu den veroffentlichten Verwaltungsvorschriften der Ressorts.

Das Gultigkeitsverzeichnis wird als Beilage zum Staatsanzeiger fir das Land Hessen
herausgegeben. Die Abonnenten des Staatsanzeigers erhalten das Gultigkeitsver-
zeichnis ohne gesonderte Bestellung im Rahmen der Bezugsbedingungen ohne zu-
satzliche Berechnung. Bezieher des Staatsanzeigers werden daher gebeten, das aus-
gelieferte Verzeichnis auf alle Falle zu behalten; Portokosten fur Ricksendungen Uber-
nimmt der Verlag nicht.

Neben der Abonnementsbelieferung kann das Gultigkeitsverzeichnis auch weiterhin
als Einzelexemplar bezogen werden; der Bezugspreis betragt zuzuglich Versandkos-
ten und Mehrwertsteuer 13 Euro. Bestellungen sind unmittelbar an Wolters Kluwer
Deutschland GmbH, Kundenservice, Wolters-Kluwer-Stral3e 1, 50354 Hurth, Telefon
(02233) 3760 — 7201, E-Mail: info-wkd@wolterskluwer.com, zu richten.
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Stellenausschreibungen

Es wird Bewerbungen entgegengesehen um die Stellen fur:

Ordentliche Gerichtsbarkeit

1.

eine Richterin oder einen Richter am Oberlandesgericht (R 2)
bei dem Oberlandesgericht Frankfurt am Main

Die vorzulegenden dienstlichen Beurteilungen haben sich an dem im JMBI. vom
1. Dezember 2022 verdffentlichten Anforderungsprofil (S. 675 ff. Anlage 1
Nr. 2.2) auszurichten.

eine Vorsitzende Richterin oder einen Vorsitzenden Richter am Landgericht
(R2)
bei dem Landgericht Fulda

Die vorzulegenden dienstlichen Beurteilungen haben sich an dem im JMBI. vom
1. Dezember 2022 verdffentlichten Anforderungsprofil (S. 675 ff. Anlage 1
Nr. 2.3) auszurichten.

eine Vorsitzende Richterin oder einen Vorsitzenden Richter am Landgericht
(R2)
bei dem Landgericht Giel3en

Die vorzulegenden dienstlichen Beurteilungen haben sich an dem im JMBI. vom
1. Dezember 2022 verdffentlichten Anforderungsprofil (S. 675 ff. Anlage 1
Nr. 2.3) auszurichten.

eine Richterin am Amtsgericht als weitere aufsichtfiihrende Richterin oder einen
Richter am Amtsgericht als weiterer aufsichtfUhrender Richter (R 2)
bei dem Amtsgericht Kassel

Die vorzulegenden dienstlichen Beurteilungen haben sich an dem im JMBI. vom
1. Dezember 2022 verdffentlichten Anforderungsprofil (S. 675 ff. Anlage 1
Nr. 2.1) auszurichten.

Staatsanwaltschaften

5.

eine Oberstaatsanwaltin als Abteilungsleiterin bei einer Staatsanwaltschaft oder
einen Oberstaatsanwalt als Abteilungsleiter bei einer Staatsanwaltschaft (R 2)
bei der Staatsanwaltschaft Frankfurt am Main

Die Stellenbesetzung setzt die Bereitschaft zu einer Abordnung an die Amtsan-
waltschaft Frankfurt am Main voraus.

Die vorzulegenden dienstlichen Beurteilungen haben sich an dem im JMBI. vom
1. Dezember 2022 verdffentlichten Anforderungsprofil (S. 675 ff. Anlage 1
Nr. 2.7) auszurichten.
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Verwaltungsgerichtsbarkeit

6. eine Richterin oder einen Richter am Hessischen Verwaltungsgerichtshof (R 2)
bei dem Hessischen Verwaltungsgerichtshof in Kassel

Das Auswahlverfahren wird auf Versetzungsbewerberinnen und -bewerber be-
schrankt.

Ausgeschriebene Stellen kdnnen auch in Teilzeit besetzt werden.
Die hessische Justiz fordert aktiv die Gleichstellung aller Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter.

Erwunscht sind deshalb im Rahmen der rechtlichen Vorgaben fur ausgeschriebene
Stellen Bewerbungen von allen Menschen, unabhangig von rassistischen Zuschrei-
bungen, ethnischer Herkunft, Geschlecht und geschlechtlicher Identitat, Religion und
Weltanschauung, Behinderung, Alter oder sexueller Identitat.

Bewerbungen von Frauen sind besonders erwunscht. Aufgrund des Frauenforder-
plans besteht eine Verpflichtung zur Erhdhung des Frauenanteils.

Schwerbehinderte Richterinnen und Richter, Beamtinnen und Beamte sowie Ange-
stellte werden bei gleicher Qualifikation bevorzugt bertcksichtigt.

Bewerbungen sind binnen drei Wochen auf dem Dienstweg an das Hessische Minis-
terium der Justiz und fur den Rechtsstaat in Wiesbaden zu richten.

Eine Beschrankung des Auswahlverfahrens auf eventuelle Versetzungsbewerberin-
nen und -bewerber bleibt ebenso vorbehalten wie eine an Verwaltungsbelangen ori-
entierte Ermessensentscheidung zwischen mehreren Versetzungsbewerberinnen und
-bewerbern.

107



Herausgeber: Hessisches Ministerium der Justiz und fur den Rechtsstaat,
Wiesbaden

ISSN 0022-7064 Kontakt jmbl@hmdj.hessen.de
Verantwortlich fiir den redaktionellen Inhalt:

Ministerialdirigent Nimmerfroh,
Hessisches Ministerium der Justiz und fur den Rechtsstaat,
Luisenstral3e 13, 65185 Wiesbaden

Das Blatt erscheint in der Regel monatlich einmal auf der Internetseite des Ministeri-
ums der Justiz und fur den Rechtsstaat https://justizministerium.hessen.de/. Eine
Newsletter Funktion kann aktiviert werden.

Einzelstucke in Papierform kdnnen gegen Entgelt bei dem Hessischen Ministerium der
Justiz und fur den Rechtsstaat angefordert werden.

Hinweise zum Datenschutz sind ersichtlich auf der Internet-Seite des Hessischen Mi-
nisteriums der Justiz und flr den Rechtsstaat unter www.justizministerium.hessen.de.

108


https://justizministerium.hessen.de/

	Verwaltungsvorschriften
	Geschäftsordnung für die Gerichte, Staatsanwaltschaften und die Amtsanwaltschaft (GO)0F
	Einundzwanzigster Erlass zur Änderung des Erlasses zur elektronischen Aktenführung bei den Gerichten und Staatsanwaltschaften1F
	Haftkostenbeitrag für das Kalenderjahr 2025 nach § 43 Abs. 4 des Hessischen Strafvollzugsgesetzes und § 42 Abs. 4 des Hessischen Jugendstrafvollzugsgesetzes 2F
	Änderung der Aktenordnung für die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit in Hessen (AktO-SG) und der Zusatzbestimmungen zur AktO (ZB-AktO-SG)3F
	Justiz-Informationstechnik-Einsatz-Richtlinie (JIT)4F
	Richtlinien für die dienstliche Beurteilung der Beamtinnen und Beamten im Zuständigkeitsbereich des hessischen Justizvollzugs5F

	Bekanntmachungen
	Bekanntmachung der Notarkammer Kassel
	Bekanntmachungen der Rechtsanwaltskammer Frankfurt am Main
	Hinweis

	Stellenausschreibungen
	Ordentliche Gerichtsbarkeit
	Staatsanwaltschaften
	Verwaltungsgerichtsbarkeit


